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Einleitung 

Das Problem Westberlin ist in Verbindung mit dem vor
li~genden sowjetischen Entwurf eines Friedensvertrages 
mit Deutschland gegenwärtig in aller Munde. Es beherrscht 
die Frontseiten der Zeitungen und beschäftigt Staatsmän
ner und Politiker in aller Welt. In der Tat liegt hier ein 
Problem vor, das die Aufmerksamkeit weitester Kreise 
erregen muß; denn von ~einer befriedigenden Lösung 
hängt es ab, ob der Frieden stabilisiert wird oder nicht. 
Nachstehend soll der Stand dieses Problems, so wie es sich 
um die Jahreswende 1958/1959 darstellt, mit einigen Stri
chen umrissen werden. Im Anhang werden die wichtigsten 
auf das Berlin-Problem bezüglichen Dokumente abgedruckt. 



Von der Moskauer Außenministerkonferenz 1943 bis 
zu den Potsdamer Vereinbarungen 1945 

Das Problem Westberlin ist entstanden aus der Teilung 
Berlins in vier Sektoren. Zur Beurteilung der gegenwärti_ 
gen Lage ist es notwendig, sich noch einmal vor Augen 
zu führen, wie es zur Vierteilung Berlins kam. Dabei muß 
bis in die Kriegsjahre zurückgegangen werden. 

Bereits während des Jahres 1942 wurden von den Alli
ierten erstmalig die Maßnahmen diskutiert, die gegenüber 
Deutschland nach Beendigung des Krieges ergriffen wer
den sollten. Nach der deutschen Niederlage von Stalingrad, 
der militärischen Wende des zweiten Weltkrieges, gingen 
die Alliierten an die systematische Lösung der Nachkriegs
probleme hinsichtlich Deutschlands heran. Auf der Mos
kauer Außenministerkonfe~'enz im Oktober 1943 wurde 
zwischen Großbritannien, der Sowjetunion und den USA 
die Besetzung Deutsd1lands erörtert und zu ihrer Vorberei
tung ein besonderes Gremium - die Europäische Konsul 
tative Kommission (European Advisory Commission) -
gebildet. Diese Kommission, bestehend aus Sir William 
Strang für Großbritannien, dem sowjetischen Botschafter 
in London, Fedor T. Gusew, und dem USA-Botschafter in 
London, John Winant, tagte seit dem Januar 1944 in Lon
don ; im November 1944 trat Botschafter Massigli als Ver
treter Frankreichs hinzu - die Sowjetunion hatte am 
11. November 1944 die Aufnahme Frankreichs in die 
Kommission vorgeschlagen. Nach der Potsdamer Konferenz 
1945 stellte sie ihre Tätigkeit ein. Die Kommission. die als 
ständiges Verhandlungsorgan der betei ligten Regierungen 
zu betrachten ist, konnte keine selbständigen Entscheidun
gen fällen; ihre Mitglieder handelten nur auf Weisung 
ihrer Regierung. Die von der Kommission erarbeiteten 
Dokumente bedurften der Billigung der Regierungen, die 
in ratifikationsähnlicher F.orm bei der Kommission hinter
legt wurde. 

Die Kommission wandte sich neben der Ausarbeitung 
einer Kapitulationsurkunde vor allem zwei großen Kom
plexen-zu, nämlich 

• der Besetzung Deutschlands und seiner Aufteilung in 
Besatzungszonen und 

• der Kontrolle Deutschlands während seiner Besetzung. 

Am 15. Januar 1944 unterbreitete der britische Vertreter 
der Kommission einen Entwurf zur Auf teilung Deutsch
lands in drei Besatzungszonen: Mecklenburg, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt · und Thüringen "und die östJich davon 
gelegenen Gebiete" sollten der Sowjetunion zur Besetzung 
zugewiesen werden, Großbritannien verlangte für sich 
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Nordwestdeu~schland, .~ie USA sollten Süddeutschland er
halten. Von emer Betel11gung Frankreichs an der Besetzung 
Deutschlands war damals noch nicht die Rede. 

Während sich die Sowjetunion am 18. Februar 1944 mit 
dem britischen Vorschlag einverstanden erklärte konnten 
sich die bei den anderen Großmächte nicht darübe'r einigen, 
wer "\~lelche Besatzungszone bekommen sollte. Doch konnte 
die Beratung über die Zoneneinteilung bis zum Spätsom
mer 1944 soweit abgeschlossen werden, daß am 12. Sep
tember 1944 in London ein Protokoll zwischen den drei 
Mächten über die Abgrenzung der Besatzungszonen in 
Deutschland und die Verwaltung von Groß-Berlin und 
dessen Sektoreneinteilung für Besatzungszweck:e unter
zeichnet werden konnte. Nach diesem Protokoll wurden 
eine Ostzone, eine Nordwestzone und eine Südwestzone 
sowie das Gebiet Berlin t) geschaffen. Während die Ostzone 
und die Berliner Stadtbezirke Pankow, Prenzlauer Berg, 
Mitte, Weißensee, Friedrichshain, Lichtenberg, Treptow 
und Köpenick.2) der Sowjetunion fest zugeteilt wurden 
blieb die Zuteilung der Nordwestzone und der Südwest~ 
zone sowie der übrigen 12 Berliner Stadtbezirke noch 
offen, wurde aber einige Tage später von Churchill und 
Roosevelt bei ihrem Zusammentreffen auf der 2. Konfe
renz von Quebec (11. bis 16. September 1944) entschieden
"etwas übereilt", wie Truman später in seinen Memoiren 
bedauernd feststellte, denn mit dieser Entscheidung war 
den Briten das wichtige Ruhrgebiet zugefallen3). Am 
14. November 1944 wurde in London von den Mitgliedern 
der Kommission ein Abkommen über die Ergänzung des 
Protokolls vom 12. September 1944 unterzeichnet und fest
gelegt, daß Großbritannien die Nordwestzone und die Ber
liner Stadtbezirke Reinickendorf, Wedding, Tiergarten, 
Charlottenburg, Spandau und Wilmersdorf besetzt, wäh
rend die USA die Südwestzone und die Berliner ,stadt
bezirke Zehlendorf, Steglitz, Schöneberg,. Kreuzberg, Tem
pelhof und Neukölln zur Besetzung zugewiesen erhalten. 
Ziffer 5 des Protokolls vom 12. September 1944 beschäf
tigte sich mit der Verwaltung Berlins und lautete: 

') Als Z(lnengrenz.en sollten die Länder- und Provinzgrenzen 
gelten . wobei die Veränderungen jm R.aum Sa17..gitter auigrund 
des Erlasses des Belchsinnenmlnlsters vom 25. Juni 194!l (RGBI. 
194'1. Teil I. Nr. 72. S. 357") berei1s berticksicht.igt wurden. Als 
Gebiet von Berlin wurde das Gr(lß-Berliner Gebiet all'f.grund 
des preußlschenr Gesetzes vom 27. April 1920 (pr. GS 19-20. Nr. 19. 
S. l23 ff.) über die Bildung einer Stadtgemeinde Berlin an
gesehen . 

t) Als Stad1bezirksgrenzen galten die Bezirksgrenzen aufgrund 
des Erlasses vom 27. März l.938 (Berliner Amtsblatt 1008 Nr.13 
&2~. . , 

I) Tru:man. Memoiren. Bd. I . Das Jahr dei' Entscheidungen 1946 
Stuttgart. 19~5. S.287. ' 
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"Eine interallüerte Behörde (Komendantura), gebildet 
aus drei von den entsprechenden Oberbefehlshabern er
nannten Kommandanten, wird zur gemeinsamen Verwal
tung des Gebietes Groß-Berlin errichtet." 

Die USA erhielten ferner die Enklave Bremen mit Bre
merhaven als N~chschubbasis. Durch eine Vereinbarung 
mit Großbritannien vom 20. Januar 1945 wurden die wei
teren Einzelheiten festgelegt. Bremen und Brerr.erhaven 
sollten danach zwar unter amerikanischer Kontrolle ste
hen, jedoch als "Unterbezirk eines größeren, unter eng
lischer Kontrolle stehenden Gebiets verwaltet werden". 

Die Vereinbarungen vom September und Oktober 1944 
wurden vom USA-Präsidenten Roosevelt am 4. Dezember 
1944 und von der britischen Regierung am 5. Dezember 
1944 gebilligt. Die Sowjetregierung teilte am 6. Februar 
1945 mit, daß sie den Vereinbarungen zustimmt. 

Im August 1944, nach der Inbesitznahme von Paris, mel
dete Frankreich seine Forderung auf Mitbeteiligung an 
der militärischen Besetzung Deutschlands nach dem Kriege 
an; es wollte einen Gebietsstreifen vqn deL' niederländi
schen Grenze bis an den Bodensee in einer Breite von 30 
bis 50 Kilometer über da.s rechte Rheinufer hinaus be
setzen.") In der Kommission wurde bald Einigkeit darüber 
erzielt, daß die Berücksichtigung der französischen Forde
rung keine grundsätzliche Neuaufteilung der Besatzungs
zonen nach sich ziehen sollte. Der Bestand der sowjetischen 
Besatzungszone sollte unberührt bleiben, während aus der 
amerikanischen und britischen Besatzungszone etwa gleich 
große Teile herausgelöst und zur französischen Besatzungs
zone zusammengeschlossen werden sollten. Bei diesem 
Vorgehen ließ sich aber das Prinzip der Wahrung der deut
schen Länder- und Provinzgrenzen nicht aufrechterhalten. 
Zugunsten Frankreichs wurden die historisch gewachsenen 
Gebiete Baden und Württemberg zerschnitt.en und Teile 
des Landes Hessen und der Provinz Rheinland abgetrennt. 
Die endgültige Festlegung der Grenzen der französischen 
Besatzungszone erfolgte in einem 2. Ergänzungsabkommen 
vom 12. Dezember 1944 zum Protokoll vom 12. September 
1944; auf der Potsdamer Konferenz wurde dieses Abkom
men am 26. Juli 1945 bestätigt. 

Neben der Zonen- und Sektoreneinteilung mußte 1944/45 
auch die Frage nach dem Besatzungszweck und seiner 
rechtlichen Begründung und organisatorischen Ausgestal
tung geklärt werdenj zu diesem Zweck arbeitete die Kom-. 
mission die Kapitulationsbedingungen für Deutschland 
und ' ein Abkommen über die Kontrollgewalt in Deutsch-

') Zu den BestTebungen Frankl"eichs nach einer Besatzungszone 
vgl. Altmeyer. Die Dokumente vom '5. Juni 1946 und die politi
sche Einheit Deutschlands. tn : Europa-Ard'liv '1005. S. 7365 ff. 
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land aus.5) Soweit sich die Kommission mit der "Zer
stückelung" (dismemberment) Deutschlands und seiner 
Aufteilung in eine Reihe mehr oder weniger abhängiger 
staaten, wie es z. B. die amerikanischen .Pläne (Welles
Plan 1942/44 und Morgenthau-Plan 1944) vorsahen, bf
schäftigte, sind diese Absichten durch den sowjetischen 
Einspruch gegen jede Auseinanderreißung Deutschlands 
nicht zum Zuge gekommen. 

Bereits am 21. Juli 1·944 legte die Kommission den drei 
Regierungen den Entwurf einer Urkunde über die bed)n
gungslose Kapitulation Deutschlands vor. In Artikel 12 
dieses Entwurfs hieß es, daß die drei Mächte 

"in Deutschland die höchste Regierungsgewalt" besitzen 
werden; "in Ausübung dieser Gewalt werden sie diejeni
gen Maßnahmen treffen, die sie zum künftigen Frieden 
und zur künftigen Sicherheit für erforderlich halten, dar
unter die Entmilitarisierung Deutschlands." 

I n ihrer Sitzung vom 14. November 1944 yerabschiedete 
die Kommission ein Abkommen über das Kontrollsystem 
in Deutschland und unterbreitete es den drei Regierungen 
zur Billigung. Dieses Abkommen, das seine endgültige 
Fassung am 5. Juni 1945 erhielt, lautete in seinen wich
tigsten TeilenG) : 

Artikel 1: Die Oberste Gewalt in I)eutschland wird auf 
Weisung ihrer jeweiligen Regierungen von den Ober
befehlshabern der militärischen Streitkräfte der Vereinig
ten Staaten von Amerika, des Vereinigten K'"orugreichs und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ausgeübt, 
von jedem in seiner Besatzungszone und auch gemeinsam 
in den Deutschland als Ganzes betreffenden Angelegen
heiten als Mitglieder des durch das gegenwärtige Abkom
men errichteten Obersten Kontrollorganes. 
Artikel 2: Jeder Oberbefehlshaber bekommt in seiner Re
satzungszone Ve..rtreter des Heeres, der Marine und der 
Luftwaffe der zwei anderen Oberbef.ehlshaber als Verbin
dungsmission zugewiesen. 
Artikel 3: 
a) Die drei Oberbefehlshaber bilden, als einheitliches Or

gan handelnd, das Oberste Kontrollorgan, Kontrollrat 
genannt. 

b) Die Aufgaben des Kontrollrates sind: 
I) die gebotene Einheitlichkeit des Vorgehens der ObeL'-

---
I) Vgl. dazu Mosley. Die Friedenspl'äne der Alliierten und die 

AUofteilung Deutschlands. in: Europa-Archiv. 1950. S. 3032 ft ., 
und in: Foreign Affairs. Nr.411956: ferner: Bitte!. Die Feinde 
der deutschen Nation, Zur Deu1schlandpolitik der imperla
listisdlen Westmächte. Berlin., 1955. 

.) Vgl. Deparlment o! Slale. Foreign Relations of the Unite<l 
States. Diplomatie Papers. The Conierences of Malta and 
Yalta UJ45. Washinglon. 1955. S. 124 ff. (sog. Jalta-Dokumenle); 
deutsdler Text des Abkommens vom 4. November 1944 im 
Dokumentenanhang, bl. 
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II) 

befehlshaber in ihren jeweiligen Besatzungszonen zu 
gewährleisten; 
Pläne aufzustellen und gemeinsame Entscheidungen 
zu treffen über grundsätzliche, ganz Deutschland be-
treffende militärische, politische, wirtschaftliche und 
sonstige Fragen, und zwar gemäß den jedem Ober
befehlshaber von seiner Regierung erteilten Wei
sungen; 

III) die deutsche Zentralverwaltung zu überwachen, die 
unter Aufsicht des KontroiIrates tätig und ihm für 
die Ausführung seiner Befehle verantwortlich sein 
wird; 

IV) die Verwaltung von Groß-Berlin mit Hil"fe der hierzu 
be~tel1ten Organe zu leiten. 

Artikel 7: 
a) Es wird eine interalliierte Regierungsbehörde (russisch: 

Komendantura) errichtet, die sich aus drei von ihren 
jeweiligen Oberbefehlshabern ernannten Komman
danten - einem von jeder Macht - zusammensetzt, um 
gemeinsam die Verwaltung des Gebietes von GroD
Berlin zu leiten. Jeder der Kommandanten übernimmt 
der Reihe nach die Befugnisse des diensttuenden Kom
mandanten als Leiter der interalliierten Regierungs
behörde. 

b) Ein technischer Stab .. der sich aus Personal einer jeden 
der drei Mächte zusammensetzt, wird unter der inter
alliierten Regierungsbehörde gebildet zu dem Zwecke, 
die Tätigkeit der örtlichen, für die Stadtverwaltung 
verantwortlichen Behörden von Groß-Berlin zu über-
wachen und zu kontrollieren. . 

c) Die interalliierte Regierungsbehörde arbeitet unter der 
allgemeinen Leitung des Kontrollrates und erhält über 
den Koordinierungsausschuß Befehle. 

Für die Verhandlungen der ;,Großen Drei" - Roosevelt, 
Stalin und Churchill - in Jalta vom 4. bis 11 . Februar 
1945 bildeten die genannten Dokumente der Kommission 
die Grundlage. Bezüglich der Besetzung und Kontrolle 
Deutschlands wurde beschlossen7): 
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"Wir sind über die gemeinsame Politik und Planlegung 
zur Durchführung der Bestimmungen der bedingungslosen 
Kapitulation übereingekommen, die wir gemeinsam dem 
nationalsozialistischen Deutschland auferlegen werden, 
nachdem der bewaffnete deutsche Widerstand endgültig 
gebrochen ist. Diese Bestimmungen wer.den erst bekannt
gegeben werden, wenn die endgültige Niederwerfung 
Deutschlands vollzogen ist. 

Gemäß dem in gegenseitigem Einvernehmen fest
gelegten Plan werden die Streitkräfte der drei M~chte 
je eine besondere Zone Deutschlands besetzen. Der Plan 
sieht eine koordinierte Verwaltung und Kontrolle durch 

') vgl. Amtsblatt des Kontrollrates 1n DeutsChland'. Ergänzungs
heft Nr. 1. S. 4 ff. 

• 
eine Zentralkontrollkommission mit Sitz in Berlin vor, 
die aus den Oberbefehlshabern der drei Mächte besteht. 

Es ist beschlossen worden, daß Frankreicli von den drei 
Mächten aufgefordert werden soll, eine Besatzungszone zu 
übernehmen und als viertes Mitglied an der Kontroll
kommission teilzunehmen, falls es dies wünschen sollte. 
Die Grenzen der französischen Zone Vilerden von den vier 
beteiligten Regierungen durch ihre Vertreter bei der 
EuropäiSchen Beratenden 'Kommission in gegenseitigem 
Einvernehmen festgelegt. 

:EIs ist unser Wlbeugsamer Wille, den deutschen Militaris
mus und Faschismus zu zerstören und dafür Sorge zu 
tragen, daß Deutschland nie wieder imstandt:' ist, den 
Weltfrieden zu stören. Wir sind entschlossen, alle 
deutschen Streitkräfte zu entwaffnen und aufzulösen; den 
deutschen Generalstab, der wiederholt die Wiederaufrich
tung des deutschen Militarismus zustande gebracht bat, 
für alle Zeiten zu zerSchlagen; sämtliche deutschen militä
rischen Einrichtungen zu entfernen oder zu zerstören: die 
gesamj:e deutsche Industrie, die für militärische Produk
t ion benutzt werden könnte, zu beseitigen oder un1er Kon
trolle zu stellen; alle Kriegsverbrecher vor Gericht zu brin
gen und einer schnellen Bestrafung zuzuführen sowie eine 
im gleichen Umfang erfolgende Wiedergutmachung der von 
den Deutschen verursachten Zerstörungen zu bewirken; 
die Nationalsozialistische Partei, die nationalsozialistischen 
Gesetze, Organisationen und Einrichtungen zu beseitigen, 
alle nationalsozialistischen und militärischen Einflüsse aus 
den öffentlichen . Dienst..stellen sowie dem kulturellen und 
wirtschaftlichen I!..eben des ,volkes auszuschalten und in 
übereinstimmung miteinander solche Maßnahmen in 
Deutschland zu ergreifen, die für den zukünftigen Frieden 
und die Sicherheit der Welt notwendig sind. 

Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu ver
nichten; aber nur dann, wenn der Nationalsozialismus und 
Militarismus ausgerottet sind, wird für die Deutschen 
Hoffnung auf ein würdiges Leben und einen Platz in der 
V ölkergemeinschait bestehen." 

Die Urkunde über die bedingungslose Kapitulation 
Deutschlands wurde in Jalta überarbeitet; es wurde noch 
einmal festgesteIl t, daß die drei Mächte "in Deutschland 
die höchste Regierungsgewalt" besitzen, und an anderer 
Stelle wurde davon gesprochen, daß sie "bezüglich Deutsch
land höchste Machtvollkommenheit" haben werden. Bei 
der Kapitulation am 8. Mai 1945 in Karlshorst wurde 
jedoch von dieser Urkunde kein Gebrauch gemacht. Das 
Oberste Hauptquartier der alliierten Expeditionsstreit
kräfte wünschte eine kurze, prägnante Fassung. Die poli 
tischen Klauseln der bedingungslosen Kapitulation wur
den daher aus der Urkunde herausgenommen. An ihre 
Stelle trat die allgemeine Ermächtigungsklausel des Art. 4, 
die den Alliierten die Möglichkeit gab, Deutschland wei
tere Kapitulationsbedingungen aufzuerlegen. Diese wei
teren Bestimmungen, die sich naturnotwendig nur auf die 
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Übergangsperiode von der faktischen bis zur juristischen 
Kriegsbeendigung beziehen können, sind am 5. Juni 1945 
in Berlin in Gestalt 

• der Erklärung in Anbetracht der Niederlage Deutsch
lands und der übernahme der obersten Regierungs_ 
gewalt hinsichtlich Deutschlands, 

• der Feststellung über das Kontrollverfahren in 
Deutschland"), 

• der Feststellung über die Besatzungszonen in Deutsch
land und 

• der Feststellung über die Beratung mit den Regie-
rungen anderer Vereinter Nationen 

erlassen worden. Schließlich gehören dazu noch die in der 
Zeit vom 17. Juli bis 2. August 1945 in Potsdam verein
barten, sich auf die übereinkunft über das Kon troll
system in Deutschland und über die Ausübung der höchsten 
Regierungsgewalt in Deutschland beziehenden 

• politischen und wirtschaftlichen Grundsätze, deren 
man sich bei der Behandlung Deutschlanas in der 
Anfangsperiode bedienen muß, 

die den Besatzungszweck. näher umschreiben. 
In den Berliner Dokumenten vom 6. Juni 1945 wurde 

noch einmal festgelegt, daß Deutschland in Vier Besat~ungs
zonen aufgeteilt wird, deren östliche die Sowjetunion er
hält. Nach Ziff. 1 der Feststellung über' das Kontrollsystem 
wurde von jedem Oberbefehlshaber "die oberste Gewalt 
... in seiner eigenen Besatzungszone" ausgeübt. p..ne vier 
Oberbefehlshaber übten die oberste Gewalt "gemeinsam 
in allen Deutschland als ein Ganzes betreffenden An
gelegenhei ten" als .Alliierter Kontrollrat mit dem Sitz in 
Berlin aus. 

über Berlin wurde am 5. Juni 1945 folgendes vereinbart: 
• "Das Gebiet von Groß-Berlin wird von Truppen einer 

. jeden der vier Mächte besetzt" (ZUI. 2 der Feststellung 
über· das Kontrollratssystem). 

• "Die Verwaltung des Gebietes von Groß-BerJin wird 
von einer interalliierten Behörde geleitet, die unter 
Leitung des Kontrollrates arbeitet" (Zi.IT. 7 der o. a. 
Feststellung). 

Das von den vier Mächten beschlossene Dokumenten
werk vom 8. Mai 1945, vom 5. Juni 1945 und vom 2. August 
1945 bildet somit eine Einheit und stellt das rechtliche ' 
Fundament dar, auf dem die Rechtsstellung Deutschlands 
nach der Kapitulation im allgemeinen und die Berlins im 
besonderen beruht. Regelten die Berliner Feststellungen 
organisatorisch-technische J'ragen der Besatzung, ' so be-

' ) Der Feststellung ging eine entsprechende Vereinbarung d er 
vier Mächte vom 1. Mai 194-5 voraus. 
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handelten die Potsdamer Vereinbarungen die politisch
wirtschaftliche Zielsetzung der Besatzung, nämlich die 
Liquidierung des deutschen Imperialismus und Militaris
mus und den sozial-ökonomischen Neubau Deutschlands. 
Ein nur auf den Feststellungen vom 5. Juni beruhendes, 
gleichsam abstraktes Besatzungsrecht gibt es nicht. Auch 
die Direktive JSC 1067 des USA-Wehrmachtsgeneralstabes 
an den Oberbefehlshaber der USA-Truppen in Deutsch
land hinsichtlich der Militärregierung für Deutschland 
vom April 1945 stellt eindeutig in Teil I, Ziff. 4, Buchst. c 
fest : 

"Das Hauptziel der Alliierten ist es, Deutschland daran 
zu hindern, je wieder eine Bedrohung des Weltfriedens 

'zu werden. Wichtige Schritte zur Erreictung dieses Zieles 
sind die Ausschaltung des Nazismus und Militarjsmu~ in 
jeder Form, die sofortige Verhaftung der Kriegsverbrecher 
zum Zwecke der .Bestrafung, die industrielle Abrüstung 
und Entmilitarisierung Deutschlands mit langfristIger 
Kontrolle des deutschen Kriegspotentials und die Vor
bereitungen zu einem späteren Wiederaufbau des deut
schen politischen Lebens auf demokratischer Grundlage." 

Die Alliierten übernahmen, wie Chruschtschow am 
10. November 1958 im Moskauer Lushniki-8portpalast er
klärte, in Potsdam "klar umrissene Verpft.ichtungen: den 
deutschen Militarismus auszurotten, für immer dessen 
Wiedergeburt unmöglich zu machen und ... die Gewalt
herrschaft der Kartelle, Syndikate und anderer Monopol
gesellschaften in der deutschen Wirtschaft zu beseitigen, d. h . 
alle Kräfte zu liquidieren, die seinerzeit Ritler zur Madlt 
brachten und seine militärischen Abenteuer begünstigten 
und finanzierten". 

In Potsdam wurde gleichsam die causa, der Rechtsgrund, 
für die ]?erliner Feststellungen näher dargelegt. Beide 
Dokumentenwerke _ Berliner Feststellungen und Pots
damer Beschlüsse - bilden daher ein notwendiges poli
tisches und juristisches Ganzes und können nicht los
gelöst für sich gesehen werden. Wird ein Teil dieses Gan
zen verletzt oder zerstört, fällt das Ganze in sich zu
sammen. 

In Potsdam ist zwar über Berlin nichts weiteres ver
einbart worden; aber es bestand und besteht kein Zweifel 
daran, daß die politischen und wirtschaftlichen Grundsätze 
für die Neugestaltung Deutschlands auch auf seine Haupt
stadt Berlin Anwendung finden sollten. Die Potsdamer 
Vereinbarungen waren insofern neben den Berliner Fest
stellungen die weitere notwendige Rechtsgrundlage für 
die Besetzung Berlins durch die vier Mächte. 
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Berlin wird unter Viermächte-Kontrolle gestellt 
In den letzen Apriltagen 1945 besetzten sowjetische 

Truppen den letzten sinnlosen deutschen Widerstand 
brechend Deutschlands Hauptstadt Berlin. In seinem 
Befehl Nr. 1 vom 28. April 1945 erklärte der sowjetische 
Stadtkommandant von BerHn) Generaloberst Bersarin) daß 
er die lOg e sam t e a d m i n ist rat iv e und pol i
ti s ehe Mac h tU in Berlin übernommen habe.9) Am 
17. Mai 1945 wurde für das gesamte Stadtgebiet von Ber
lin der Magistrat von Groß-Berlin als deutsche Verwaltung 
gebildet. Unter der Losung "Die antifaschistische Einheit 
- Unterpfand der Neugeburt des deutschen Volkes" fan
den sich Vertreter aller Parteien und Weltanschauungen 
zu gemeinsamer Tätigkeit im obersten deutschen Ver
waltungsorgan Berlins zusammen. 

Während der letzten Kampfhandlungen und Tr.uppen
bewegungen Ende April/Anfang Mai 1945 hatten sict: die 
sowjetischen Truppen und die Verbände der westlIchen 
Alliierten etwa auf der Linie Schwerin-Torgau-Leipzig
Zwickau getroffen. über ihre Rückverlegung in die ver
einbarte amerikanische und britische Besatzungszone und 
den Einzug amerikanischer und britischer Truppen in die 
ihnen zugeteilten Sektoren Berlins kam es auf Grund 
wnes Briefwechsels zwischen Truman und Stalin vor:" 
14./16. Juni 1945 und eines ähnlichen Briefwechsels ZWI

schen Churchill und Stalin vom 15./17. Juni 194510) noch 
im Juni 1945 in Berlin zu Verhandlungen, die dazu 
führten daß dje Amerikaner und Bz:iten ihre Stellungen 
in MeckJenburg, Sachsen-Anhalt und Thüringen räumt~n 
und in Berlin einmarschierten. Bei der Bedeutung, die 
dieser Briefwechsel bei der Erörterung der Rechtsgrund
lagen des Besatzungsrechts der Westmächte in Westberlin 
in den Jahren 1948 und 1958 erlangte, sei hier folgendes 
dazu bemerkt: 

Dieser Briefwechsel, 1957 in Moskau in russischer und 
englischer Sprache veröffentlicht1o») hat 1948 und 19~8 
eine gewisse Rolle gespielt hinsichtlich der Frage, ob ~le 
Teilnahme der Westmächte an der Besetzung Berlms 
eine Kompensation darstelle für ihre Räumung des west
lichen Teils der sowjetischen Besatzungszone. 

I ) vgt D ie Berliner Kon1erenz der drei Mächte .... Herlin, 10946, 
Sammelhert I , S. 83. 

U) Vgl. B riefwechsel . zwischen dem Vorsitzenden d es Minister
rates der UdSSR und dlem Präsidenten der USA und- den Pre
mierministern Großbritanniens während des Großen Vater
ländlschen K rieges 1941-1.945. Moskau 1957. 2 B ände. russisch 
und englisCh. Die im Text angeführten Zitate wurden entno~ 
men aus Bd. I. 5.337. 346, 365 und 366 sowie Bd. 1I. S . 245. 241 
und 248. 
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Bereits in einem Schreiben Churchills an Stalln vom 
22. April 1945 hatte Churchill darauf hingewiesen, daß bis 
zur endgültigen Niederlage der deutschen Armee ·"die 
Grenzen zwischen den Streitkräften der drei Alliierten 
von den Oberbefehlshabern entsprechend den strategischen 
Notwendigkeiten entschieden werden müssen"; an Gene
ral Eisenhower sei bereits eine entsprechende Anweisung 
ergangen. 

Am 2. Mai 1945 teilte Stalin mit, daß die Rote Armee 
Anweisung erhalten habe, beim Zusammentreffen mit 
amerikanischen und britischen Truppen "eine zeitweilige 
taktische Abgrenzung" zu vollziehen. 

Der Brief Trumans an Stalin vom 14. Juni 1945 lautete 
hinsichtlich des auf Deutschland bezüglichen Teils <Über
setzung vom Verfasser): 

"Ich schlage vor, nachdem Deutschlands bedinqungslo.<;e 
,Kapitulation erklärt wurde, und der Kontrollrat für 
Deutschland seine erste Sitzung abgehalten hat, daß wir 
sofort endgültige Anweisungen erteilen, die die Streit
kräfte in ihre Zonen einrücken lassen und die eine ge
ordnete Verwaltung der besetzten Gebiete einführen. Hin
sichtlich Deutschlands bin ich bereit, Anweisungen an alle 
amerikanischen Truppen ergehen zu lassen, am 21. Juni 
mit dem Rückzug in ihre Zone auf Grund von Verein
barungen zwischen den betreffenden Befehlshabern zu 
beginnen; in diese Vereinbarungen sind die gleichzeitige 
Verlegung der nationalen Garnisonen nach Groß-Berlin 
und Bestimmungen über den freien Zutritt der USA
Streitkräfte auf dem Luft-, Straßen- und Eisenbahnweg 
nach Berlin von Frankfurt und Bremen einzu.!':chließen." 

Am 15. Juni 1945 erklärte Churchill in einem Schreiben 
an Stalin ebenfalls seine Bereitschaft, Feldmarschall 
Montgomery anzuweisen, den Rückzug in die britische 
Zone anzutreten und gleichzeitig in Berlin einzumarschie
ren; in die entsprechende Vereinbarung seien Bestimmun
gen über die freie Verbindung zwischen der britischen 
Zone und Berhn aufzunehmen. 

Stalin schlug Truman am 16. Juni 1945 vor, mit dem 
Rückzug erst nach dem 21. Juni 1945 zu beginnen, da die 
sowjetischen Befehlshaber vom 19. Juni ab in Moskau an 
der Tagung des Obersten Sowjets teilnehmen, wo am 
24. Juni eine Parade stattfinde; ferner sei die Entminung 
Berlins nicht vor Ende Juni abgeschlossen. StaUn empfahl, 
den Rückzug der amerikanischen Truppen auf ihre Be
satzungszone bis zum 1. Juli zu verschieben. Ein gleiches 
Schreiben richtete Stalin an Churchill. 

Truman antwortete Stalin arn .. 18. Juni 1945, daß er An
weisung gegeben habe, mit dem Abmarsch der amerika
nischen Truppen aus der sowjetischen Besatzungszone am 
1. Juli zu beginnen. 

Aus dem o. a. Briefwechsel ergibt sich e indeutig, daß 
e r eine militärisch-organisatorische Frage regelt, nämlidl 



die Regelung der mit dem 1. Juli 1945 anlaufenden Trup
penbewegungen zur Durchführung der 194.4 in London 
gefaßten Beschlüsse über die Zonen- und Sektoren
besetzung. Der Briefwechsel schafft somit keine neuen 
Rechtsgründe für die Besetzung Westberlins. 

Entsprechend zwischen den Oberbefehlshabern erzielten 
Vereinbarungen trafen am 4: Juli 1945 in Berlin die 
ersten amerikanisdlen Truppen ein; ihnen folgten die 
Briten, und zum Schluß erschienen die Franzosen in Berlin. 
Die zwölf westlichen Stadtbezirke der insgesamt 20 Stadt
bezirke Berlins wurden auf die drei Westmächte aufgeteilt, 
und zwar erhielten: 

die Amerikaner - Kreuzberg, Neukölln, Schöneberg, 
Steglitz, Tempelhof und Zehlendorf; 

die Briten - Reinickendorf und Wedding. 
und W ilmersdorf; 

die Franzosen - Charlottenburg, Spandau, Tiergarten 
In weiteren Verhandlungen wurde am 7. Juli die Bildung 

einer Kommandantw' als oberstes alliiertes Verwaltungs
organ für Berlin beschlosen; sie setzte sich aus den 
Kommandanten der vier Sektoren zusammen, die sich im 
Vorsitz monatlich abwechselten. Diese Sonderregelung für 
die deutsche Hauptstadt ist ebenso wie die Wahl Berlins 
zum Sitz des Alliierten Kontrollrates dahin zu deuten, 
daß die vier Mächte die Gemeinsamkeit ihres Siegens 
und ihres Handeins unterstreichen wollten und sie 
Deutschland als eine Einheit betrachteten. Bei der Auf
teilung österreichs in vier Besatzungszonen und der ge
meinsamen Besetzung seiner Hauptstadt Wien, die auch 
in vier Sektoren eingeteilt und Sitz der Viermächte
Kontrollbehörde, der sog. Alliierten Kommission, wurde, 
kam das gleiche Prinzip zur Anwendung. 

In diesem Zusammenhang wurden etwa zur gleichen 
Zeit Viermächte-Vereinbarungen über die in Vlest-Berlin 
stationierten Truppen getroffen: für den Personenverkehr 
(Militärangehörige nebst Familien und das sog. Militär
gefolge, d. h. Zivilpersonen im Dienst der militärischen 
Verbände) sowie den Güterverkehr wurden Verbindungs
wege durch die sowjetische Besatzungszone zur Verfügung 
gestellt, nämlich die Autobahn Berlin-Marienborn, die 
Eisenbahnlinie Berlin-Helmstedt bzw. Oebisfelde und die 
Luftkorridoretl) Berlin~Hamburg, Berlin-Hannover und 
Berlin-Frankfurt (Main). 

11) Der Luftverkehr zwischen Berlln und den 'V~stzonen zur Ver
sorgun~ der Besatzungstruppen der Westmächte in WestberUn 
wurde am 30. November 19415 durch Kontrollratsbeschluß erneut 
geregelt: In 1hm wurde !est~estellt. daß der Luftverkehr nur 
zur Befriedigung der Bedürfnisse der in Westberlln stationier
ten Besatzungstruppen erfolgen sollte. Vgl. Die Sowjetunion 
und die Berliner Frage. Mosknu. 1948. S.55/56 und 72/73. 
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Aus den Berliner Feststellungen vom 5. Juni 1945 und 
insbesond~re aus den in ihnen gebrauchten unterscheiden
den BezeIchnungen "Oberste Gewalt in der Besatzungs

-z?ne" und "Verwaltung des Gebiet~s von Groß-BerIin" 
smd folgende SchlußfOlgerungen abzulesen: 
• .I?as Gebiet von Groß-Berlin ist Bestandteil der sowje

~lschen ~esatzungszone und nicht eine fünfte, besondere 
lnternatlonale Besatzungszone. 

• Di~ S~ktoren der westlichen drei Besatzungsmächte sind 
ledlgllch Verwaltungsgebiete dieser Mächte innerhalb 
?er so~jetischen Besatzungszone und keine Bestandteile 
lhrer eIgenen Besatzungszonen.12) 

Kröger l3
) gelangt aus der Analyse aller auf die Zonen

und Sektoreneinteilung bezüglichen Dokumente zu der 
"zwi?genden Schlußfolgerung, daß der Raum von Groß-

. ~erhn nach den verbindlichen Viermächteabkommen niC'bt 
el~ I?-eben den vier Besatzungszonen bestehendes selb
ständiges Bes~tzungsgebiet da.[.stellt, sondern daß er' _ 
ohne daß seme territoriale Zugehörigkeit zu einer der 
~~satzungszonen! deren Bestandteil er war, dadurch be
ruhrt wurde - VIelmehr lediglich einer gemeinsamen Ver
waltung unterstellt und von den vier Mächten gemeinsam 
~esetzt wurde ... . aus. der. Gesamtheit dieser völkerrecht
lichen Dokum~te, die die rechtlichen Grundlagen der 
e:sten Nachknegsentwicklung in Deutschland bildeten er
g:l~t .sie? also für den Status Berlin einmal, daß &rlin 
kerne e.tgene Besa~zu.ng.szone bildete, \Sondern zum Gebiets
bestand der SOWJetischen Besatzungszone gehörte Der 
Sonderatatus von Berlin bestand lediglich darin <!<iß der 
Rawn vo~. Groß-Berlin von den Truppen aller' v.ier Be
LSatzungs.machte besetzt und von einer aus Vertretern 
aller Vier Besatzungsmächte gebildeten Behörde ver-
waltet' wurde." , 

. Es er~ibt. sich damit hinsichtlich der Stellung Berlins 
l~ Terntonum der sowjetischen Besatzungszone das im 
Volkerrecht zwar nicht sehr häufige aber auch nicht un
gewöhnliche Bild, daß der Inhaber 'der Obersten Gewalt 
un~ der Inh.aber der VerwaItungsbefugnisse vergleichs
W~IS~ et~~ In demselben Verhältnis zueinander stehen 
wie 1m Zl~llrecht der Eigentümer und der Besitzer (Päch
ter, NutZnießer usw.) eines Grundstückes. 

02) In einer amtlichen Erklärung des britischen Verbindungs
stabes beim Zonenbeirat in Hamburg vom 16. September 1946 
über die völkerrechtlIche Stellung Deutschlands wird unter 
Be.zugnarune aur die Feststellungen vom S. Juni 1946 als sog 
bntLsches KontroIJgeblet derjenige Tell Deutschlands angese-: 
hen. der von britischen Streitkräften besetzt Ist wobei der 
brlUscr:e Sektor Berlins nldlt mit einbegriffen Isi" ."Vgl. Jahr
buCh filr internationales und ausländisches öffentliches Recht 
Hamburg. 1948. Bd. I, S. 188/189. . , 

'*) VgI. Krüger. Zu einigen Fragen des staatsrechtUChen Status 
von Berlln. iJ:.l: Deutsche Außenpolitik, NI'. 111957. S.17. 
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Zur Verdeutlichung sei auf die Panama-Kanalzone ver
wiesen: in dieser Zone üben die USA eine ganze Reihe von 
Vorrechten aus die die Souveränität der Republik Panama 
in diesem Gebiet schmälern; dennoch bleibt die territo
riale Souveränität der Republik Panama über diese Zone 
bestehen: die Kanalzone ist nach wie vor panamesisches 
Gebiet das von Panama z. B. an einen anderen Staat 
abgetr~ten oder mit einem anderen Staat vereinigt werden 
kann. I") 

Westberlin wird NATO-Frontstadt 
Als in Berlin Ende April 1945 die Waffen schwiegen, 

lag Berlin in Trümmern. Vor den Antifaschisten Berli~s 
stand die Aufgabe, das Leben in der Stadt zu normali
sieren und die Voraussetzungen für eine demokratische 
Umgestaltung Berlins zu schaffen. D~r Magistrat ~etzte .in 
den Betrieben deren Inhaber oder DIrektoren aktIve MIt
glieder der N'azi-Partei gewesen waren, antif!,,-schist~~0e 
Treuhänder ein. Die Privatbanken mußten Ihre TatIg
keit einstellen. Die neugegründeten Gewerkschafte!l 
säuberten die Betriebe von faschistischen Elementen. Anti
faschisten übernahmen die Polizei, die Justiz, die Ver-
waltung, den Schuldienst. . 

Alle diese vom Magistrat mit Zutimmung des sOWJe
tischen Stadtkommandanten getroffenen Maßnahmen 
wurden von der alliierten Kommandantur .bei ihrem ersten 
Zusammentritt am 11. Juli 1945 ausdrücklich begrüßt. Nach 
der Verkündung der Potsdamer Vereinbarungen .. erschi7,n 
es zunächst so als setzten sich auch die \oVestmachte fur 
deren Durchführung in Berlin ein. Doch zeigte sich bald, 
daß die Erklärungen der Vertreter der westmächt~ in ~er 
Interalliierten Kom,mandantur nicht mit dem uberelll
stimmten, was sie in ihren Sektoren prakti~ierten: ge
flohene leitende Konzernangestellte konnten m den Be
trieben ihre Tätigkeit wieder aufnehmen, zum General
bevollmächtigten für die Treuhandbetriebe des USA
Sektors wurde ein leitender Direktor des USA-Konz~rns 
Steel Corporation berufen, die Vereini.gung .~e.r bel den 
Arbeiterparteien _ KPD und SPD - 1m FruhJahr 1946 
wurde in den Westsektoren verhindert. Offen schrieb der 
liberal-bürgerliche "Manchester Guardian"jS): 

"Die vollständige Vereinigung von SPD und KPD ~urde 
in Berlin durch das Eingreifen von Besatzungsmachten 
verhindert." 

'~) vgl. Verdroß. Völkerrecht. Wien. 1955. S. 193. 
11) Zit. nach St'Ulz. Wie Betlln gespalten wuTde. in: Neues Deutsch

land. Ausgabe A. vom 3{l. November 1958. 
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Auf Grund der Wahlen vom 20. Oktober 1946 besaßen 
beide Arbeiterparteien im Stadtparlament zusammen eine 
Zweidrittelmehrheit, so daß die Möglichkeit bestand, 
durch eine gemeinsame Politik auf demokratischem Wege 
die potsdamer Vereinbarungen zu verwirklichen. Mit den 
stimmen der SED und der SPD wurden 1947 vom Berliner 
stadtparlament das Gesetz zur überführung von Konzer
nen und sonstigen wirtschaftlichen Unternehmungen in 
Gemeineigentum, das Gesetz zur Einziehung von Ver
mögenswertep der Kriegsverbrecher und Naziaktivisten 
sowie das demokratische Schulgesetz verabschiedet. Die 
einheitliche Krankenversicherung war ebenfalls ein Ergeb
nis dieser Zusammenarbeit. 

Bereits im Jahre 1947 befand sich die deutsche Reaktion, 
unterstützt von USA-Imperialisten, die gerade ihre Doktrin 
von der USA-Verantwortung in der ganzen Welt durch 
ihren Vertreter, den USA-Präsidenten Truman, verkündet 
hatten, in sichtlichem Vormarsch. Daß sich die Westmächte 
schützend vor das deutsche Monopolkapital stellten, wurde 
vor aller Welt sichtbar, als sie am 27. August 1947 die 
Bestätigung des in Verwirklichung des Potsdamer Ab
kommens von der Mehrheit der Stadtverordneten be
schlossenen Konzernenteignungsgesetzes in der Inter
alliierten Kommandantur ablehnteri und damit seine 
Inkraftsetzung verhinderten - ergänzend sei bemerkt, daß 
ebenfalls im Jahre 1947 der Landtag von Nordrhein-West
falen für seinen Beschluß zur Enteignung der Kohlen
gruben nicht die Zustimmung der britischen Besatzungs
behörden erhielt! Die Siemens-Konzern leitung konnte es 
bereits wieder wagen, den Kriegsverbrecher von Witz
leben erneut in leitender Stellung einzusetzen. Ein Alarm
signal war der Versuch der Konzerne, ihren Interessen
vertreter, den ehemaligen HitIerschen Reichskcmmissar 
Dr. Ernst, als Stadtrat für Finanzen in den Magistrat zu 
lancieren. 

Das Jahr 1948 brachte den Westsektoren die Spaltung 
der Berliner Gewerkschaftsorganisation und die Bildung 
einer sog. "Unabhängigen Gewerkschaftsopposition", die 
Verfolgung der Anhänger der Volkskongreßbewegung für 
Einheit und gerechten Frieden, das Verbot des Kultur
bundes zur demokratischen Erneuerung Deutschlands, 
Durchsuchungen von SED-Büros, die Einführung einer 
Separatwährung und damit die Abkapselung Westberlins 
von seinem natürlichen wirtschaftlichen Hinterland und 
Versorgungsgebiet sowie die Schaffung einer eigenen West
berliner Stadtverordnetenversammlung und Stadtverwal
tung. Was noch folgt - Spaltung der einheitlichen Sozial
versicherung im Februar 1949, Trennung der Wasserver
sorgung im Juli 1950 und des Straßenbahn netzes im Januar 
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1953 - sind dann nur noch die letzten Gefechte; der 
Hauptschlag gegen die Einheit Berlins wurde bereits 
1948 mit der separaten Währungsreform lG) geführt, aber 
propagandistisch übertönt von dem Gerede über die sog. 
"Blockade"17): Hierzu sei noch eingeschaltet: 

Am 20. Juni 1948 führten die drei westlichen Militärregie
rungen in Westdeutschland eine separate Währungsreform 
durch, obwohl bereits ein Viermäch~eübereinkommen über 
die Hauptgrundsätze der Durchführung einer gesamt.deutschen 
Wahrungsreform erzielt worden war. Im &chrelben vom 
18. Juni 1948 an den sowjetischen Oberbefehlshaber hatten der 
amerikartische und der britische Oberbefehlshaber noch mit
geteilt, daß sie die separate Währungsreform nicht in ihren 
Westberliner Sektoren einführen \Vollen. 

Als die Frage der Währungsreform in der Berliner ~om
mandantur erörtert wurde, erklärten sogar die westlichen 
Finanzsachverständigen in einer Beratung am 22. Juni 1948, 
daß sie volles Verständnis besitzen für die Argumentation 
der sowj'~tischen Besatzungsbehörden, wonach es unmöglich 
ist in Berlin anderes Geld als ,in der Sowjetzone in Umlauf 
zu' bringen, da Berlin im Zentrum dieser Zone liegt und mit 
ihr durch wirtschaftliche Beziehungen aller Art ver
bunden ist". 

Vor den verhängnisvollen Folgen der Einführung einer 
zweiten Währung in Berlin warnte der "Manchester Guardian" 
am 24. Juni 1948: "Wir müssen genau abwägen, ob wir unse~e 
Anwesenheit in Berlin nicht selber komplizieren, wenn Wlr 
eine zweite Währung einführen und den Deutschen das 
Leben erschweren statt den Russen die Kcntrolle über die 
Währung zu überiassen. Wir müssen zugeben, daß f~r ~ie 
Deutschen das, was die Russen zu tun versuchten, namlich 
eine einheitliche Währung für ganz Berlin einzuführen, das 
beste wäre." 

Am 30. August 1948 wurde in Moskau von d~n vier Mächt~n 
eine Direktive an ihre Oberbefehlshaber verembart, daß .,dle 
Deutsche Mark der Sowjetzone als die einzige Berliner Wäh
rung einzuführen und die westliche B-Mark in Berli!l aus 
dem Umlauf zu ziehen ist... vorausgesetzt, daß 'ZWIschen 
den vier Oberbefehlshabern ein Übereinkommen über ihre 
praktische Verwirklichung erzielt wird." Dieses Überein
kommen wurde nicht erzielt. Am 7. SeptelTber 1943 wurden 
die Besprechungen über eine Vereinbarung auf Betreiben des 
USA-Generals Clay abgebrochen, denn der Westen war nicht 
bereit von seiner Politik der Spaltung Deutschlands 'Und West
berlin~ abzugehen - es war der gleiche Tag, an dem von 
sowjetischer Seite vorgeschlagen wurde, die Verkehrs· 
beschränkungen aufzuheben. 

11) Zur Frage der WährungsreCorm in .Berlin, vgl. Die Sowjetunion 
und die Berliner Frage, Moskau. 1943; von dort (S. Zl. 28, 32 
und 66) sind die folgenden Zitate entnommen. 

11) Zu. Orientierung über die Lage in Berlin zur Zeit der sog. 
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"Blockade" vgl. d'ie Note der Sowjetunion an die drei West.
mächte vorn 3. Oktober 194.8 und das "Prawda"-Interview StalinS 
vom 28. Oktober 1943. beides in Dokumente zur Deutschland
Politik der Sowjetunion, Berlin. 1&""'1. S. 195 ff und 207 t'f. 

In.sgesam~ hat die separate Währungsreform der West
berliner Wlr~s~aft schwere Schäden zugefügt. Die Trennung 
von den naturhchen Versorgungs- und Absatzgebieten führte 
2.ur Stagnation des Wirtsc.:haftslebens zur chronischen Arbeits
losigkeit großer Teile der Westberliner Arbeiter, zum stän
digen. Haushaltsdefizit der Westberliner Verwaltung. 

Verschärfte Verkehrskontrollen und Verkehrsbes('hränkun
gen waren notwendig, wie der sowjetische Oberbe[~hlshaber 
Marschall Sokolowski am 2. Oktober 1948 in einem ADN
Interview betonte, denn "es ist in jedem Falle klar daß beim 
Vorhandensein zweier verschiedener Währungen' im west
~chen und östli~en Teil DeutSchlandS eine Kontrolle sowje
bSche~·. Organe uber den gesamten Güterverkehr, darunter 
auch uber die Luftfrachten, errichtet werden muß eine zum 
Schutze der Währung der Sowjetzone vor ungesetzlichen 
Frachten und Schmuggelwaren unerläßliche Maßnahme". 
MarSchal~ S?ko~owski wies darauf hin, daß die Versorgung 
We~~berhns m Jedem Fall durch die sowjetischen Besatzungs
behol'den Sichergestellt werden könnte, und unterstrich daß 
die sog. "Luftbrücke" eine unnötige und rein propagandistische 
Maßnahme darstellt, die Deutschland nur überflüssige Kosten 
aufbürdet. 

Eine Lösung brachte die New Yorkcr Viermächteverein
~arung. vom. 4. Mai. 1949 . .oie auf Grund dieser Vereinbarung 
Im Mal/Jum 1949 m ParIS abgehaltene Außenministerkonfe
~ der vier Mächte über "Deutschland berührende Fragen 
SOWie Probleme ... , die sich aus der Situation in Berlin er
geben, ,darunter auch die Berliner Währungsfrage"l8) führte 
nicht weiter, da die Westmächte inzwischen eine anderE:' 
Lösung der "Fragen und Probleme" in Form eines separaten 
westdeutschen Staates gesucht und gevunden hatten. 

In diesem Zusammenhang - separate Berliner Währungs
reform und sog. Blockade - muß noch der Notenwechsel der 
USA mit der Sowjetunion vom 6. und 14. Juli 1948 erwähnt 
werden, weil in ihm Rechtsfragen behandelt werden die zehn 
J~hre später erneut al<tuell wurden, wie etwa die' amerika
msche Behauptung, daß Berlin eine besondere internationale 
Besatzungszone darstelle oder daß die USA das Besatzungs
recht in Wmtberlin als Äquivalent für von !ihnen im Verlauf 
der letzten Kampfhandl ungen besetzten und von ihnen wieder 
geräumten Teile der sowjetischen Besatzungszone zustehe. 
Demgegenüber stellte die Sowjetregierung mit Recht fest: 
Berlin Hegt im Zentrum der Sowjetzone und bildet einen 
TeiJ dieser 'Zone; 
d~s Ab~ommen über die Viermächteverwaltung Berlins stellt 
emen mtegrierenden Bestandteil des Abkommens über die 
Viermächteverwaltung Deutschlands als Ganzes dar' 
die. Mit.-Besetzung Berlins qurch die westlichen Alliierten 
ergibt Sich aus den Abkommen über Deutschland. 

Die von den Westmächten initiierten und geforderten 
von der westdeutschen und Westberliner SPD-Führung und 
den Konzernen bereitwillig durchgeführten SpaItungs
maßnahmen sind das Ergebnis der von den Westmächten 
unter der Führung der USA bald nach Potsdam einge-

18) Vgl. Europa-Archiv 1949. S. 21"46. 
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leiteten Antisowjetpolitik, die zur Spaltung Deutschlands, 
zum Aufbau eines westdeutschen Separatstaates und seiner 
Einbeziehung in das von Washington gelenkte, gegen die 
Sowjetunion und die Länder der Volksdemokratien ge
richtete Militärpakt- und Stützpunktsystem führte 19). 

Westberlin war in diesem System der am weitesten 
vorgeschobene Stützpunkt, dessen Aufgabe der damalige 
Regierende Bürgermeister in Westberlin, Professor Ernst 
Reuter, laut "Telegraf" vom 12. März 1953 in einem 
Interview mit der USA-Zeitschrüt "Newsweek" dahin um
schrieb daß Berlin "die billigste Atombombe" sei - er 
meinte' damit, daß von Westberlin her am besten die 
Staatsordnung der sozialistischen Länder untergraben wer
den könne. 

Heute sitzen in Westberlin die Monopole wieder fest im 
Sattel, nicht zuletzt durch eine Finanzhilfe in Höhe von 
36 Milliarden DM aus dem Fonds des European Recovery 
Program, des MarshalI-Planes der USA, und arbe!ten .für 
die westdeutsche Aufrüstung. Konzernherren, dIe emst 
auf den Kriegsverbrecherlisten der USA standen, halten 
wieder die Macht in ihren Händen. Ihre Herrschaft bindet 
Westberlin an den aggressiven deutschen Imperialismus 
und an die NATO und bildet ein Hindernis für fried
liche normale Verhältnisse in Berlin. 

Da'ß diese Verhältnisse gegen Abschnitt B, Zift. 12 der 
Potsdamer Vereinbarungen über Deutschland verstoßen, 
ist offensichtlich; dort heißt es nämlich : 

"In praktisch kürzester Frist ist das deutsche Wirt
schaftsleben zu dezentralisieren mit dem Ziel de-r Ver
nichtung der bestehenden übermäßigen Konzentration der 
Wirtschaftskraft dargestellt insbesondere durch Kartelle, 
Truste und andere Monopolverbindungen." 

Wie Pilze nach einem warmen Regen sind die Faschisten 
und Militärverbände in Westberlin erneut aus dem Boden 
geschossen. Hilfsgemeinschaft der Berliner Bärendivision, 
SS-HIAG Verband deutscher Soldaten, Kyffhäuser-Bund, 
Stahlhel~ Marine-Bund - das sind nur einige Namen 
der 74 V~rbände, die in Westberlin tätig siI}d und be
wußt den Geist des Revanchismus hochfialten20). 

Private Westberliner Banken tarnen die Vermögen 
ehemaliger Faschisten. 32 Prozent der Angestellten des 
Westberliner Polizeipräsidiums sind Nazi- und Gestapo-

1') Vg:l. dazu die Materialien im Weißbuch des Ministerlu~s für 
Auswärtige Angelegenheiten der Deutschen DemokratISchen 
Republik über die aggressive Politik der Deutschen Bundes
republIk. Berlin. 1958. S. 4e ff. 

!t) Die, e und die folgenden Angaben '\vurd:en zusammengestellt 
nach der Dokumentation des Ausschusses für deutsche Einheit 
Westberlin - Hort der Reaktion, Herd der Kriegsgefahr" , 

Berlin. 1958; vgl. ferner: Brocke. Berlin - Hauptstadt oder 
Frontstadt. in : Deutsche Außenpolitik, NI'. 8/1958. S. ~ tr, 
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leute. 28000 Verwaltungsangestellte der Frontstadt kom
men aus dem faschistischen Staatsapparat. 33 Blutrichter 
sind in Westberlin wieder in Amt und Würden. In der 
Sitzung des Westberliner Abgeordnetenhauses am 1. De
zember 1955 mußte der SPD-lnnensenator Lipschitz zu
geben, daß an 122 führende Hitler-Pensionäre, vor.wi.egend 
Generäle, und 166 Hinterbliebene von . faschJstlschen 
Würdenträgern jährlich 3,55 Millionen D-Mark an Pen
sionen in Westberlin zu zahlen sind - Millionen, die aus 
den Steuern der Arbeiter, Handwerker, Kleingewerbe
treibenden und Kaufleute kommen. Die einzelnen Renten 
für diesen Personenkreis betragen z. T. 2500,- DM, im 
Durchschnitt 1500,- DM monatlich. :eie in Westberlin an
erkannten Opfer des Faschismus erhalten dagegen nur 
Durchschnittsrenten von 130 bis 180 DM monatlich. 

Auch in diesen Fällen der offenen Begünstigung von 
Militaristen und Faschisten liegt ein eklatanter Verstoß 
gegen die Potsdamer Vereinbarungen vor, und zwar gegen 
die Präambel zum nI. Teil, in der es heißt: 

Der deutsche Militarismus und Nazismus werden aus
ge~ottet, und die Alliierten treffen nach gegenseitiger Ver~ 
einbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch 
andere Maßnahmen, die notwendig sind, damit Deutsch
land niemals mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung 
des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann." 

Ferner verstößt die Duldung und Förderung militaristi-
scher Verbände gegen Abschnitt A, Ziff. 3 (la), wonach 

"alle ". Organisationen .. . der Reservisten ... , der 
Kriegervereine und aller anderen militäuischen und halb
militärischen Organisationen zusammen mit ihren Ver
einen und Unterorganisationen, die den Interessen der 
Erhaltung der militärischen Tradition dienen, völlig und 
endgültig aufgelöst (werden), um damit ftir immer der 
Wiedergeburt und der Wiederaufrichtung des deutschen 
Militarismus und Nazismus vorzubeugen". 

Westberlin ist heute die größte Agenten-Hochburg der 
Welt · 83 Spionage- und Sabotageorganisationen treiben 
dort ihr Unwesen. Im Auftrage Bonns und der Westmächte 
leisten sie dort ihre verbrecherlsche Untergrundarbeit 
gegen die DDR und das sozialistische Lager. Dynamit, 
Gift und Revolver sind ihre Waffen; Mord, Terror und 
Erpressung ihre Methoden. Sie haben aus Westberlin das 
Zentrum des kalten Krieges gegen die Staaten des 
Frieden'slagers gemacht. Was zum kalten Krieg u. a. ge
hört, deutete die "New York Times" am 23. Februar 1953 . 
an, als sie schrieb: "Aussendung von Propagandaballons, 
überflutung ... mit Fals~geld, Lieferung von Druckerei
maschinen, Rundfunkapparaten, Rundfunkse~dern und 
Waffen an antikommunistische Elemente, mIt anderen 
Worten: eine Politik aller Störungen bis an die Grenze 
des kalten Krieges." 
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Im Solde der berüchtigten KgU, der sog. "Kampfgruppe 
gegen Unmenschlichkeit", spionierte der Terrorist Burianek 
mit seiner Bande in volkseigenen Betrieben und be
reitete u. a. die Sprengung der Eisenbahnbrücke bei 
Erkner beim Passieren eines fahrplanmäßigen Zuges vor:!I). 
Der KgU-Chefchemiker Kaiser stellte im Auftrage dieser 
Verbrecherorganisation Gift her, um Funktionäre in der 
DDR zu ermorden. 

Weitere fünfte Kolonnen der "kalten Krieger" sind: 
der "Bundesnachrichtendienst" des ehemaligen Hitler
Generals und heutigen hohen Beamten der Bundesrepublik 
Gehlen2:2), der sog. "Untersuchungsausschuß freiheitlicher 
Juristen", die Ostbüros der westdeutschen Parteien, der 
sog. Verfassungsschutz, dessen Westberlinel' Landesamt 
mit dem Bundesamt für Verfassungschutz zusammen
arbeitet, die Emigrantenorganisationen sowie 62 Spionage
und Agentenzentralen anderer Geheimdienste. 

Zu den ausländischen Agentenorganisationen, die sich 
mit der Militärspionage und der Voi'bereittmg eines be
waffneten Umsturzversuches in der DDR beschärtigen, ge
hören u. a. folgende amerikanische und britische Militär
dienststellen: MID (Milita ry Intelligence Detachment); 
MIS (Military Intelligence Service); OSI (Office of Special 
Investigation); CIC (Counter Intelligence Corps); ONI 
(Office of Naval Intelligence); AIS (Air In teIligence Ser
vice). Selbstverständlich fehlt auch nicht das 11. Büro des 
französischen Generalstabes. Die Aufgabe dieser Spionage
organisationen besteht in der Schaffung von Stützpunkten 
in der DDR, um dort Waffen, Sprengstoffe, Funkgeräte 
usw. zu lagern, in der Nachrichtensammlung, in der Ab
werbung von Fachleuten, Ingenieuren, Wissenschaft
lern usw. 

Die Unterstützung derartiger ziviler Untergrundorgani
sationen durch die Westmächte sowie die Unterhaltung 
eigener militärischer Störzentralen verletzt die Verpflich
tungen, die von den Westmächten in der Präambel zum 
IU. Teil der Potsdamer Vereinbarungen übernommen 
worden sind; dort heißt es nämlich: 

"Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die MögUch
keit geben, sich darauf vorzubereiten, sein Leben auf 
einer demokratischen, friedlichen Grundlage von neuem 
wiederaufzubauen. " 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Westmächte 
durch ihre Politik in Westberlin die Potsdamer Verein
barungen aufs schwerste verletzt haben und damit den 

1') Vgl. dazu Prozesse vor dem Obersten Gericht der DDR. Heft 1, 
StTafsache gegen Bunanek. Berlin. 1.953. 

") Vgl. dazu Prozesse vor dem Obersten Gericht der DDR. Heft 2. 
StTafsache gegen Hanse. Berlin. 1964. 
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Rechtsgrund für die Stationierung der ~ru~pen in ~est
berlin selbst zerstörten. Die Gefahren, dIe SIch aus dIe~er 
Situation ergeben, können nur gebannt werden, wenn SIch 
die Verhältnisse in Westberlin grundlegend ·ändern und 
in ganz Berlin eine Politik des Friedens un~ de~ Ver
ständigung betrieben wird. Die 10000 amerIkamschen, 
britischen und französischen Soldaten, die nach den west
lichen Noten vom 31. Dezember 1958 in Westberlin statio
niert sind, stellen, für sich genommen, keine Bedrohung 
der DDR und der sozialistischen Länder dar; aber unter 
ihrem Schutz wird Westberlin für eine verstärkte Spio
nage- Diversions- und sonstige Wühltätigkeit gegen das 
sowj~tische Lager ausgenutzt. Unter diesem Gesichtspunkt 
kann man Westberlin mit einer glimmenden Lunte am 
Pulverfaß vergleichen. 

Demgegenüber nahm in jenem Teil Berlins, in dem die 
Werktätigen im Bunde mit den übrigen demokratischen 
und fortschrittlichen Kräften für die Erfüllung des Pots
damer Abkommens arbeiten konnten, am 30. November 
1948 der demokratische Magistrat von Groß-Berlin unter 
Oberbürgermeister Friedrich Ebert seine Tätigkeit auf. In 
einer Massenkundgebung, wie sie Berlin bis dahin kaum 
gesehen hatte, sprachen mehr als eine ' halbe Million. Ber
liner aus allen Teilen der Stadt dem neuen MagIstrat 
das Vertrauen aus. Zehn Jahre später, am 30. November 
1958 konnte der Magistrat den Berlinern eine stolze Bilanz 
übe; zehn Jahre friedlicher Aufbauarbeit im demokrati
schen Sektor vorweisen, einer Arbeit, die im Hinblick 
auf die Zukunft ga n z Berlins gele~stet wurde. 

Im' Sinne dieser Gesamtberliner Verantwortung des 
demokratischen Magistrats liegt es auch, daß er der West
berliner Verwaltung am 7. November 1957 vorschlug, zur 
Entwicklung engerer wirtschaftlicher Beziehungen zv.:i
schen bei den Teilen Berlins ein Handelsabkommen In 
Höhe von 420 bis 440 Millionen Mark abzuschließen, die 
Frage der sog. Grenzgänger - Berliner, die im demo
kratischen Sektor oder den Berliner Randgebieten woh
nen und in Westberlin arbeiten - zu regeln und sofort 
10000 Westberliner Arbeitslose im demokratischen Sektor 
zu beschäftigen. Dieser Vorschlag, der als solcher bisher 
von der Westberliner Verwaltung nicht akzeptiert wurde, 
stellte ein weiteres Glied" in der langen . Kette von Ver
handlungsangeboten des Magistrats in den letzten zehn 
Jahren dar die alle das Ziel verfolgten, eine Entspannung 
und Norm~lisierung der Lage in Berlin zu erreichen. 
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Berlin - Hauptstadt der Deutschen Demokratischen 
Republik 

Im Jahre 1949 entstanden auf deutschem Boden zwei 
deutsche Staaten: am 7. September die Bundesrepublik 
Deutschland als Ergebnis der Spaltungspolitik der West
mächte und ihrer westdeutschen Verbündeten, am 7. Ok
tober die Deutsche Demokratische Republik zur Abwehr 
des durch die Schaffung der Bundesrepublik für das deut
sche Volk heraufbeschworenen Notstandes. 

Beide deutsche Staaten waren durch kriegsrechtliche 
Besatzungs-Maßnahmen zunächst in der Ausübung voller 
staatlicher Souveränität beschränkt; doch wurden in den 
folgenden Jahren diese Beschränkungen mehr und mehr 
aufgehoben, die Alliierten sprachen einzeln die Beendi
gung des Kriegszustandes mit Deutschland aus, und seit 
1954/55 stehen beide deutsche Staaten als souveräne deut
sche Staaten vor uns. 

Durch die Erklärung der UdSSR vom 25. März 1954 über 
die Aufhebung der kontrollierenden Tätigkeit des Hohen 
Kommissars der UdSSR in Deutschland und über die Her
stellung der vollen Souveränität der Deutschen Demokra
tischen Republik in ihren inneren und äußeren Angelegen
heiten23) erhielt die Deutsche Demokratische R'epublik 
die Redltsstellung eines souveränen Staates; im Vertrag 
vom 20. September 1955 über die Beziehungen zwisclien 
der DDR und der UdSSR wurde der souveräne Status der 
DDR noch einmal bestätigt.2i) 

Mit dem Inkrafttreten der Pariser Verträge vom 23. Ok
tober 1954 wurde am 5. Mai 1955 die Bundesrepublik 
souverän, das Besatzungsregime formell beendet, das Be
satzungsstatut vom 12. Mai 1949 aufgehoben und die 
Alliierte Hohe Kommission nebst ihren Landeskommis
saren aufgelöst.25) 

Wenn von zwei souveränen deutschen Staaten die Rede 
ist, darf jedoch ein bezeichnender Unterschied nicht über
sehen werden: die Bundesrepublik hat sich durch die Pa
riser Verträge von 1954 verpflichtet, keine selbständige 
Wiedervereinigungspolitik zu betreiben, während die Deut-

") Text in : Dokumente zur Deu1sdlland:..Politlk der Sowjetunion, 
a . a. 0 .. S. 501 tr: ferner in: Dokumente zur Außenpolitik der 
Re):il:ierung der Deutschen Demokratischen Republik, Berlin. 
1-954. Bd. I. S. 303 tr. 

I!) Text in: Dokumente zur Außenpolitik der Regierung der 
DeutsChen Demokratischen Republik, BerlIn. 11956, Bd. 11, 
S. 280 ff. 

P) Text des Vertrages vom 23. Oktober 1954 über die Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den drei West
mächten bel Brandweiner, Pariser Verträge, Berlin. 1956, 
S . 64 ff. 
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sche Demokratische Republik in der Frage der Wieder
vereinigung aus eigener Verantwortung entscheiden kann. 

Von dieser Entwicklung zur Selbständigkeit blieb West
berIin ausgenommen. Hier blieb nach wie vor eine Alli
ierte Kommandantur bestehen. Zwar gab es im demokra
tischen Sektor auch einen sowjetischen Militärkomman
danten; aber seine Tätigkeit beschränkte sich lediglich 
darauf, Verbindungsorgan zu den Kommandanten der 
Westmächte zu sein. Die drei westlichen Kommandanten 
übten dagegen, entsprechend dem sog. Kleinen Besatz1,!ngs
statut, nach wie vor Besatzungsbefugnisse gegenüber der 
WestberIiner Verwaltung, Polizei und Justiz aus. 

Mit der Aufhebung des kriegsrechtlichen Besatzungs
regimes in Ost- und Westdeutschland und der Heraus
bildung zweier souveräner deutscher Staaten in den Jahren 
1949 bis 1954/ 55 tritt eine Wandlung des rechtlichen Status 
in Berlin ein: 
• Ganz Berlin unterliegt nicht mehr der "Obersten Ge
walt" des sowjetischen Oberbefehlshabers, sondern der 
territorialen Souveränität der Deutschen DE'mokratischen 
Republik. 
• Berlin ist die Hauptstadt der Deutschen Demokratischen 
Republik, die jedoch z. Zt. ihre Souveränität über West
berlin nicht ausübt. 
• Westberlin ist nicht Bestandteil der Bundesrepublik. 

Für den demokratischen Sektor von Berlin gelten noch 
einige Sonderregelungen, die eben da.her rühren, daß die 
Deutsche Demokratische Republik den bisherigen, aus den 
Viermächtevereinbarungen herrührenden Zustand aus 
eigenem Entschluß noch bi11igt; aus diesem Grunde besitzt 
der Magistrat noch eine besondere Rechtssetzungsbefugnis. 

Die Bonner Regierung und die Westberliner Verwaltung 
versuchen in wachsendem Maße, Westberlin zum Bestand
teil der Bundesrepublik zu erklären. So heißt es z. B. in 
Art. 23 des Bonner Grundgesetzes, daß dieses Grundgesetz 
"im Gebiete 'der Länder Baden, Bayern, Bremen, G roß -
Be r I in, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein· 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Württem
berg-Baden und Württemberg-HohenzoIlern" gilt; dem
entsprechend darf "Groß-BerIin" nach Art. 144 des Grund
gesetzes Abgeordnete in den Bundestag und Vertreter in 
den Bundesrat entsenden. 

Anläßlich der Genehmigung des Grundgesetzes durch 
die drei westlichen Milit'ärgouverneure am 12. Mai 1949 
haben diese jedoch ausdrücklich einen Vorbehalt hinsicht
lich der Teilnahme "Groß-Berlins am Bund" geltend ge
macht und darauf hingewiesen, . 

~ 
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"daß Berlin zwar nicht Stimmberechtigung im Bundestag 
oder Bundesrat eingeräumt wird noch von der Bundes
regierung regiert werden kann, daß es jedoch nichtsdesto
weniger eine kleine Anzahl von Vertretern zur Teilnahme 
an den Sitzungen jener gesetzgeberischen Körperschaften 
bestimmen mag".2G) 

Als die drei Militärgouverneure diesen Vorbehalt aus
sprachen, hielten sie sich an die Weisung ihrer Auß~n
minister vom 8. April 1948, in der diese nicht damit eIn
verstanden waren, "daß Berlin in die ursprüngliche Or
ganisation der deutschen Bundesrepublik einbezogen 
wird".2i) 

Im Jahre 1950 mußte Artikel 1, Abs. 2 der Westberliner 
Verfassung vom 1. September 1950, der Berlin zu einem 
"Land der Bundesrepublik Deutschland" erklärte, auf Ver
langen der drei Westmächte' suspendiert werden, und in 
den Pariser Verträgen von 1954 hielten die drei West
mächte ihr~n Vorbehalt vom 12. Mai 1949 aufrecht.28) 

Wenn in der staatsrechtlichen Lehre29) und Praxis30) 

Westdeutschlands und Westberlins widerrechtlich an der 
These von der angeblichen Zugehörigkeit Berlins zur 
Bundesrepublik festgehalten wird, so nur deswegen, wie 
Kröger feststellt, "um vom Rechtsbruch zur Intervention 
und Aggression, zum Friedensbruch überzugehen".31) 

Freie Stadt Westberlin 
Die Dinge haben sich 1n Deutschland nach 1945 nicht so 

entwickelt, wie es das deutsche Volk und die Völker 
Europas auf Grund der Beschlüsse von Potsdam erwarten 
durften. Die Schuld dafür trifft die Westmächte, insonder
heit die USA; denn sie siqd - im Gegensatz zur Sowjet
union - ihrer Verantwortung und Verpflichtung aus den 
Potsdamer Beschlüssen nicht gerecht geworden. Sie haben 
Deutschland gespalten, statt zu vereinen. Sie haben den 
deutschen Imperialismus großgezogen, anstatt ihn zu ver
nichten. Sie haben Berlin gespalten und Westberlin zum 

tel Vgl. Kröger. 11. 11. 0 .. S. 12: ferner: Dokumente und BerlCl1le 
des Europa-Archivs. Bd. a. 1'9"".,0. S. 25. 

fl) vgl. Kröger. 11. ll. 0., S. !l:1. 

u) vgl. Brandweiner. 11 . a. 0 .. S. 21'5 . 
D) Vgl. die Nachweise bei Kröger. 11. 11. 0., S. 10. 

U) Vgl. die Verlegung oberster Bundesbehörden oder einzelner 
ihrer AbtelJu·ngen nach Westberlin. die provOkator~chen Tagun
gen des Bundestages in Weslberlin u. a .: andererseits hat die 
Bonner Regierung ihre Unzuständigkeit für Westberlin selbst 
dadurch zum Ausdruck gebracht. daß in den mit der Sowjet
union abgeSChlossenen Konsularvertrag Westberlin nicht mit 
einbezogen wurde . 

~.) KrÖger. a. a. 0 .. S. 26. 
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Zentrum des kalten Krieges gegen die Deutsche Demo
kratische Republik und das sozialistische Lager ausgebaut, 
anstatt die friedliche und demokratische Entwicklung in 
Westberlin zu fördern und damit einen Beitrag zur fried
lichen und demokratischen Wiedervereinigung Deutsch
lands zu leisten. Das Weißbuch der DDR über die aggres
sive Politik der Bonner Regierung Lind die Denkschrift 
über die Bedrohung des Friedens durch die Bonner Auf
rüstungspolitik vom November 1958 liefern die Tatsachen
beweise für diese Feststellungen. 

Die Nichteinhaltung des Potsdamer Abkommens über 
Deutschland durch die drei Westmächte bedeutet infolge 
seines Zusammenhanges mi t den Feststellungen vom 
5. Juni 1945 zugleich deren Verletzung und gibt der So
wjetunion das Recht, ihrerseits von diesen Vereinbarungen 
zurückzutreten und die von ihr bisher ausgeübten Be
fugnisse an die Deutsche Demokratische Republik zu über
tragen. 

Der sowjetische Ministerpräsident Chruschtschow stellte 
in seiner bedeutsamen Rede zur Deutschlandfrage am 
10. November 1958 im Lushniki-Sportpalast in Moskau fest: 

"Ol'fensichtlich ist die Zeit gekommen, daß die Mächte. 
die das Potsdamer Abkommen unterzeichneten, auf die 
Reste des Besatzungsregimes in Berlin verzichten und 
damit die Möglichkeit geben, eine normale Lage in der 
Hauptstadt der DDR zu schaffen. Die Sowjetunion ihrer
seits wird die Funktionen in Berlin, die noch c;owjetischen 
Organen obliegen, an die Deutsche Demokratische Repu
blik übertragen. Mir scheint. das wäre richtig. Mögen die 
USA, Großbritannien und Frankreich selbst ihre Be
ziehungen mit der Deutschen Demokratischen Republik 
regeln, selbst mit ihr verhandeln , wenn irgendwelc-he 
Berlin betreffenden Fragen sie interes.<:ieren. '· 

Ministerpräsident Grotewohl begrO-ßte auf der Presse
konferenz am 12. November 1958 die sowjetische Erklärung 
hinsichtlich Berlins und betonte dabei, daß Ber.ijn nur 
ein e Frage, aber nicht dje Hauptfrage darstelle; Haupt
frage sei die Frage des Friedens und der VersUmdigung 
der Deutschen untereinander. 

In ihren Noten vom 27. November 1958 an die Regie
rungen der Deutschen Demokratischen Republih::, der 
Bundesrepublik und der drei Westmächte kennzeichnete 
die Regierung der Sowjetunion nach Konsultierung der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik den 
gegenwärtigen Zustand eines geteilten Berlins, in dem 
noch das Besatzungsregime gilt, als anomal und friedens
gefährdend und schlug vor, durch Verhandlungen aller 
Beteiligten inerhalb der nächsten sechs Monate djesen Zu
stand durch Abzug der Truppen der vier Mächte aus 
Berlin zu beseitigen und Westberlin den Status einer ent-
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militarisierten freien Stadt mit eigener Verfassungsauto
nomie zu geben und zu garantieren. Sollte sich innerhalb 
der genannten Frist von sechs Monaten keine Lösung 
finden lassen, wird die Sowjetunion ihre Truppen aus 
Berlin abziehen und ihre Kontrollbefugnisse auf die Deut
sche Demokratische Republik übertragen. - Sechs Monate 
sind eine lange Zeit, in der sich Verhandlungen anbahnen 
und abwickeln lassen - wenn man will; wer aber ange
sichts der sechsmonatigen Frist sofort von einem "erpresse
rischen Ultimatum" spricht, lenkt den Verdacht auf sich, 
daß er nicht verhandeln wil1. 

Um falschen Auffassungen über die von ihr geplanten 
Schritte zu begegnen, wies die Sowjetregierung in ihrer 
Note vom 27. November an die USA auf folgendes hin: 

"Die Sowjetunion beabsichtigt nicht, Westberlin in die 
DDR einzubeziehen, ebenso wie sie auch selbst nicht nach 
territorialen und anderen Eroberungen strebt. Von einer 
mechanischen Vereinigung der beiden Teile der Stadt 
kann schon deshalb keine Rede sein, weil zu beiden 
Seiten des Brandenburger Tores zwei verschiedene 
Lebensweisen existieren, in Ostberlin die sozialistische, in 
Westberlin die privatkapitalistische. Mi I anderen Worten: 
die Sowjetunion ist nicht für den Bruch der eingebürgerten 
Ordnung, sondern dafür, daß Westberlin so existiert, wie 
das seine Bevölkerung wünscht. Wenn diese für das be
stehende soziale System ist, so ist das der eigene Wille 
der Bewohner Westberlins, und die Sowjetregierung wird 
die Freie Stadt unabhängig von ihrer staatlichen und 
sozialen Einrichtung respektieren. 

Die Sowjetregierung ist bereit, mit anderen Staaten 
zusammen die Unabhängigkeit der Freien Stadt West
berlin durch ihre Unterschrift zu garantieren. An der 
Wahrung dieser Garantien könnte die Organisation der 
Vereinten NatiOllf-m b'!ilnehmen. Selbstverständlich würde 
es sich angesichts der Insellage Westberlins erforderlich 
machen, daß in dieser oder jener Form übereinkommen 
mit der DDR über die Sicherung der ungehinderten Ver
bindungen der F~eien Stadt mit der Außenwelt getroffen 
werden. sowohl in östlicher wie auch in westlicher Rich
tung, um den freien Personenverkehr sowie die Einfuhr 
und Ausfuhr von Waren zu gewährleisten. 

Westberlin müßte seinerseits die Verpfliclttung über
nehmen, daß von dort aus keinerlei feindliche Wühl
tätigkeit gegen den Staat zugelassen wird, auf dessen 
Territorium es mit dem Status einer entmilitarisierten 
Stadt gelegen ist. 

Die Sowjetregierung erklärt ihrerseits feierlich, daß si-e 
alles Erforderliche tun wird, um der Freien Stadt die 
Bedingungen einer normalen Existenz als selbständiger 
Wirtschaftsorganismus zu sichern." 

Für Westberlin würde der Status einer entmllitarisier
ten freien Stadt gegenüber dem bisherigen Zustand einer 
besetzten Frontstadt keinesfalls eine Verschlechterung, 
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sondern auf allen Gebieten eine Vel'beSsel'ung bedeuten. 
Denn freie Stadt Westberlin heißt: 
• Schluß mit der Unfreiheit und Unsicherheit durch Be
satzungswillkür - dafür bestimmen in Westberlin wieder 
Deutsche selbst über Lebensweise und Lebensformen; 
• Schluß mit der ökonomischen Stagnation und Rück
wärtsentwicklung - dafür Verdoppelung aer Industrie
produktion und ~ohn und Brot für aUe Arbeiter; 
• Schluß mit der Isolierung, die durch die Spionage- und 
Diversionszentralen hervorgerufen wurde - dafür Frei
zügigkeit im Verkehr und im Hande1. 

Der sowjetische Vorschlag rief in der ganzen inter
nationalen Öffentlichkeit eine lebhafte Diskussion hervor. 

Die Deutsche Demokratische Republik und die mit ihr 
befreundeten Staaten erklärten sich mit den sowjetischen 
Vorschlägen einverstanden. Die Deutsche Demokratische 
Republik ist bereit, im Interesse einer dem Frieden und 
der Sicherheit dienenden Regelung auf ihre Souveränität 
über Westberlin so lange zu verzichten, wie die West
berliner Bevölkerung selbst die Beibehaltung des Status 
einer Freien Stadt wünscht. 

Das Memorandum der Regierung der Deutschen Demo
kratischen Republik vom 9. Januar 1959 kommt nach einer 
eingehenden Analyse der geschichtlichen Entwicklung und 
der gegenwärtigen Lage zu dem Ergebnis, 
• daß die Westmächte die oberste Gewalt in Deutschland 
für ·ihre Zwecke mißbrauchten und damit die Vereinba
rungen der Anti-Hitler-Koalition gröblich verletzten, 

• daß die Einbeziehung Westberlins in den kalten Krieg 
den Frieden in Europa und in der Welt gefährdet und die 
Spannungen in Deutschland verschärft, 
• daß die Bildung einer entmilitarisierten Freien Stadt 
Westberlin den Gefahrenherd beseitigt und Möglichkeiten 
zur Normalisierung der Beziehungen zwischen beiden 
Teilen der Stadt und zwischen beiden deutschen Staaten 
bietet. 

Selbst die Außenminister der USA und Großbritanniens 
mußten in ihren ersten Stellungnahmen zugeben, daß Ver
handlungen mit Vertretern der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Westberliner Frage notwendig sind. 

Der indische Verteidigungsminister Krishna Menon äußerte 
noch vor der Veröffentlichung der sowjetischen Noten am 
19. November 1958 in Kairo vor Pressevertretern, daß Indien 
"den Abzug aller alJsländischen Truppen ans Berlin im Prin
zip begrüße". Es müsse geprüft werden, ob ein Truppenabzug 
die Normalisierung fördere oder den kalten Krieg verstärke; 
BerUn, das eines der schwierigsten Probleme der internatio
nalen Politik sei, sollte, nach Menons Ansicht, "in jeder Be
ziehung seiner Umgebung angepaßt werden". 
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Der Bundeskanzler verquickte die Frage eines neuen Status 
für Westberlin sofort mit sogenannten "freien Wahlen" und 
mit der Oder-Neiße-Grenze. Der Bonner Korrespondent der 
"Times" bewertete am 3. Dezember 1958 diese durch nidlts ge
rechtfertigte Verbindung als einen Versuch, "eine Lage nur 
schwieriger zu machen, die sowieso kompliziert und gefiihr
lich ist". 

In der "Welt" vom 5. Dezember 1958 äußerte sich ihr 
Washingtoner Korrespondent Herbert von Borch in seinem 
Artikel "Amerika \v:artet auf neue Bonner Ideen"; "Die ameri
kanische Diskussion in der 'Presse und den Amtsstuben der 
Diplomaten über eine wirkungsvolle wef:tliche Antwort auf 
die sowjetische Berlin-Politik bewegt sich einem heiklen Punkt 
zu: dem Gedanken der Konföderation zweier deutscher 
Staaten." 

Walter Lippmann, ein führender Kommentator der amerika
nischen Presse, erklärte in der "New York Herald Tribune", 
daß nur eine Änderung der Adenauerschen Politik äer Nicht
anerkennung Ostberlins (damit ist die Deutsche Demokratische 
Republik gemeint - d. Verf.) eine realistische Verhandlungs
grundlage darstellen könne. 

In der außenpolitischen Debatte des englischen Unterhauses 
am 5. Dezember 1958 übte der Sprecher der Labour-Partei, 
Aneurin Bevan, ..scharfe Kritik an den jüngsten Außerungen 
Adenauers, in denen der Bonner Kanzler Gespräche über 
einen Friedensvertrag abgelehnt hatte; Bevan sagte zu dieser 
Haltung: "Kann es etwas geben, das unter den gegenwärtigen 
Umständen provokativer wäre?" 

Das Westberliner CDU-Organ "Der Tag" jammerte in seinem 
Leitartikel vom 5. Dezember 1958 verzweifelt über die "schril
len Stimmen der Vorwürfe, die Adenauer aus dem eigenen 
deutSchen und westlichen Lager entgegenklingen . " 

Der britische Historiker Taylor sagte wörtlich : "Eine freie 
Stadt (West-)Berlin vermehrt die Aussichten auf Freihei,t. Sie 
verringert die Kriegsaussichten. Die Freiheit Berlins ist gar 
nicht Gegenstand der Besorgnis der Westmächte und bestimmt 
auch nicht der westdeutschen Regierung." Das Ziel der west
lichen Politik sei, wie Taylor ausführte'wdie Einbeziehung ganz 
Deutschlands als voll aufgerüstete Macht in das westliche 
Bündnissystem. Dieses Ziel sei nicht zu erreichen. "Je eher 
wir das begreifen, desto besser." 

Bisher, d. h. bis zum Jahreswechsel 1958/ 59, beschränkte 
sich die Haltung der' drei Westmächte und der Bundes
republik: darauf, an der bisherigen Position in Westberlin 
festzuhalten. Ihre Stellungnahmen waren keine konstruk
tiven Antworten auf die sowjetischen Vorschläge, sondern 
ließen erkennen, daß sie keine Änderung der unnormalen 
Lage in Berlin herbeizuführen wünschen; sie koppelten 
nämlich das Berlin-Problem mit der Wiedervereinigung 
Deutschlands durch Wahlen, dem Recht eines wieder
vereinigten Deutsch1and auf Mitgliedschaft in der NATO 
und mit Fragen der europäischen Sicherheit und Ab
rüstung und riefen dadurch Hemmnisse hervor. Diese 
Fe~stellung gilt sowohl für die Beratung der Außen-
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minister der Bundesrepublik, Frankreichs, Gl'oßbritanniens 
und der USA in Paris am 14. Dezember 1958, die NATO
Tagung in Paris vom 15. bis 18. Dezember 1958 und für 
die Tagung des Parlaments der Westeuropa-Union in Paris 
am 21. Dezember 1958 als auch für die am Jahreswechsel 
in Moskau überreichte Note zur Berliner Frage. 

Der Haupteinwand gegen den !}owjetischen Vorschlag 
wird von westlicher Seite in der Richtung erhoben, daß 
der Abzug der Besatzungstruppen und die Schaffung einer 
eigenen, selbständigen Regierung für Westberlin mit Ga
rantien der Großmächte oder der UNQ die Aufgabe der 
"Freiheit Westberlins" bedeute; dabei wird stillschweigend 
oder ausdrücklich unterstellt, daß eine Garantieerklärung 
wenig Wert besitze, da die Sowjetunion solche Garantien 
doch nicht zu respektieren pflege. Dieser Einwand ist 
nicht neu. Er wurde erst vor wenigen Jahren anläßlich 
des Abschlusses des österreichischen Staatsvertrages mit 
seiner Festlegung der österreichischen Neutralität ins Feld 
geführt. Auch damals wurde gesagt, daß die Sowjetunion 
nur sich selbst einen Vorteil zu verschaffen suche, wenn 
sie die Neutralität Österreichs vorschlägt und den Abzug 
aller Besatzungstruppen anstrebt. Es wurde vorausgesagt, 
daß Österreich ständig dem Druck und einseitigen Ein
griffen der Sowjetunion ausgesetzt sein würde. - Heute 
müssen selbst die Gegner der Neutralität Österreichs be
stätigen, daß sich die der Sowjetunion unterschobenen 
Motive in den vergangenen Jahren nicht bestätigt haben. 
Angriffe auf die unabhängige und neutrale StelJung öster
reichs erfolgten nur aus dem Westen, insonderheit durch 
die USA-Luftwaffe. Heute weiß die Welt: Die Sowjet
union hat Österreich gegenüber alle Verpflichtungen mit 
peinlichster Genauigkeit eingehalten und hat sich davon 
auch nicht durch provokatorische Herausforderungen feind
lich gesinnter Elemente abbringen lassen. 

Auf juristischer Ebene geht die Argumentation des 
Westens, wie etwa das 15 Seiten starke Memorandum des 
Washingtoner Außenministeriums vom 20. Dezember 1:958 
zeigt, im wesentlichen in drei Richtungen vor: 
1. Es besteht angeblich kein Zusammenhang zwischen 

dem Besatzungsrecht in Westberlin auf Grund der 
Londoner VereinlJarungen aus dem Jahre 1944 und den 
Potsdamer Vereinbarungen; 

2. Die Besatzungsrechte in Westberlin sind nicht befristet; 

3. Die Besetzung Westberlins sei im Austausch mit der 
gleichzeitigen Räumung des westlichen Teil der so
wjetischen Besatzungszone erfolgt - dieses Argument 
wird vor allem von den USA vorgebracht. 
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Demgegenüber ist festzustellen, wie bereits weiter oben 
geschehen32) : 

1. Die Besetzung Deutsch lands erfolgte nicht als Selbst
zweck, als ein Abstraktum, als "Besetzung an sich", son
dern um den gesunden Kräften des deutschen Volkes zu 
helfen, ein neues, friedliebendes und demokratisches 
Deutschland aufzubauen, oder, wie es im Abschlußbericht 
der Europäischen Konsultativen Kommission heißt, zum 
Zweck "der Kontrolle übel' Deutschland und seiner Ab-' 
rüstung, eingeschlossen die dringlichsten Aufgaben der öko
nomischen Abrüstung, die Beseitigung d,=:s Naziregimes und 
die Vorbereitung der Bedingungen für die Schaffung auf 
demokratischen Prinzipien beruhender Organe in Deutsch
land."33) Die Londoner Vereinbarungen von 1944 und die 
Potsdamer Vereinbarungen von 1945 sind die beiden 
Säulen, die das Besetzungsrecht stützen; wird eine der 
bei den Säulen zerstört, stürzt das Besetzungsrecht zu
sammen. Die Aufrechterhaltung der Besetzung wird dann 
rechtswidrig und nimmt unter den vorliegenden Umstän
den den Charakter einer indirekten Aggression gegen die 
Deutsche Demokratische Republik und die mit ihr ver
bündeten Staaten an. Die rechtswidrige Besetzung West
berlins stellt somit eine Intervention, eine rechtswidrige 
Einmischung in die Angelegenheiten unserer Republik dar. 

2. Es ist richtig, daß es keine ausdrücklichen Termine 
zur Beendigung der Besetzung gibt. Wenn aber das Be
satzungsregime in Westdeutschland beendet wurde, warum 
bleibt es dann in Westberlin weiter bestehen? Fürchten die 
Westmächte; Westberlin könnte sich Ostberlin anschließen? 
Daß weder der Magistrat von Groß-Berlin noch die Re
gierung der Deutschen Demokratischen Republik daran 
denken, Westberlin zu inkorporieren, ist mehrfach deut
lich gesagt worden; im übrigen können Befürchtungen des 
Westens in dieser Richtung durch hinreichende Garantie
erklärungen ausgeräumt werden. 

3. Die Zonen- und SektoreneinteiIung ist bereits vor 
dem faktischen Kriegsende beschlossen worden. Die Räu
mung Thüringens und anderer Teile der in London 1944 
festgelegten und von den USA gebilligten Ostzone erfolgte 
in Erfüllung der Vereinbarungen aus dem Jahre 1944; sie 
war kein Kompensationsgeschäft.:v.) 

U) Vgl. dazu auch ND-Interview mit dem Siellvertreter des Außen
ministers de I." DDR Otto Winzer im "Neuen Deutschland" vom 
17. Dezember 1958. 

U) Zit, nach dem in Anm. 32 angegebenen ND-Interview, 
11) Das Argument von der Kompensation der Sektoren der USA 

und Großbritanniens mit der Räumun~ Thüringens usw. wurde 
bereIts 1948 von den USA und Großbritannien vorgebracht. aber 
von der Sow1etunlon In den Noten vom N. JuU 1948 an diese 
Staaten zurüCkgewiesen. vgl. Anhang, Dokument 1: Im übrigen 
wUrde dieses "Argument" nicht ror Fran1creiCh gelten. 
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Zu der oft aufgeworfenen Frage der Verkehrsverbindun
gen Westberlins mit Westdeutschland ist folgendes zu 
sagen: 

Die Deutsche Demokratische Republik hat sich im Brief
wechsel zum Vertrag mit der Sowjetunion vom 20. Sep
tember 1955 über die gegenseitigen Beziehungen bereit 
erklärt daß die Kontrolle des Verkehrs von Truppen
person~l und Gütern der in west~e.rljn stati?~i~r[~n a~e
rikanischen, britischen und franzoslschen Mlhtaremhelten 
zeitweilig bis zur Vereinbarung eines entsprechenden 

Äbkommens" von den sowjetischen Truppen ausgeübt 
wird. Hinsichtlich des Luftverkehrs der westlichen Alli
ierten von und nach Berlin heißt es in der gemeinsamen 
Erklärung der Deutschen Demokratischen Republik und 
der Sowjetunion vom 7. Januar 1957, daß 

"die bestehenden Viermächteabkommen über die Be
nutzung von Luftkorridoren durch Flugzeue;e der USA, 
Englands und Frankreichs zwischen Westberlin und West
deutschland vorübergehenden und begrenzten Charal(ter 
haben und das Prinzip der Anerkennung der Lufthoheit 
nicht berühren".J.'l) 

In diesem Zusammenhang darf zur Frage des Luftver
kehrs noch folgendes bemerkt werden: Wie allgemein be
kannt wird dieser Luftverkehr stänaig dazu benutzt, 
perso~en und Güter zu befördern, die nicht zu dem in 
den Viermächtevereinbarungen umschriebenen Kreis ge
hören. Mit Wissen der drei Westmächte werden - von 
den DDR-Behörden steckbrieflich gesuchte - kriminelle 
Elemente ausgeflogen und umgekehrt Agenten zahIIoser 
Spionageorganisationen nach Westberlin transportiert. 
Kein Staat kann derartige Dauerverletzungen seiner 
Hoheit dulden. Für die Folgen sind die Urheber dieser 
Komplikationen verantwortlich. 

Wenn es bis Mitte 1959 zu keiner Verständigung über 
den Abzug der westlichen Truppen aus Westberlin kommt, 
geht die Kontrolle des Verkehrs auf Organe der Deut
schen Demokratischen Republik über; es wird im Inter
esse der drei Westmäch<e liegen. sich mit den Organen 
der Deutschen Demokratischen Republik über rechtlich 
klare Verhältnisse im Verkehr Westberlin-Westdeutsch
land, insbesondere im Luftverkehr über der Deutschen 
Demokratischen Republik, zu verständigen. Wer, wie der 
USA-General Hodes, mit dem Gedanken umgeht, diesen 
Verkehr ohne Rechtsgrundlage unter Panzerschutz oder 
mit Jagdfliegerabschirmung zu forcieren, spielt mit dem 
Feuer eines Krieges. Die Wal'schauer Vertragsorganisation 
wird, wenn es nötig sein sollte, nicht zögern, der Deut
schen Demokratischen Republik zu Hilfe zu eilell. 

p ) Text der gemeinsamen Erklärung DDR-UdSSR vom 7. Januar 
1957 in: Dokumentation der Zelt. Heft 13511957, Sp. 1 ff., 
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Gelegentlich wird die Frage aufgeworfen, warum gerade 
jetzt und erst heute das Problem Westberlins von der 
Sowjetunion aufgeworfen wird. Hierzu ist zu sagen : 

Das Problem Westberlin wäre schon längst gelöst wor
den, wenn die Vorschläge der DDR zur friedlichen Rege
lung der Deutschlandfrage von der Bonner Regierung und 
den Westmächten nicht immer wieder abgelehnt worden 
wären. Die Realisierung der Vorschläge zum Abschluß 
eines Friedensvertrages mit Deutschland und zur Bildung 
einer Konföderation der beiden deutschen Staaten hätten 
die Lösung der Westberlin-Frage als TeiJproblem der 
deutschen Frage mit eingeschlossen, und es bedurfte des
halb keiner besonderen Initiative in dieser Richtung. Nach
dem aber diese Vorschläge immer wieder abgelehnt wur
den, greift jetzt die Sowjetunion ein Teilproblem auf, 
dessen erfolgreiche Lösung dann wieder auf die übrigen, 
bisher nicht in Angriff genommenen Probleme günstig 
zurüd::wirken würde. 

Die Spaltung Deutschlands und die Spaltung Berlins 
bedeuten eine ständige Quelle der Unruhe und Unsicher
heit, sie gefährden den Frieden Europas und können eine 
Situation heraufbeschwören, in der Berlin das "zweite 
Sarajewo"36) werden kann. "Berlin ist in seinem heuti
gen Zustand eine Eiterbeule des europäischen Friedens", 
schrieb Prof. Dr. Hagemann.37) Dieser Zustand darf nicht 
verewigt werden. 

Der sowjetische Entwurf eines Friedensvertrages mit 
Deutschland vom 10. Januar 1959, der den zweiten Welt
krieg rechtlich liquidieren und die Grundlage für einen 
dauerhaften Frieden in Europa durch Zügelung des deut
schen MiJitarismus schaffen will, enthält auch eine Be
stimmung über Westberlin. In Teil II - Bestirnmungen, 
die sich auf die Wiederherstellung der Einheit Deutsch
lands beziehen - Artikel 25 heißt es: 

"Bis zur Wiederherstellung der Einheit Deutschlands 
und zur Bildung eines einh~itlichen deutschen Staatp.s 
erhält Westberlin die Stellung einer entmilitarisierten 
Freien Stadt auf der Grundlage ihres besonderen Statuts." 

Die Regelung der Frage Westberlin in einem Friedens
vertrag mit Deutschland unterstreicht noch einmal, welche 
Bedeutung die Sowjetunion dieser Frage beimißt. 

H) So die sowjetisChe Note vom 27. November 1958 an die Bundes
republik und der sowjetls<:he Außenminister Gromyko am 25. De
zember 1953 vor dem Obersten Sowjet . 

l r) vgl. Prof. Dr. Hagemann, Das Quemoy an der Spree. In: Blätter 
für deutsChe und internationale Politik. Heft 1111958. 5. 799. 
Das Bild von der Westberliner .. Eiterbeule. die den I< örper 
Deutschlands und ganz Europas in Fieber hält", wird 8\lCh in 
der sowjetischen Note vom Tl. November 1953 an die Bundes
republik gebrauCht. 
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Die konstruktiven sowjetischen Berlin-Vorschläge sind 
neue Glieder in einer langen Kette der Bemühungen der 
Sowjetunion und der Deutschen Demokratischen Republik 
um die Lösung der Deutschland betreffenden Fragen 
durch Verhandlungen. allel' Beteiligten. Sie weisen einen 
Ausweg aus der infolge der westlichen Politik festgefahre
nen internationalen Situation. Es kommt jetzt darauf an, 
daß der Westen endlich beginnt, die Lage Berlins politisch 
real und juristisch richtig zu sehen und sie nicht durch 
Panik- und Stimmungsmache zu erschweren. Nur durch 
Verhandlungen "si ne ira et studio" zwischen den vier 
Großmächten, zwischen diesen und der Deutschen Demq
k.ratischen Republik bzw. der Bundesrepublik sowie 
zwischen beiden deutschen Staaten sind Lösungen zu 
erreichen. Das Festhalten des Westens am status quo in 
Westberlin würde die internationale Lage verschärfen; die 
starre Koppelung der Westberliner Frage mit einer Lö
sung des Deutschland-Problems im Sinne des Westens 
würde internationale Verhandlungen erschweren. 

Die Deutsche Demokratische Republik, die für die Bun
desrepublik und die Westmächte angeblich nicht existiert, 
wird ihrerseits alles tun, um solche Verhandlungen zu 
fördern und erfolgreich abzuschließen. Sie wird sich ver
nünftigen Kompromissen in der einen oder anderen Frage 
nicht verschlie'ßen, aber es dürfen keine Kompromisse 
einseitig zu ihren Lasten und zuungunsten einer fried
lichen Entwicklung in Berlin sein. Bei den Verhandlungen 
über die sowjetischen Vorschläge zur Berlin-Frage darf 
man nicht, wie Ministerpräsident Grotewohl am 28. No
vember 1958 ausführte, "in kleinlichem Hader um diese 
oder jene längst überholten Besetzungsrechte in West
berlin" sich erschöpfen, sondern muß die "großen zukunfts
trächtigen Möglichkeiten für das deutsche Volk und seine 
alte Hauptstadt Berlin" sehen. 

Die diplomatische Anerkennung der Deutschen Demo
kratischen Republik durch die beteiligten Staaten des 
Westens kann nützlich sein; sie ist aber keine unumgäng
liche Voraussetzung für die Aufnahme von Verhandlungen. 
Die internationale Stell ung der Deutschen Demokratischen 
Republik ist heute bereits so gefestigt, daß die Frage ihrer 
diplomatischen Anerkennung nicht entscheidend ist. Ent
scheidend ist für unsere Republik allein, daß die Berlin
Frage durch Verhandlungen gelöst wird, dte insgesamt zu 
einer Festigung des Friedens führen. Im übrigen haben 
die Westmächte in jüngster Zeit - zweimal in wichtigen 
Angelegenheiten mit Staaten verhandelt und Abkommen 
mit ihnen unterzeichnet, ohne diese Staaten diplomatisch 
anerkannt zu haben - 1953 das Abkommen über den 
Waffenstillstand in Korea und 1954 das Abkommen über 
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die Feuereinstellung und die Herstellung des Friedens in 
Indochina. 

Die positive Klärung der Westberliner Frage würde die 
gesamte Situation in Europa günstig beeinflussen und kann 
für die Schaffung eines deutschen Staatenbundes, den Ab
schluß eines Friedensvertrages und die Errichtung einer 
atomwaffenfreien und rüstungsbeg:enzten Zone in Mittel
europa nur vorteilhaft sein. Chancen zur Wiedervereini
gung und zur Schaffung eines bündnisfreien, in seiner 
Rüstung begrenzten Deutschlands in Gestalt eines Deut
schen Staatenbundes zeichnen sich ab. In den Jahren 1952 
bis 1955 wurden solche Chancen von den Westmächten 
und von Bann vertan. Alle Deutschen und mit ihnen die 
Völker Europas sind aufgerufen, heute dafür zu sorgen, 
daß die Chancen, die der sowjetische Berlin-Vorschlag 
bietet, wahrgenommen werden. 

Unsere Partei nahm zu den behandelten Problemen in 
der Entschließung des Hauptvorstandes vom 16. Dezember 
1958 wie folgt Stellung - und damit soll zugleich das Fazit 
der vorstehend gemachten Ausführungen gezogen werden: 

"Tatsächlich ist durch die atomare Aufrüstung der west
deutschen Armee, mit deren Hilfe die deutschen Milita
risten ihre Revanchepläne ausführen wollen, eine gefähr
liche Lage entstanden .. Darum gilt es jetzt, alle friedlie
benden Kräfte des deutschen Volkes zu vereinen, um den 
deutschen MiJitarismus, den Hau'Ptfeind des deutschen 
Volkes, auszurotten und so den Frieden zu sichern und 
die Wiedervereinigung Deutschlands herbeizuführen. 

Dazu ist es notwendig, zunächst den größ1en und näch
sten Gefahrenherd zu beseitigen, der in Westberlin liegt. 
Die Frontstadt-Politik der Westmächte und des West
berliner Senats ist gegen den Frieden und gegen die 
Wiedervereinigung Deutschlands gerichtet. Darum muß 
die Berlin-Frage gelöst werden. Wie sie gelöst werden 
kann, zeigen die Noten, die die Regierung der Sowjetunion 
nach Konsultierung der Regierung der DDR am 27. No
vember 1958 an die Regierungen der DDR, der Westmächte 
und Westdeutsch lands gerichtet hat. Diese Initiative der 
Sowjetunion eroffnet neue Perspektiven für den Kampf 
der Friedenskräfte ganz Deutschlands um den Friedeps
vertrag und die nationale Wiedervereinigung. 

Darum sind die christlichen Demokraten in der Deut
schen Demokratischen Republik aufgerufen, mitzuhelfen, 
daß aus Westberlin eine neutralisierte Freie Stadt wird, 
in der die Bürger endlich in Frieden und Sicherheit leben 
können; mitzuhelfen, daß die Frage des Friedensvertrages 
mit Deutschland nicht mehr von der Tagesordnung ab-
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gesetzt werden kann, weil diese Frage das entscheidende 
Kettenglied ist, um der Lösung der Deutschland-Frage 
näherzukommen. 

Unsere Mithilfe muß vor allem darin bestehen, daß wir 
noch besser und noch stärker an der Lösung der vom 
V. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch
lands festgelegten ökonomischen Hauptaufgabe mitarbei
ten. Mit der Erfüllung der ökonomischen Hauptaufgabe 
stärken wir den Frieden in Deutschland und verlegen wir 
den Atomkriegsvorbereitungen den Weg." 
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Dokumenten-Anhang 
a) Londoner Protokoll über die Besatzungszonen in 
Deutschland und die Verwaltung von Groß-Berlin 

vom 12. September 1944 in der Fassung vom 
14. November 1944 

.... Protokoll 
zwischen den Regierungen der Vereinigten Staaten von 
Amerika, des Vereinigten Königreiches und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Besatzungs
zonen in Deutschland und die Verwaltung von Groß-Berlin. 

Die Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika, des 
Vereinigten Königreiches von Großbritannien und Nordirland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken haben im 
Hinblick auf die Ausführung des Artikels 11 der Urkunde der 
Bedingungslosen Kapitulation Deutschlands folgendes Abkom
men gesrhlossen: 
J. Deutschland wird innerhalb seiner Grenzen, wie sie am 
31. Dezember 1937 bestanden, für BesatzungszweC'ke in drei 
Zonen aufgeteilt, von denen eine jeder der drei Mächte zuge
teUt wird, und in das Sondergebiet Berlin, welches unter eine 
Besatzungsbehörde der dl-ei Mächte gestellt wird. 
2. Die Grenzen der drei Zonen und des Gebietes Berlin und 
die Aufteilung der drei Zonen unter den USA, dem Vereinig
ten Königreich und der UdSSR werden wie folgt festgelegt: 

Ostzone 
Das Gebiet Deutschlands, einschließlich der Provinz 05t

preußen, das östlich der Linie liegt, die ihl "en Anfang nimmt 
an dem Punlü in der Bucht von Lübeck, an dem die GrenZE'n 
Von Schlesw{g-Holstein und Mecklenburg zusammenstoßen, 
entlang der West~renze von Mecklenburg zur Grenze der Pro
vinz Hannover läuft, weiter entlang der Ostgrenze von H an
nover zur Grenze vo n Braunschweig, entlang der Westgrenze 
der preußischen Provinz Sachsen zur Westgrenze Anhalts, ent
lang der Westgrenze Anhalts, entlang der Westgrenze der preu
ßischen Provinz Sachsen und der Westgrenze Thüringens, 
bis diese auf die Grenze Bayerns stößt, dann entlang 
der Nordgrenze Bayerns bis zur Grenze der Tschechoslowakei 
im Jahre 1937, wird von den Streitkräften der UdSSR besetzt, 
mit Ausnahme des Gebietes Berlin, wofür nachstehend eine 
Sonderform der Besatzung festgesetzt wird. 

Nordw~st-Zone 

Das Gebiet Deutschlands, das sich westlich jener Linie be
findet, die als Grenze der Ost-Zone beschrieben und im Süden 
durch eine Linie begrenzt wird, die an dem Punkt beginnt. 
wo die Grenzen zwischen den preußischen Provinzen Hanno
Ver und Hessen-Nassau auf die Westgrenze der Provinz 
Sachsen treffen; von hier ab führt diese Linie die Südgrenze 
der Provinz H annover entlang, dann weiter der nordwest
lichen, westlichen und südlichen Grenze von Hessen-Nassau 
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bis zu dem Punkt, wo der Rhein diese Grenze verläßt: von da 
ab verläuft sie in der Mitte des schiffbaren Rheins bi.!< zu dem 
punkt, wo dieser die Provinz Hessen-Darmstadt verläßt; von 
hier die Westgrenze Badens entlang bis zu jenem Punkt, wo 
diese Grenze zur deutsch-französischen Grenze wird. Dieses 
Gebiet wird von den Streitkräften des Vereinigten König
reiches besetzt. 

Südwest-Zone 
Das Gebiet Deutschlands, das sich im Süden einer Linie be

findet , die am Punkt des Zusammentreffens der Grenzen von 
Sachsen, Bayern und der Tschechoslowakei beginnt und ent
lang der Nordgrenze von Bayern zu de:n Punkt führt, wo die 
Grenzen von Hessen-Nassau, Thüringen und Bayern zusam
mentreffen; von hier aus nördlich, we'itlich und südlich ent
lang der östlichen, nördlichen, westlichen und südlichen Grenze 
Hessen-Nassaus bis zu dem Punkt, an dem der Rhein die süd
liche GrE'nze von Hessen-Nassau verläßt; von mm ab südlich 
in der Mitte des schiffbaren Rheins bis zum Punkte, wo dieser 
die Provinz Hessen-Darmstadt verläßt; dann diE' westliche 
Grenze Badens entlang bis zu jenem Punkt, wo diese zur 
deutsch-französischen Grenze wh'd. Dieses Gebiet wird von 
den Streitkräften der Vereinigten Staaten von Amerika be
setzt. 

Um die Verbindungen zwischen der Südwest-Zone und der 
Set"! zu erleichtern, wird der Oberkommandierende der Streit
kräfte der Vereinigten Staaten in der Südwest-Zone 
a) die Kontrolle über die Häfen von Bremen und Bremf!r
haven ausüben einschließlich der damit verbundenen Lan
dun(!sgebiete, die sich in der Nähe befinden, wie sie hiermit 
dllrch das Vereini.ete Köni.greich anerkannt und durch die Mili
tärbellörden der Vereinigten Staaten als notwendig erachtet 
werden; 
bl solche Durchgangsverbindungen durch die Nordwest-Zone 
unterhalten, wie sie hiermit durch das Vereinigte Könie:reich 
anerkannt und durch die Militärbehörden der Vereinigten 
Staaten als notwendig erachtet werden. 

Als Länder- und Provinzgrenzen innerhalb Deutschlands, 
wie sie in der bevorstehenden Zonenbeschreibune: bezeichnet 
werden, gelten diejenie:en Grenzen. welche nach dem Inkraft
treten des Erlasses vom 25. Juni 1941 (veröffentlicht in: Reichs
gesetzblatt, Teil I, Nr. 72, 3. Juli 1941) bestanden. 

Gebiet Berlin 
Das Gebiet von Berlin (unter dieser Bezeichnuni! wird ver

standen da<;; Gebiet von "Groß-Berlin", wie es im Gesetz vom 
27. April 1920 bestimmt worden ist) wird l'temeil1sam "on 
Streitkräften der USA, des Vereinigten Kö·nigreichf's und 
der UdSSR besetzt, vertreten jeweilS durch ihre ObE'rbpfehl.<;
haber. Für diesen Zweck wird das Gebiet von "Groß-Berlin" 
geteilt in folgende drei Teile: 

Nordöstlicher Teil von "Groß-Berlin" 
(Bezirke Pankow, Prenzlauer BerA', Mitte, Weieensee. Frili'd

richshain, Lichtenberg, Treptow, Köpenick) wird besetzt von 
den Streitkräften der UdSSR. 
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N·ordwesUicher Teil von .. Groß-Berlin" 
(Bezirke Reinickendorf, Wedding, Tiergarten, Charlotten

burg, Sp,.andau, Wilrnersdorf) wird besetzt von den Streit
krätten des Ver:einigten Königreiches. 

Südlicher Teil von "Groß-Berlin" 
(Bezirke Zehlendorf, Steglitz, Schöneberg, Kreuzberg, Tem

pelhot , Neukölln) wird besetzt von den Streitkräften der Ver
einigten Staaten von Amerika. 

Als Distriktsgrenzen innerhalb "Groß-Ber'i.n", wie sie in der 
vorstehenden Beschreibung bezeichnet werden, gelten diejeni
gen Grenzen, welche nach dem Inkratttreten de~ am 27. März 
1938 verMlenUichten Erlasses (Amtsblatt der ReIchshauptstadt 
Berlin Nr. 13 vom 12. März 1938, Seite 215) bestanaen. 

Die Besatzungstruppen in jeder der drei Zonen in Deutsch
land unterstehen einem von der verantwortlichen Macht be
stimmten Oberbefehlshaber. 

Jede der drei Mächte darf nach ihrem Ermessen in die unter 
dem Befehl ihres Oberbefehlshabers stehenden Besatzungs
truppen Hilfsverbände aus den Streitkräften irgendeiner 
alliierten Macht, welche an den militärischen Operationen 
gegen Deutschland aktiv beteiligt war, aufm:hmen. 

Eitle interalliierte Behörde (Komendantura), gebildet aus 
drei von den entsprechenden Oberbefehlshabern ernannten 
Kommandanten, wird zur gemeinsamen Verwaltung des Ge .. 
bi'€tes Groß-Berlin errichtet. 

Dieses Protokoll ist dreifach in englischer und russischer 
Sprache ausgefertigt. Beige Texte sind authentisch. Das Pro
tokoll tritt in Kraft bei der Unterzeichnung der Urkunde der 
Bedingungslosen Kapitulation Deutschlands. 

Anmerkung: 
Art. 11 der Kapitulationsurkunde in der Fassung vom 

25. Juli 1944 lautete: 
,Die alliierten Vertreter werden nach eigenem Ermessen 

St~eitkräfte und zivile Dienststellen in jedem beliebigen Teil 
oder auch in allen Teilen Deutschlands stationieren." 

Das Protokoll wurde von der Sowjetunion in ihren Noten 
vom 27. November 1958 an die USA, Großbritannien und 
Frankreich als außer Kraft befindlich betrachtet. 

b) Londoner Abkommen über das Kontrollsystem in 
Deutschland vom 14. November 1944 

Die R~gierungen der Vereinigten S~aate~ von Am~rik~, des 
Vereinigten Königreiches von Großbfltanmen und Nordirland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken haben 
f61gendes Abkommen geschlossen bezügl~~h des Verfa~.reJ!s 
der alliierten Kontrolle in Deutschland wahrend der Zelt, m 
dpr Deutschland die grundlegenden Forderungen der bedin
gungslosen Kapitulation erfüllen wird. 
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Artikel 1 
Die Oberste Gewalt in Deutschland wird auf Weisung ihrer 

jeweiligen R egierungen von den Oberbefehlshabern der mili
tärischen Streitkräfte der Vereinigten Staaten von Amerika 
des Vereinhrten Königreiches und der Union der S07.ia1istische~ 
Sowietrepubliken ausgeübt, von jedem in seiner eigenen Be
satzungszone und auch gemeinsam in den Deutschland als 
Ganz'?s betreffenden Angelegenhei.ten als Mitglieder des durch 
das gegenwärtige . Abkommen errichteten Obersten Kontroll
organes. 

Artikel 2 
Jeder Oberbefehlshaber bekommt in seiner Besatzungszone 

Vertreter des Heeres, der Marine und der Luftwaffe der zwei 
anderen Ober!?efehlshaber als Verbindur:gSmis~ion zugewiesen. 

Artikel 3 
a) Die drei Oberbefehlshaber bilden als C'inheitliches- Orl1:an 

hande~nd, das Oberste Kontronorga~, Kontrollrat (Control 
Councll) genannt. 

b) Die Aufgaben des Kontrollrates sind: 
1. die gebotene ~inheitlichkeit des Vorgehens det: Ober

befe.~lsha.ber m ihren jeweiligen Besatzungszonen zu 
gewahrleisten; ~ 

H. P-lärye au~zustellen und gemeinsame EntScheidungen zu 
trefien uber grundsätzliche, cranz Deutschland be
treffe.nde militärische, pOlitisch'='e, wirt5chaftlich'e und 
sonstige Fragen, und zwar gemäß den jedf'm Ober-

- b~fehlshaber von seiner Regierung erteilten Weisungen; 
II!. dIe deutsche Zentralverwaltung zu überwaC'hen . die 

u~ter der .. Aufsicht des Kontrollrates tätil5 und ihm für 
dl~ Ausfuhrung seiner Befehle verantwortlich sein 
Wll"d; 

IV. die Verwaltung von Groß-Berlin mit Hilfe der hierzu 
bestellten Organe zu leiten. 

c) Der KontrolIn~t tritt .mindes~en~ einmal alle zehn Tage 
und auf A!1trag eme~ semer Mlt~lteder zu jeder Zeit zu
sa.mm~n. DIe Entscheldunlten des Kontrolh·ates mÜSF=en ein
shmmI~ gefaßt werden. Der Vorsitz des Kontrollra tes wird 
der Reihe nach von jedem seiner drei Mitglieder wahr
genommen. 

d) Jedem Mitglied des Kontrollrates steht ein politischer 
Berater zur Seite, der - wenn erforderlich _ an den Sitzungen 
des Kontrollrates teilnimmt. Jedes Mitglied des Kontrollrats 
kann eben~alls - wenn erforderlich - bei Sitzungen des Rates 
von Maflne- oder Luftwaffensachverständigpn begleitet 
werden. 

Ar tikel 4 
Ein ständ!ger Koordinierungsausschuß wird unter dem Kon

trollra t Ileblldet; er setzt sich aus je einem Vertreter der drei 
Oberberehlshab~r zu?ammen, der mindestens im Range eines 
Generals oder 10 emem entsprechenden Rar.15e der Marine 
oder Luftwaffe stehen soll. Die Mite:1ieder des Koordinierungs
ausschusses nehmen - wenn erforderlich - an den Sitzungen 
des Kontrollrates teil. . 
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Adikel5 
Die Aufgaben des Koordinierungsausschusses, der im Namen 

des Kontrollrates durch den Kontrollstab handelt, umfassen: 
a) die Ausführung der KontroUratsentscheidungen; 
b) die ständige überwachung und Kontrolle der Tätigkeit der 

deutschen Zentral verwaltung und der deutschen Dienst~ 
stellen; 

c) die Koordinierung der laufenden Geschäfte, die einheit
liche Maßnahmen in allen drei Zonen erfordern; 

d) die Vorprüfung und Vorbereitung für den Kontrollrat aller 
von jedem Oberbefehlshaber unterbreiteten Fragen. 

Artikel G 
a) Die von den zuständigen nationalen Regierungen ernann

ten Mitglieder des Kontrollstabes verteilen sich auf folgend.e 
Abteilungen: Heer, Marine, Luftwaffe, Transportwesen, Poli
tik, Wirtschaft, Finanzen, ReparationeIL und Resti,tutionen, 
Innere Angelegenheiten und Nachrichtenwesen, Justiz, Kriegs
gefangene und Verschleppte Personen (DPs), Arbeit. 

Auf Grund der gesammelten Erfahrungen können Abände
rungen hinsichtlich der Zahl und Aufgaben dieser Abteilungen 
erfolgE:'n. 

b) An der Spitze einer jeden Abteilung stehen drei hohe 
Beamte, von denen jede der drei Mächte je einen stellt : die 
Au!g~ben der drei Leiter einer jeden Abteilung, die gemein
sam handeln, umfassen : 

I, die Ausübung der Aufsicht über die entsprechenden 
zentralen deutschen Dienststellen und Ministerien; 

1I. die Rolle der Berater des Kontrollrates, an dessen Sit
zungen sie erforderlichenfalls teilnehmen; 

II!. die Weitergabe der vom Koordinierungsausschuß über
mittelten Entscheidung.m des 'Kontrollrates an die 
deutsche Zentralverwaltung. 

c) Die drei Leiter einer jeden Abteilung nehmen an den 
Sitzungen des Koordinierungsausschusses teil, wenn nuf seiner 
1'a~esordnung Fragen stehen, welche die Arbeit ihrer Ab
teilung angeht. 

d) Die Abteilungsstäbe können sich sowohl 'aus zivilem als 
auch aus militärischem Personal zusammensetzen. In Sonder
fällen können sie auch Angehörige anderer Vereinter Natio
nen mit einbegreifen, die auf ihre Personalstärke angerechnet 
werden. 

Ar tikel 7 
a) Es wird eine interalliierte Regierungsbehörde (russisch: 

Komendantura) errichtet, die sich aus drei von ihren jewei
ligen Oberbefehlshabern ernannten Kommandant.en - einem 
von jeder Macht - zusammensetzt, um gemeinsam die Ver
waltung des Gebietes von Groß-Berlin zu leiten. Jeder der 
Kommandanten übernimmt der Reihe nach die Befugnisse des 
diensttuenden Kommandanten als Leiter der interalliierten 
Regierungsbehörde. 

b) Ein technischer Stab, der sich aus Personal einer jeden 
der drei Mächte zusammensetzt, wird unter der interallüerten 
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Regierungsbehörde gebildet zu dem Z\vecke d" T""I" k "I "tl'ch f" d' , le a 19 el der 
or I G enß ur ,le St~~tverwaltung verantwortlichen Behörden 
von ,1'0, -Berh~, zu uber~vachen und zu kontrollieren. 

c) I?le Inter~lll1erte Regienmgsbehörde arbeitEt unter der aU
gj{emedl':le.n Leitung des Kontrollrates und erhält über den 

oor Imerungsausschuß Befehle, 

Artikel 8 
Die notwendigen Verbindungen mit den R . 

f;'~:"~~~~~~J~:~:t~~~:~~~1l~3iJ:f(i~~~:~;I~~~~:;!~f 
ernannt werden und die a f glerungen elm Kontrollrat 
den Kontrollorganen haben~ angemessenem Wege Zugang zu 

Artikel 9 
Die Organisationen der VerelOten Nat· d 

Kontrollrat zur T'T k 't ' Ionen, IC durch den 

~~~ne~}biii~~~~~·~o~rr~~~~:1~hßl~~::1:~~;~~!:~~:~~~t~i~;~h~~ 
gegenu (-!r verantwortlich, . 1 m 

Artikel 12 
Die Alliierten Vertreter d ' 

Streitkräfte und zivile Diens~:~1 en ,na~h eigenem Ermessen 
oder auch in allen Teilen Deut:chelann'dns ls·tdtem beheblgen Tell 

a 10nteren. 

Artikel 13 

la~~ I~i:-~s~:udnegn der ?bersten Regierungsgewalt in Deutsch
der. '~ereinigten Stf:fel~r~~~en des yereinigten Köni.greichs. 
SOZialIstischen Sowjetrepubl'k Amenk~ und der Uruon der 
Regierune: der Französische~ eRe;~~r~~ ~~r Provisorischen 
wcr?en die vier alliierten Regierungen~' ,u ~rnommen wird , 
treffen. die sie zum künft' . leJemgen Maßnahmen 
Sicherheit fÜI' erfordel"lich I~~rte 'F'n~den und zur künfti~en 
ständige Abrüstung und Ent 'j"t n~ , arunter auch die voll-

b . ml I anslerung Deutschlands 
~ ,Die Alliierten Vertreter werden Deut cl 1 ' 

politIsche, verwaltungsmäßil{e, wirtSC'haftSl,"ch' aen, d zusätzliche 
finanzielle, 
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militärisdle und sonstige Forderungen auferlegen, die sich a~s 
der vollständigen Niederlage Deutschla.~d.s ergeben. pie 
Alliierten Vertreter bz,\". die ordnungsmaßlg dazu er:naC'h
tiaten Personen oder Dienststellen werden ProklamatiOnen, 
Befehle Verordnungen und Anweisungen ergehen lassen, um 
solche ~usätzlichen Forderungen festzulegen und die übrigen 
Bestimmungen dieser Erklärung auszuführen. Alle deutschen 
Behörden und das deutsche Volk haben den Forderungen der 
Alliierten Vertreter bedingungslos nachzukommen unC!- a11 
diese Proklamationen, Befehle, Anordnungen und Anweisun
gen uneingeschränkt zu befolgen. 

Anmerkung: 
Das Abkommen wurde am 1. Mai 1945 durch die Einhezie

hung Frankreichs erweitert. Die Sowjetunion betrachtet das 
Abkommen als außer Kraft befindlich. 

c) Bericht über die Krimkonferenz 
vom 3. bis 11. Februar 1945 

(Auszug) 
Besetzung und Kontrolle 

Wir sind übel· die gemeinsame Politik und Planlegung z~r 
Durchführung der Bestimmungen der bedingungslosen KapI
tulation übereingekommen, die wir gemeinsam dem national
sozialistischen Deutschland auferlegen werden, nachdem der 
bewalInete deutsche Widerstand endgültig gebrochen ist. Diese 
Bestimmungen werden erst bekanntgegeben werde~, wenn die 
endgültige Niederwerfung Deutschlands vollzogen 1St. 

Gemäß dem in gegenseitigem Einvernehmen festgelegten 
Plan werden die Streitkräfte der drei Mächte je eine beson
dere Zone Deutschlands besetzen. Der Plan sieht eine " 
koordinierte Verwaltung und Kontrolle durch eine Zentral
kontrollkommission mit Sitz in Berlin vor, die aus den Ober
befehlshabern der drei Mächte besteht. 

Es ist beschlossen worden, daß Frankreich von den drei 
Mächten aufgefordert werden soll, eir.e Besatzungszone :zu 
übernehmen und als viertes Mitglied an der KontrollkommIs
sion teilzunehmen falls es dies wünschen sollte. Die Gre:tzen 
der französischen' Zone werden von den vier beteiligten 
Regierungen durch ihre Vertreter bei der Europäischen Be
ratenden Kommission in gegenseitigem Einvernehmen fest
gelegt. 

Es ist unser unbeugsamer Wille, den • deutschen Militaris
mus und Nationalsozialismus zu zerstören und dafür Sorge 
zu trae;en daß Deutschland nie wieder imstande ist, den 
Weltfriede'n zu stören. Wir sind entsch lossen, alle deutschen 
Streitkräfte zu entwaffnen und aufzulösen; den deutschen 
Generalstab der wiederholt die Wiederaufrichtung des deut
schen Milit~rismus zuwege gebracht hat, für alle Zeiten zu 
zerschlagen; sämtliche deul:>chen militärischen Einrichtungen 
zu entfernen oder zu zerstören; die gesamte deutsche Indu
strie, die für militärische Prodll:ktion benutzt werden könnte, 
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zu beseitigen oder unter Kontrolle zu stellen; alle Kriegs
verbrecher vor Gericht zu bringen und einer schnellen Be
strafung zuzuführen sowie eine in gleichem Umfang erfol
gende Wiedergutmachung der von den Deutschen ver
ursachten Zerstörungen zu bewirken; die NationalSOZIalistische 
Partei, die nationalsozialistischen Gesetze, Organisationen und 
Einrichtungen zu beseitigen, alle nationalsozialstischen und 
militärischen Einflüsse aus den öffentlicheIl Dienststellen 
sowie dem kulturellen und wirtschaftlichen Leben des deut
schen Volkes auszuschalten und in übereinstimmung mitein
ander solche Maßnahmen in Deulschland zu ergreifen, die für 
den zukünftigen Frieden und die Sicherhtit der Welt not
wendig sind. 

Es ist nicht unsere Absicht. das deutsche Volk zu ver
nichten, aber nur dann, wenn der Nationalsozialismus und 
Militarismus ausgerottet sind, w:rd für die Deutschen Hoff
nung auf ein würdiges Leben und einen Platz in der Völker
gemeinschaft bestehen. 

d) Kapitulationsurkunde vom 8. Mai 1945 
1. Wir, die hier Unterzeichneten, die wir im Auftrage des 

Oberkommandos der Deutschen Wehrmacht handeln, über
geben hiermit bedingungslos dem Obersten Befehlshaber der 
Alliierten Expeditionsstreitkräfte und gleichzeitig dem Ober
kommando der Roten Armee alle gegenwärtig unter deut
schem Befehl stehenden Streitkräfte zu Lande, Zll Wasser 
und in der Luft. . 

2. Das Oberkommando der Deutschen WehrmaC'.ht wird un
verzüglich allen deutschen Land-, See- und Luftstreitkräften 
und allen unter deutschem Befehl stehenden Streitkräften 
den Befehl geben, die Kampfhandlungen um 23.01 Uhr mittel
europäischer Zeit am 8. Mai 1945 einzustellen, in den Slel
lunt;en zu verbleiben, die sie in diesem Zeitpunkt innehaben, 
und s ich vollständig zu entwaffnen, indem sie ihre WalTen 
und Ausrüstu!lg den örtlichen alliierten Befehlshab~rn oder 
den von den Vertretern der obersten~a1liierten MiIitärführun
gen bestimmten Offizieren übergeben. Kein Schiff, Seefahrzeug 
oder Flugzeug irgendeiner Art darf zerstört werden, noch 
dürfen Schiffsrümpfe, maschinelle Einrichtungen oder Geri:ite 
Maschinen ir~endwelcher Art, Waffen, Apparaturen und all~ 
technischen Mittel zur Fortsetzung des Krieges im allgemeinen 
beschädigt werden. • 

3. Das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht wird 
unverzüglich den zuständigen Befehlshabern alle von dem 
Obersten Befehlshaber der Alliierten Expeditions<)treitkräfte 
und dem Oberkommando der Roten Armee erlasse'1en 
zusätzlichen Befehle weitergeben und dere:n Durchführung 
sichers.tellen. 
. 4. Diese Kapitulationserklärung stellt kein Präjudiz für an 
lhre Stelle tretende allgemeine Kapitulationsbedingungen dar 
die ciurch die Vereinten Nationen oder in deren Namen fest~ 
gesetzt werden und Deutschland und die Deutsche Wehrmacht 
als Ganzes betreffen werden. 
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- Im Falle daß das Oberkommando der Deutschen Weh\'
m~cl,t nrler 'irgend welche unter .seinem .. Befehl st~henden 
Streitkräfte es versäumen sollten, sich gemaß den Bestimmun
gen dieser Kapitulationserklärung zu verhal~e:n, wer~en .der 
Oberste Befehlshaber der Alliierten ExpedltiOnsst~el.tkr:afte 
und das Oberkommando der Roten ~rmee. all~ dle]erugen 
Straf- und anderen Maßnahmen ergreIfen, die .!ae als zweck
mäßig erachten. 

6. Diese Erklärung ist in englischer, russi~cher. und ~eut
scher Sprache aufgesetzt. Allein maßgebend smd die E"ngllsche 
und die russische Fassung. 

Unterzeichnet zu Berlin, am 8. Mai 1945 

FÜ1' das Oberkommando der Deutschen Wehrmacht: 
gez. v. Friedeburg gez. Keitel gez. Stumpl'f 

In Gegenwart von: 

Für den Obersten Be
fehlshaber der Alliierten 
Expeditionsstreitkräfte 

gez. A. W. Tedder 

Für das ObE'rkommando 
der Roten Armee 

gez. G. Shukov 

Bei der Unterzeichnung waren als Zeugen auch zugegen: 

General, Oberstkommandierender 
der Ersten Französischen Armee 

gez. J. de Lattre de Tassigny 

Kommandierender Gene
ral der Strategischen Luft
streitkräfte der Vereinig
ten Staaten 

gez. earl Spaatz 

e) Erklärung in Anbetracht der Niederlage 
Deutschlands und der Vbernahme der obersten 

R~gierungsgewalt in Deutschland vom 5. Juni 1945 
(Auszug) 

Die deutschen StreitkräUe zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft sind vollständig geschlagen und haben bedingungslos 
kapituliert, und Deutschland, das für de~ Krieg v~rant~()rt
lieh ist, ist nicht mehr fähig, sich dem Willen der slegrelche.n 
Mächte zu widersetzen. Dadurch ist die bedingungslose Kapl
tulatinn Deutschlands erfolgt, und Deutschland unterwirft sich 
allen Forderungen, die ihm jetzt oder später auferlegt werden. 

Es gibt in Deutschland keine zentrale Re~~eru~g oder Be
hörde, die fähig wäre, die Verantwortung fur (he Aufrecht
erhaltung der Ordnung für die Verwaltung des Landes una 
tür die Ausführung de; Forderungen der siegreichen Mächte 
zu übernehmen. 

Unter diesen Umständen ist es notwendig, unbeschadet spä
terer Beschlüsse, die hinsichtlich Deutschlands getroffen wer
den mögen, Vorkehrungen für die Ejns~ellu.!,,-g wei.~erer. Feind
seligkeiten seitens der deutschen Streltkrafte, fur die Auf
rechterhaltung der Ordnung in Deutschland und für die Ver-
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waltung des Landes zu treffen und die sofortigen Forderungen 
zu verkünden, denen Deutschland nachzukommen verpflich
tet ist. 

Die Vertreter der obersten Kommandobehörden des Ver
einigten Königreichs, der Vereinigten Staaten von Amerika, 
der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken lind der 
Französischen Republik, im folgenden "Alliierte Vertreter" 
genannt, die mit der Vollmacht ihrer betreffenden Regierungen 
und im Interesse der Vereinten Nationen ha ndeln, geben dem
entsprechend die folgende Erklärung ab: 

Die Regierungen des Vereinigten Königreichs, der Vereinig
ten Staaten von Amer:ika, der Union der Sozialistischen So
wjet-Republiken und die Provisorische Regierung ' der Fran
zösischen Republik übernehmen hiermit die oberst.e Regie
rungsgewalt in Deutschland, einschließlich aller Befugnisse 
deL' deutschen Regierung, des Oberkommandps der Wehrmacht 
und der Regierungen, Verwaltungen oder Behörden der Län
der, Städte und Gemeinden. Die übernahme zu den vorstehend 
genannten Zwecken der besagten Regierungsgewalt und Be
fugnisse bewirkt nicht die Annektierunt:; Deutschlands. 

f) Feststellung über das Kontrollverfahren 
in Deutschland vom 5. Juni 1945 

1. Während der Zeit, in der Deutschland die sich aus der 
bedingungslosen Kapitulation ergebenden grundlegenden For
derungen erfüllt, wird in Deutschland die oberste Gewalt von 
den OberbeIehlshabern Großbritanniens ,der Vereinigten Staa
ten, der Sowjetunion und Frankreichs auf Anweisung ihrer 
Regierungen ausgeübt, von jedem in seiner eigenen Besat
zungszone und gemeinsam in allen Deutschland als Ganzes 
betreffenden Angelegenheiten. Die vier Oberbefehlshaber bil
den zusammen den Kontrollrat. JedeL' Oberbefehlshaber 'wird 
von einem politischen Berater unterstützt. 

2. Der Kontrollrat, dessen Entscheidungen einstimmig ge
troft'en werden müssen, trägt für eine angemessene Einheit
lichkeit des Vorgehens der einzelnen Oberbefehlshaber in 
ihren entsprechenden Besatzungszonen Sorge und trifft im 
gegenseitigen Einvernehmen Entscheidungen über alle 
Deutschland als Ganzes betreffenden wesentlichen Fragen. 

3. Unter dem Kontrollrat sind ein standiger Koordinations
ausschuß, der sich aus je einem Vertreter der vier Ober
befehlshaber zusammensetzt, und ein Kontrüllstab tätig, der 
aus folgenden Abteilungen besteht (wobei auf Grund prak
tischer Erfahrung vorgenommene Änderungen zulässig sind): 
Heer, Marine, Luft, Transport, Politik, Wirtschaft. Finanzen, 
Reparationen und Wiedererstattung, ]nnere Angelegenheiten 
und Nachrichtenwesen, Rechtswesen, Kriegsgefangene und 
Zwangsverschleppte, Arbeitseinsatz. ' 

Jede Abteilung hat vier Leiter, von denen einer von jeder 
der vier Mächte ernannt wird. Die Abfeilungsstäbe können 
sowohl aus Zivil- als auch aus Militärpersonal bestehen und 
in besonderen Fällen auch in persönlicher Eigenschaft er
nannte Angehörige anderer Vereinter Nationen einschließen. 
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4' Die Funktionen des Koordinationsausschusses sowie des 
Ko;"trollstabes bestehen in de~ Beratung des Ko~troll:ates. 
der Ausführung seiner Beschlusse ,:,:nd deren. ~elterleltung 
an die entsprechenden deutschen Behorden .. S?WIe. m ~E'r Über
Wachung und Kontrolle der laufenden Tattgkell dIeser Be-
hörden. . 

5. Die Verbindung zu den anderen .haupt~d.(::l1lich intere3s1er
ten Regierungen der Vereinten NatlOnen ~vI:d durch Ernen
nung von Militärmissionen (denen auch Zivilperson~n ange
hören können) beim Kontrollrat seitens di17ser Regierungen 
hergestellt. Diese Missionen haben zu den die !('ontr<.>lle aus
übenden Dienststellen auf dem entsprechenden Dienstweg 
Zutritt. 

O. Organisationen der Vereinten. Nationen, sofern sie von 
dem Kontrollrat zur Betätigung 10 Deutschland zugelassen 
werden sind dem Alliierten Kontrollapparat untergeordnet 
und i~ gegenüber verantwortlich. 

7. Die Verwaltung des Gebietes. von ~roß-Berlin wird. von 
t,'iner Interalliierten Behörde geleitet,. dIe unter der Leitung 
des Kontrollrates arbeitet und aus V1er Kommandanten be
steht deren jeder abwechselnd als Hauptkomm~ndant fun
giert ' Sie werden von einem Stab von Sachbearbeitern ~.nter
stützt der die Tätigkeit der örtlichen deutschen Behorden 
üben~acht und kontrolliert. 

e Die oben dargelegte Regelung gilt für die der deutschen 
Kapitulation folgende Besatzungszeit, ir.nerhalb. welcJ;er 
Deutschland die sich aus der bedingungslo~en K~pltulatton 
ergebenden grundlegenden Fo:der';lngen. erfullt. EI!1e Rege
lung für die darauffolgende Zelt wIrd Gegenstand emer Son
dervereinbarung bilden. 

Anmerkung: 
Außer Kraft, vgl. Anmerkung zu Dokument b). 

g) Feststellung über die Besatzungszonen 
in Deutschland vom 5. Juni 1945 

1. Deutschland wIrd innerhalb seiner Grenzen, WIe .sle ~IYI 
31. Dezember 1937 bestanden fur .Besatzungs~weC'k~ In vH~r 
Zonen aufgeteilt, von denen 'eine ]e?er der VIer Machte wie 
f.olgt zugeteilt wird: . 

eine östliche Zone der Union der Sozialistischen SowJet
Republiken; 
eine nordwestliche Zone dem Vereinigten Königreich; 
eine südwestliche Zone den Vereinigten Staaten von 
Amerika; 
eine westliche Zöne Frankreich. 
Die Besatzungstruppen in jeder Zone unterstehen einem 

von der verantwortlichen Macht bestimmten Oherbe!ehl~
haber. Jede der vier Mächte darf nach ihrem Ermessen In dIe 
unter dem Befehl ihres Oberbefehlshaber~ itehenden Besat
zungstruppen Hilfsverhände aus den Streitkläften irgendemer 
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anderen alliierten Macht, welche an den militärischen Opera
tionen gegen Deutschland aktiv beteiligt war, aufnehmen. 

2. Das Gebiet von Groß-Berlin wird von Truppen einer 
jeden der vier Mächte besetzt. Zwecks gemeinsamer Leitung 
der Verwaltung dieses Gebietes wird eine interalIii!?rte Be
hörde (russisch: Komendantura) e l'richtet, welche aus vier von 
den entsprechenden Oberbefehlshabern ernannten Komman
danten besteht. 

Anmerkung: 
Außer Kraft, vgl. Anmerkung zu Dokument a). 

h) Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945 
(Auszug) 

III 
Deutschland 

Alliierte Armeen führen die Besetzung von ganz Deutsch
land durch, und das deutsche Volk fängt an, die furchtbaren 
Verbre~he:n zu büßen, die unter der Leitung derer, welche es 
zur Zelt Ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind 
gehorcht hat, begangen wurden. Auf der Konff'renz wurde 
eine übereinkunft erzielt über die politischen und wirtschaft
lichen Grundsätze der gleichgeschalteten Politik der Alliierten 
in bezug auf das besiegte Deutschland in der Periode der 
alliierten Kontrolle. 

I?as Ziel dieser übereinkunft bildet die Durchführung der 
Knm-Deklaration über Deutschland. Der deutsche Militaris
mus und Nazismus werden ausgerottet, und die Alliierten 
~reffen nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und 
10 d~r Zukunft auch andere Maßnahmen, die notwendig sind, 
damIt Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die Er..,. 
haltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann. 

Es ist nicht die Absicht der Alliierten das deutsrhe Volk 
zu vernichten oder zu versklaven. Die Ahiierten wollen dem 
de.utschen. Volk die Möglichkeit geben, sich darauf vorzube
reiten, s~m Leben auf e iner demokratischen und friedlichen 
Grundlage von neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigenen 
AI:tstrengu~gen des deutschen Volkes unablässig auf die Er
re~.ch!lng d.leses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm 
moghcJ:t se.m, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien 
und fnedhchen Völkern der Welt einzunehmen. 

Der Text dieser übereinkunft lautet: 
,!Politische und wirtschaftliche Grundsätze, deren man sich 

bel der Behandlung Deutschlands in der Anfangsperiode der 
Kontrolle bedienen muß: 

A. Politische Grundsätze 
. 1. Entsprechend der übereinkunft über das Kontrollsystem 
In Deutschland wird die höchste Regierungsgewalt in Deutsch
l,!-n~ durch die Oberbefehlshaber der Streitkräfte der Ver
emlgte':! Staaten ,:,o~ ~merika, des Vereinigten Königreif'hs, 
d~r. Umon der SOZIalistischen Sowjetrepubliken und der Fran
zosischen Republik nach den Weisungen ihrer entsprechenden 

• 49 



Regierungen ausgeubt und zwar von Jedem In seiner Besat
zungszone sowie gem~insam In threr Eigenschaft als Mitglie
der des Kontrollrates in den Deutschland als Ganzes betref
fenden Fragen. 

2. Soweit dieses praktisch durchführbar ist, muß die Be
han-j.lung der deutschen Bevölkerung in ganz Deutschland 
gleich sein. 

3. Die Ziele der Besetzung Deutschlands, durch welche der 
Kontrollrat sich leiten lassen soll, sind: 

(I) Völlige Abrüstung und Entmilitarisierung Deutschlands 
und die Ausschaltung der gesamten deutschen Industrie, 
welche für · eine Kriegsproduktion benutzt werden kann, 
oder deren überwachung. Zu diesem Zweck: 
a) werden alle Land-, See- und Luftstreitkräfte Deutsch

lands, SS, SA, SD und Gestapo mit allen ihren Orga
nisationen, Stäben und Ämtern, einschließlich lies Ge
neralstabes, des Offizier korps, der Reservisten, der 
Kriegsschulen, der Kri~gervereine und aller anderen 
militärischen und halbmilitärischen Organisationen zu
sammen mit ihren Vereinen und Unterorgamsationen, 
die den Interessen dei· Erhaltung der militärischen 
Tradition dienen, völlig und endgültig aufg~löst, um 
damit für immer der Wiedergeburt oder Wiederauf
richtung des deutschen Militarismus und Nazismus 
vorzubeugen; 

b) müssen sich alle Waffen, Munition und Kriegsgeräte 
und alle Spezialmittel zu deren Herstellung in der 
Gewalt der Alliierten befinden oder vernichtet wer
den. Der UnterhRltung und Herstellung aller Flug
zeuge und aller Waffen, Ausrüstung und Kriegsgeräte 
wird vorgebeugt werden. 

(Ir) Das deutsche Volk muß überzeugt werden, daß es eine 
totale militärische Niederlage erlitten hat und daß es sich 
nicht der Verantwortung entziehen kann für das, was es 
selbst dadurch auf sich geladen hat, daß seine eigene 
mitleidlose Kriegführung und der fanatische Wider
stand der Nazis die deutsche Wirtschaft zerstört und 
Chaos und Elend unvermeidlich gemacht haben. 

(HI) Die Nationalsozialistische Partei mit ihren angeschlosse
nen Gliederungen und Unterorganisationen ist zu ver
nichten; alle nationalsozialistischen Ämter sind aufzu-
1ftsen: es sind Sidterheiten dafür zu srhaffen, daß sie in 
k~iner Form wieder auferstehen können; jeder nazisti
schen und militaristischen Betätigung und Propaganda 
ist vorzubeugen. 

(IV) Die endgültige Umgestaltung des df'utschen politischen 
Lebens auf demokratischer Grundlage und eine even
tuelle friedliche Mitarbeit Deutschlands am internatio
nalen Leben sind vorzubereiten. 

4. Alle nazist.ischen Gesetze, w~lche die Grundlagen für das 
Hitlerreglme geliefert haben oder eine Diskriminierung auf 
Grunn. der Rasse, Religion oder politischer überzeugung" er
richteten, müssen abgeschafft werden. Keine solrhe Diskri
minierung, weder eine rechtliche noch eine administrative 
oder irgendemer anderen Art, wird geduldet werden. 
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5. Krieg~ver?recher und alle diejenigen, die an der Planung 
od~r Verwtrklichung nazistischer Maßnahmen die Greuel oder 
K:legsvel'brechen nach sich zogen oder als 'Ergebnis haUen, 
~~IIgenommen h':lb~n, sind zu verhaften und dem Gericht zu 
u.~ergeben. ~azlstl.sche Partei führer, einflußreiche Nazian
~anger und dIe Leiter der nazistischen Ämter und Organisa
~lOnen .und all~. an?ere~ Personen, die für die Besetzung und 
l~re Ziele gefahrlich sllld, sind zu verhaften und zu inter-meren. . 

D . . Alle Mitglieder ~~: na~istischen Partei, welche mehr als 
nommell an Ihrer .TatigkeIt teilgenommen haben und alle 
ander'!ll ~ersonen, die den alliierten Zielen feindlich gegenüber
stehen, smd aus den öffentlichen oder halböffentlichen Ämtern 
lind von den verantwortlichen Posten in wichtigen Privat
unternehmungen zu entfernen. Diese Personen müssen durch 
Perso'!en erse~zt werden, welche nach ihren politischen und 
moralischen Elgenschafte!1 fähig erscheinen, an der Entwick
lu~g w~hrhaft demokratischer Einrichtungen in DeutschJa d 
mItZUWIrken. n 

7. Das Erzie~ungs~ve~en in Deutschland mull so überwacht 
,~erden, daß dIe nazIstIschen und militaristischen Lehren völ
lIg en~fe:nt werden un~ ~ine erfolgreiche EntWicklung der 
demoklatischen Ideen moghch gemacht wird. 
,0: Das Geri.chtswesen wird entsprechend den Grundsätzen 

oer De,?okr;;ttte und der G~rechtigkeit auf der Grundlage ,jer 
GesetzhchkeIt und der Gleichheit aller Bürger vor dem Ge
s.et.z ohne Unt~r~chied der Rasse, der Nationalität und der Re
ligIOn reorgaruslert werden. 

9. Die yer~altung De;u.tschlands muß in Richtung auf eine 
~ezen~~al~sation der politIschen Struktur und der EntWicklung 
e~ner orthchen Selbstverantwortung durchgefühlt werden, Zu 
dIesem Zwecke: 

(I) Die lokale Se~bstverwaltung wird. in ganz Deutschland 
nach d~mokra.!tSchen Grundsätzen, und zwar durch Wahl
al!s~~t;tsse (Ra!e), so schnell wie es mit der Wahrung der 
mIhtänschen Sl.cherheit und den Zielen der militärischen 
Besatzung vereinbar ist, wiederhergestellt. 

(H) In gapz DeutSchland sind alle demokratischen politischen 
Parteien. zu erlauben und zu fördern mit der Einräumun'" 
~e.s Re?1tes,. Versammlungen einzuberufen und öffent 
hche DIskUSSIOnen durchzuführen. 

(IH) Der. Grundsa~z ~er Wahl vertretung soll in die Gemeinde-, 
K~els-, ProvlOz.tal- und LandesverwaItungen, so schnell 
~te es. durch dl.~ e;f0lgreiche Anwendung dieser Grund
satze 10 der orthchen Selbstverwaltung gererhtfertigt 
werden kann, eingeführt werden. 

(IV) Bis. auf weiteres wird keine zentrale deutSche RegienlO 
erflchtet werden. Jedoch werden einige wichtige zentral~ 
deutsche. VerwaltungsabteiJungen errichtet werden an 
~er~n SpItze St.aatssekretäre stehen, und 2'\var auf' den 

eblete.n de~ Fmanzwesens, des Auße:nhandels und der 
Industne. DIese Abteilungen werden unter der L ·t 
des Kontrollrates tätig sein. et ung 

10. U:~t~r .BerückS~chtigung der Notwendigkeit zur El'haltun 
~er mlhtal'lschen ~I<:herheit wird die Freiheit der Rede d g 

resse und der Reltgton gewährt. Die religiösen Einrichtu'ng:~ 
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sollen respektiert werden. Die Schaffung Freier GeV;'erk~chaf
ten, gleichfalls unter Berücksichtigu~g de.r Notwendl.gkelt der 
Erhaltung der militärischen Sicherheit, wird gestattec werden. 

B. Wirtschaftliche Grundsätze 
11. Mil dem Ziele der Vernichtung des deu~schen ~rielis

potentials ist die Produktion von Waffen, Knegsausrustung 
und Kriegsmitteln, ebenso die Herstellung allel' Type~ von 
:nugzeugen und Seeschiffen zu verbieten un? z~ unterbinden. 
Die Herstellung von. Metallen. und ChemikalIen, "der M';l
schinenbau und die Herstellung anderer Gegenstande, die 
unmittelbar für die Kriegswirtschaft notwendig sind, ist streng: 
zu überwachen und zu beschränken, entsprechend dem ge
nehmigten Stand der friedlichen _ Nachk~.iegsbedü.rfnisse 
Deutschlands um die in dem Punkt 1;> angefuhrten Ziele zu 
befriedigen. Die Produktionskapazität, entbehrlich für die In
dustrie welche erlaubt sein wird, ist entsprechend dem Re
paratio~splan empfohlen durch die interalliierte Reparations
kommission tlnd bestätigt durch die beteiligten Regierungen, 
entweder zu entfernen oder, falls sie nicht entfernt. werden 
kann, zu vernichten. 

12. In praktisch kürzester Frist ist das deutsche ~'irtschafts
leben zu dezentralisieren mit dem Ziel der Vermchtung der 
bestehenden übermäßigen Konzentration der Wirtschaftskraft, 
dargestellt insbesondere durch Kartelle, Syndikate, Trusts 
und andere Monopolvereinigungen. 

13. Bei der Organisation des deutschen Wirtschaftslebens ist 
das HaupLgewicht auf die Entwicklung der Landwirtschaft und 
der Friedensindustrie für den inneren Bedarf (Verbrauch) zu 
legen. 

14. Während der Besatzungszeit ist Deutschland als ein~ 
wirtschaftliche Einheit zu betrachten. Mit diesem Ziel sind ge
meinsame Richtlinien aufzustellen hinsichtlich: 
a) der Erzeugung und der Verteilung der Produkte der Berg-

bau- und der verarbeitenden Industrie; 
b) der Landwirtschaft, Forstwirtschaft und der Fischerei; 
c) der Löhne, der Preise und der Rationier.ung; 
d) des Import- und Exportprogramms für Deutschland al~ 

Ganzes: 
e) der Wä'hrung und des Bankwesens, der zentralen Besteue

rung und der Zölle; 
f) der Reparationen und der Beseitigung des militärischen 

Industriepotentials ; 
g) des 'l'ransport- und Verkehrswesens. 

Bei der Durchtührung dieser Richtlinien sind gegebenenfalls 
die verschiedenen örtlichen Bedingungen zu berücksichtigen. 

15. Es ist eine alliierte Kontrolle über das deutsche Wirt
schaftsleben zu errichten, jedoch nur in den Grenzen, die not
wendig sind: 
a) zur Erfüllung des Programms der industriellen Abrüst.ung 

und Entmilitarisierung, der Reparationen und der erlaub
ten Aus- und Einfuhr; 

b) zur Sicherung der Warenproduk,tion und der Dienstleistun
gelt, die zur Befriedigung der Bedürfnisse der Besatzungs
streitkräfte und der verpflanzten Personen in Deutschland 
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notwendig sind und die wesentlich sind für die Erhaltung 
eines mittleren Lebensstandards in Deutschland, der den 
mittleren Lebensstandard der europäischen Länder nicht 
übersteigt (europäische Länder in diesem Sinne sind alle 
europäischen Länder mit Ausnahme des Vereinigten König
reiches und der Sowjetunion); 

c) zur Sicherung - in der Reihenfolge, die der Kontrollrat 
festsetzt - einer gleichmäßigen Verteilung der wesentlich
sten Waren unter den verschiedenen Zonen, um ein aus
geglichenes Wirtschaftsleben in ganz Deutschland zu schaf

. fen und die Einfuhrnotwendigkeiten einzuschränken ; 
d) zur überwachung der deutschen Industrie und aller wirt

schaftlichen und finanziellen internationalen Abkommen 
einschließlich der Aus- und Einfuhr mit dem Ziel der 
Unter bindung einer Entwicklung des Kriegspotentials 
Deutschlands und der Erreichung der anderen genannten 
Aufgaben; 

e) zur überwachung aller deutschen öffentlichen oder privaten 
wissenschaftlichen Forschungs- oder Versudlsanstalten, La
boratorien USW., die mit einer Wirtschaftstätigkeit verbun
den sind. 

10. Zur Einführung und Unterstützung der wirtschaftlichen 
Kontrolle, die durch den Kontrollrat errichtet worden ist, ist 
ein deutscher Verwaltungsapparat zu scharren. Den deutschen 
Behörden ist nahezulegen, in möglichst vollem Umfange die 
Verwaltung dieses Apparates zu fördern und zu übernehmen. 
So ist dem deutschen Volk klarzumachen, daß die Verantwor
tung und deren Versagen auf ihm ruhen wird. Jede deutsche 
Verwaltung, die dem Ziel der Besatzung nicht entsprechen 
wird, wird verboten werden. 

17. Es sind unverzüglich Maßnahmen zu treffen zur: 
a) Durchführung der notwendigen Instandsetzungen des Ver

kehrswesens, 
b) Hebung der Kohlenerzeugung, 
c) weitesrmöglichen Vergrößerung der landwirtschaftlichen 

Produktion und 
d) Durchführung einer beschleunigten Instandsetzung der 

Wohnungen und der widltigsten öffentlichen Einrichtungen. 
19. Der Kontrollrat hat entsprechende Schritte zur Verwirk

lichung der Kontrolle' und der Verfügung über alle deutsch~n 
Guthaben im Auslande zu übernehmen, weldle noch nicht 
unter die Kontrolle der alliierten Nation@n, die an dem Krieg 
gegen Deutschland teilgenommen haben, geraten sind. 

Hl. Die Bezahlung der Reparationen soll dem deutschen' 
Volke genügend Mittel belassen, um ohne eine Hilie von 
außen zu existieren. Bei der Aufstellung des Haushaltsplanes 
Deutschlands sind die nötieen Mittel für die Einfuhr berE'-it
zustellen, die durch den Kontrollrat in Deutschland geneh
migt worden ist. Die Einnahmen aus der Ausfuhr der Erzeug
nisse der laufenden Produktion und der Warenbeslände die
nen in erster Linie der Bezahlung dieser Einfuhr. Die hier 
erwähnten Bedin15ungen werden nicht angewandt bei den Ein
richtungen und Produkten, die in den Punkten 4a und 4b der 
übereinkunft über die deutschen Reparationen erwähnt sind. 
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i) Note der Regierung der UdSSR zur Lage in Berlin 
an die Regierung der USA vom 14. Juli 1948 

1. Die Sowjetregierung hat von der Note der Regierung der 
USA vom 6. Juli d. J. Kenntnis genommen, in der die gegen
wärtig in Beflin entstandene Lage auf die Maßnahmen zu
rückgeführt wird, die von sowjetischer Seite ergriffen worden 
sind. 

Die Sowjetregierung kann sich mit einer solchen Erklärung 
der Regierung der Vereinigten Staaten nicht einverstanden 
erklären und ist der Meinung, daß die gegenwäl,"tige Lage -in 
Beflin infolge der Verletzung der von den vier Mächten an
genommenen vereinbarten Beschlüsse über Deutschland und 
Beflin durch die Regierungen der USA, Großbritanniens und 
Frankreichs E'ntstanden ist, die in der Durchführung einer 
separaten Währungsreform, in der Einführung einer beson
deren Währung für die westlichen Sektoren von Berlin und 
in der Politik der Zerstückelung Deutschlands zum Ausdruck 
kam. . 

Die Sowjetregierung hat die Regierungen der USA, Groß
britanniens und Frankreichs mehrfach warnend auf die Ver
antwortung hingewiesen, die sie übernehmen, wenn sie den 
Weg der Verletzung der von den vier Mächten früher gefaß
ten vereinbarten Beschlüsse über Deutschland einschlagen. 
Die auf den Konferenzen von Jalta und ?ot3da:7. gef:.ßten 
Beschlüsse sowie das Viermächteabkommen über den Kon
trollmechanismus in Deutschland stellen sien die Entmilitari
sierung und Demokratisierung Deutschlands, die Untergrabung 
der eigentlichen Grundlage des deutschen Militarismus und 
die Verhinderung einer Wiedergeburt Deutschlands als einer 
aggressiven Macht lind damit die Verwandlung Deutschlands 
in einen friedliebenden und demokratischen Staat zum Ziel. 
Diese Abkommen sehen die Verpflichtung Deutschlands vor, 
Reparationen zu zahlen und dadurch, wenn auch nur teilweise, 
den Schaden in den Ländern wiedergutzumachen, die durch 
nie deutsche Aggression gelitten haben. Gemäß diesen Ab· · 
kommen übernahmen die Regierungen der vier Mächte die 
Verantwortun!5 für die Verwaltung Deutschlands und ver·· 
pflichteten sich, das Statut Deutschlands oder aller b~liebieen 
Gebiete, darunter auch Bertins, die einen Teil des deutsdlen 
Territoriums darstellen, gemeinsam "festzusetzen und einen 
Friedensvertrag mit Deutschland zu scl1ließen, der von einer 
für diesen Zweck geeil~neten Regierung eines demokratischen 
Deutschlands unterzeichnet werden soll. 

Diese überaus wichtigen ViermÄ.chteabkommen über 
Deutschland wurden durch die Regierungen der Vereinigten 
Staaten von Amerika, Großbritanniens und Frankreichs ver
letzt. Die Maßnahmen zur Entmilita,risierung Deutschlands 
w'~rden nicht zu Ende e:eführt. und ein so überaus wichtirrer 
H erd d~r d,eutschen RüstunlZsindustrie wie das Ruhr.e:ebiet 
w urn"! der Viermärhte1,ontrolle entzogen. Die Ausführung des 
Beschlusses über di e Reparationen aus d en westlichen Besat
z".nq:szonl'!.n Deutschlands wurde durch die Ree:ierungen der 
USA, Großbritanni<>ns und Frankreichs hintertriehen. Durrn 
die separaten Handlungen der Regierune:en der USA. Groß
britanniens und Frankreichs wurde der Viermächte-Kontroll-
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mechanismus in Deutschland zerstört, und der Kontrollrat 
stellte infolgedessen seine Tätigkeit ein. 

Nach der Londoner Beratung der drei Mächte unte-l" Teil
nahme der Beneluxländer führen die Regierungen der USA, 
Gl'oßbritanniens und Frankreichs auf die Spaltung und Zer
stückelung Deutschlands gerichtete Maßnahmen durch, ein
schließlich die gegenwärtig getroffene Vorbereitung zur Ein
setzung einer separaten Regierung für die Westzonen Deutsch
lands und die am lß. Juni d. J. durchgeführte separate Wäh
rungsreform für die westlichen Besatzungszonen. 

Da die in BerlIn ebenso wie in ganz Deutschland entstan
dene Lage eine direkte Folge der systematischen Verletzung 
der Beschlüsse der Potsdamer Konferenz sowie des Vier
mächteab lwmmens über den Kontrollmechanismus in Deutsch
land durch die Regierungen der USA, Großbritanniens und 
Frankreichs ist, muß die Sowjetregierung die Erklärung der 
Regierung der Vereinigten Staaten als völlig unbegründet zu
rückweisen, wonach die Maßnahmen zur Einschränkung des 
Güter- und· Personenverkehrs zwischen Berlin und den west
lichen Besatzungszonen Deutschlands, die vom sowjetischen 
Kommando zum Schutz der Wirtschaft der Sowjetzone vor 
Desorganisierung vorgenommen wurden, angeblich eine Ver
letzung der bestehenden Abkommen über die Verwaltung von 
Berlin darstellen. 

2. Die Regierung de~ Vereinigten Staaten erklärt, sie halte 
ihren Sektor in Berlin auf einer Rechtsgrundlage besetzt, die 
sich aus der Niederlage und Kapitulation Deutschlands ergebe, 
und beruft sich dabei auf das Viermachteabkommen üher 
Deutschland und Berlin. Dadurch wird lediglich bestätigt, daß 
die Ausübung des erwähnten Rechts in bezug auf Berlin ver
bunden ist mit der unbedingten Einhaltung der zwischen den 
vier Mächten geschlossenen Abkommen über Deut!':chland als 
Ganzes durch die Besatzungsmächte Deutschlands. Gemäß 
d iesen Abkommen war Berlin als der Sitz der obersten Be
hörde der vier Besatzungsmächte Deutschlands v(lrgesehen, 
wobei ein Abkommen über die Verwaltung Groß-Berlins 
u nter der Leitung des Kontrollrats erzielt wurde. 

Somit stellt das Abkommen über die Viermächteverwaltung 
Berlins einen integrierenden Bestandteil des Abkommens über 
die Viermächteverwaltung Deutschlands als Ganzes dar. Nach
dem die USA, Großbritannien und Frankreich durch ihre Se
parathandlungen in den Westzonen Deutschlands das System 
der Vierrnächteverwaltung Deutschlands zerstört hatten und 
darangingen, Frankfurt am Main als Hauptstadt für eine Re
gierung Westdeutschlands auszubauen, untergruben sie damit 
auch die Rechtsgrundlage, die ihr Recht auf Teilnahme an der 
Verwaltung Berlins sicherte. 

Die Regierung der Vereinigten Staaten lei tet in ihrer Note 
ihr Recht auf Anwesenheit in Berlin ferner davon ab daß die 
Ver~in.igten Staaten ihre Truppen aus einigen Bezi~ken der 
sO.~ lettschen Besatzun~szone abgezogen hätten, in die sie 
wahrend der Kampfhandlungen in Deutschland eingedrungen 
waren, und meint, sie würde ihre Truppen aus diesen Bezir
ken nicht abgezogen haben, wenn sie die in Berlin entstan
d~ne Situation vorausgesehen hatte. Die Regierung deI' Ver
emigten Staaten weiß jedoch sehr wohl, daß sie mit dem Ab-
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zug ihrer Truppen in die durch das Viermächteablwmmen über 
die Besatzungszonen Deutschlands f~stgesetzten Grenzen .der 
amerikanischen Zone lediglich den ubernommenen Verpfhch
tungen nachkam, deren Erfüllung ~llein ihr das Recht auf den 
Einzug von USA-Truppen in BerlIn geben konnte. 

Die Einsichtnahme in das in der Note der USA-Regierung 
erwähnte Schreiben des Präsidenten Truman an den Minister
präsidenten Stalin vom 14. Juni 1945 ~nd in d8;s An~wort
schreiben des Ministerpräsidenten Stalm vom 16. Jum 1945 
bestätigt, daß die Truppen der USA, Großbritannie.ns ::-:nd 
Frankreichs dank dem damals erzielten Abkommen ehe Mog
lichkeit erhielten sowohl in die Hauptstadt Deutschlands, Ber
lin, als auch in d'je Hauptstadt Österreichs, Wien! einzuzieh~n. 
die bekanntlich nur von den Truppen der SowJetarmee em
genommen worden waren. Zudem ist b~kann~, daß die. er
wähnten Abkommen in der Frage Berlins WIe auch Wu:ns 
nur ein Teil der Abkommen über Deutschland und ÖsterreIch 
waren, auf deren Einhaltung die Sowjet-Regierung nach wie 
vor besteht. . 

3. Die Regierung der Vereinigten Staaten erklärt, die vom 
sowjetischen Kommando ergriffenen zeitweiligen' Maßn~hmen 
ZUl' Einschränkun~ des Güter- und Persnnenverkehrs zWIschen 
Berlin und den Westzonen hätten in der VersorgunjJ der Ber
liner Bevölkerung der westlichen Se;ktoren Schwierieke!ten 
geschaffp.n. Es kann jedoch nicht bestfItten \\"erd~n, daß diese 
Schwierigkeiten durdl die Handlungen der RegIerungen der 
USA Großbritanniens und Frankreichs und "vor allem durch 
ihre 'separaten Handlungen bei der Einführung. einer neuen 
Wi:ihruncr in den Westzonen DeutschlandS und emer besonde
ren Währuncr in den westlichen Sektoren Bertins hervor
gerufen wurden. 

Berlin liegt im Zentrum der Sowjetzone ~nd bild<::t einen 
Teil dieser Zone. Die Interessen der Berllner B~volkerung 
las .. en es nicht zu daß in Berlin oder aurh nur in den west
lichrm Se.k toren Berlins eine besondere Währun~ p'jn~eIührt 
wird. die in der Sowjetzone nicht in Umlallf,.ist. lndessen v~:
setzte die Durchführt1n~ der separaten Wahrungsref.orm 10 
den Westzonen Deutschlands Berlin und mit ihm ~t1ch die 
~anze sowietische Besatzun~zoTle in eine Laee, wo die ~anze 
Masse der in den We .. tzonen außer Kraft gesetzten Geldscheine 
Bp.rlin und die sowjetische Besatzungszone Deutschlands zu 

. überschwemmen drohte. 

I 

Das sow jetische Kommando sah sich deshalb zum Schutz 
der Interessen der deutschen Bevölkerunl1; sowie der Wirt
schaft der sowjetischen Besatzuneszone und des Gebie.t .. Gro~
B~rlin gezwuntten, unverzüglich Maßnahmen zu ere:relfen. DIe 
Gefahr einer Störung der normRlen Wirtschaftstätig}<eit der 
sowjetischen Be<;atznneszone und Berlins i<;t auch heute nicht 
beseitie:t. da die Vereinigten Staaten. GroRbritanniE:'o und 
Franl(rf~ich auch weiterhin ihre besondere Währung in Berlin 
autrech terhal ten. 

Gleichzeiti<;! bewies und beweist d::ls srnvjetische Kommando 
unveränderlich seine Sorge um das Wohlereehen und die Siche
run~ einer normal"'n Versonmnf! der Berliner Bevöl kerung 
mit: alle·m Notwendigen und strebt eine ' mÖITlichst rAsche 'Be
seitigung" der in der letzten Zeit diesbezüglich entstandenen 
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SchWieri~keiter: an. Dabei wird es die Sowjetregierung, falls 
erforderlich. mcht ablehnen, eine ausreichende Versorgung 
v~n ganz Groß-Berlin aus ihren eigenen Mitteln zu gewähr
leIsten. 
W~s die. Erklärung der Regierung der Vereinigten Staaten 

betrifft, sIe werde sich weder durch Drohungen nodl durch 
Druck ~der andere Handlungen zwingen lassen, ihrem Recht 
auf. Te~lnah~e an .der B.esetzung Berlins zu entsagen, so be
a?slchtigt d.!e SowJ~treglerung nicht, sich in eine Erörterung 
dle~~r E~.k~arung e;lOzulassen, denn sie hat keine Pressions
politik noLlg, da. dIe erwähnten Regierungen durch die Ver
l~tzu~g der verembar~en Beschlüsse über die Verwaltung Ber
lins I.hr Recht auf Teilnahme an der Besetzung Berlins selbst 
\'erwlrkt haben. 

4. Die Regiert.tn~ der 'V."ereinigten Staaten bringt in ihrer 
~ote vom.ß· JulI die Bereitschaft zum Ausdruck. zwisl'hen den 
y'ler verbundet~n Bes~tzungsmächten Besprechungen zur Er
?rterung der 10 Berhn entstandenen Lage einzule:iten, sie 
uberge:ht aber dabei die Frage Deutschlands als Ganzes mit 
Schwelgen. 

Die So\V;etre;~ierun~ hat gegen Besprechungen nichts einzu
~enden, ~Ie ~al~ es .Jedoch für notwendig, zu erklären, daß 
sie de.n Emtntt In diese Besprechungen nicht mit der Erfül
lung lrgendw~lcher yorherigen Bedingungen \'erbinden kann 
und da~ zweIten~ dl~ Viermächtebesprechungen nur in dem 
~alle Wirksam se.In konnen, wenn sie nicht auf die Frage der 
V ~.n~aIttlng Berhns beschränkt werden, da diese Frage un
moglich von der Gesamtfrage der Viermächtekontrolle über 
Deutschlancl loszulösen ist. 

Anmerkung: 
Gleichlautende Noten wurden auch den Regierungen Frank

reichs und Großbritanniens zugestellt. 

k)" Aus der Rede des sowjetischen Ministerpräsidenten 
N. S. Chruschtschow in Lushniki am 10. 11. 1958 
... Gegell\,:,ärtig '.vird in der Westpre~se viel davon gespro

che~, daß die Regierung der Deutschen Bundesrepublik die 
Abstcht hat, sich an die Sowjetunion, an die Vereinigten 
Staaten von Amerika , an Großbritannien und Frankreich mit 
dem Vorschlag zu wenden, eine neue Konferenz de r vier 
Mächte einzuberufen, um für die Deutschen und ohne die 
D~uts.chen die Frage der Vereinigung ihres Landes zu lösen. 
!?les l.st doch aber die Fortsetzung der gleichen irrealen Poli
tik, dIe dem gesunden Menschenverstand \"iderspricht und 
jeder rechtlichen Grundlage entbehrt. Keine Macht hat das 
Recht, sich in die inneren Angelegenheiten einzumiSl'hen lind 
der Deutschen Demokratischen Republik ihreIl' Willen auf
zuzwingen. 

yns ist das natürliche Bestreben des deutschen Volkes zur 
Wiederherstellung der nationalen Einheit seines Vaterlandes 
~urchaus verständlich. Die deutschen Militaristen jedoch und 
Ihre amerikanischen Gönner benutzen djese echten nationalen 
Gefühle nur für Ziele, die weder mit der Wiedervereinigung 
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Deutschlands norh mit der Sicherung eines ~aue:rhaft.en Frie
-lens in Europa etwas gemein haben. In Wirklichkeit gehen 
die militaristischen "Kreise Westdeutscl.l~nds den Weg. der 
Vertiefung der Spaltung und der Vorbereitung neuer Knegs
abenteuer. 

Wenn die westdeutsche Regierung nicht in :Worten. ~or:dern 
mit Taten nach der Lösung der Frage der Wlede~'ve~'elm~ung 
Deutschlands streben würde, so würde sie den elnzlg~n Weg 
beschreiten der zu diesem Ziele führt . Das ist der ~'eg der 
Herstellung von Kontakten mit der Regierun~ der Deutscht::n 
Demokratischen Republik, der Weg von Vereinbarungen, d.~e 
sowohl für die Deutsche Demokratische Republik als auch rur 
die Deutsche Bundesrepublik annehmbar wären. 

Die Deutschlandirage, wenn man darunter die Vereinigung 
der beiden gegenwärtig bestehenden deutschen Staaten ver
steht. kann nur vom deutschen Vol~~ selbst auf dem Weg der 
Annäherung der beiden Staaten gelost .. ".:erden. 

Anders steht es mit dem Abschluß eines Friedens\'ert~ag~s 
mit Deut"chland. Das ist in der Tat. eine Aufgabe~ d~e ~n 
c:-rster Linie von den vier Mächten, dIe an der Antl-HÜler·
Koalition teiloanmen, in Zusammena~beit mit d.eo Vertre~ern 
Deutschlands gelöst werden muß. D~~ Unterzelchnun.g. eines 
Friedensvertrages mit Deut!';chland wurde zur Norm.ahsierung 
der gesamten Lage in Deutschland wie überhaupt In Europa 
beitragen. Die SowjEtunion hat stets vorgeschla~e: und t~t 
dies nach wie vor, unverzüglich diese Angelegenheit m Angnff 
zu nehmen. 

Wenn man von den Verpflichtungen der vier 1'v!ächte gege~
über Deutschland spricht, so muß von den Verpflichtungen ';he 
Rede sein die sich aus dem Potsdamer Abkorr:men ergeben. 
Erinner~ ~vir 'uns einmal daran, \ ... ·E'lche haupt:>ächliC'hen 

Verpflichtungen die Mächte. die das Potsdamer Abko~men 
unter7.eichneten, hinsichtlich ihre:. pol.Uni: in ~euts"hland uber
nommen haben, welcher Weg fur dIe Entwicklung DeutscP" 
lands in PoLsdam festgelegt wurde. 

Damals haben die Mächte, die der ~nti-Hitler-!{oalilion an: 
t:ehörten, ganz klar umrissene VerpfhclJtung~n ~bernomm~n. 
Den deutschen Militarismus allSzurotten, fur immer seme 
Wiedere:eburt unmöglich zu ~achen und M~ßnahmen zU 
ergreifen damit Deutschland memals mehr seme Nachbarn 
bedrohen' oder den Frieden in aller Welt gefährden kann. 

Die Unterzeichner des potsdamer Ahkommens :rkanntc:n 
ferner rjie Notwendigkeit an, dem deutschen FaschIsmus etn 
Ende zu bereiten für immer sein Wiederaufleben in DeutsC'h
land zu verhindern und jede faschistische Betätigung nder 
Propaganda zu unterbinden. 

Einen wichtigen Bestandteil des Potsdamer Abkommens 
stellte die Verpflichtung dar, die Gew:o:ltherrschaft der Kar
telle Syndikate und anderer Monopolgesellschaften in der 
deut~chen Wirtschaft zu liquidieren, das heißt all der Kräfte, 
die seinerzeit I·Eller zur Macht brachten und seine militari
schen Abenteuer begünstigten und :finanzierten. 

Das ist das Wesen der Abkommen, die 1945 in Potsdam ab
geschlossen wurden. Wie ist die Lage heute, nach mehr als 
13 Jahren seit der Potsdamer Konferenz? 
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Niemand kann bestreiten, daß die Sowjetunion ihrerseits 
alle diese Abkommen einwandfrei eingehalten hat und daß 
sie im östlichen Teil Deutschlands, in der Deutschen Demo
kratischen Republik, voll und ganz verwirklicht wurden. Wie 
sieht es nun mit der Verwirklichung des Potsd:lmer At·
lwmmens im westlichen Teil Deutschlands, in der Deutschen 
Bundp.srepublik aus, für deren Entwicklung die drei West
milchte - die USA, Großbritannien und Frankreich - die 
Verantwortung tragen? 

Man muß offen sagen, daß der Militarismus in Westdeutsch
land nicht nur nicht beseitigt ist, sondern im Gegenteil sein 
Haupt immer höher hebt. Die Mächte, die gegen das WiE'jer
erstehen des deutschen Militarismus IdilTpfen solltpn, haben 
V.~estdeutschland in den von ihnen ges{'.r.affenen Militärblock 
der NATO hineingezogen. Sie tun alles. um den deutschen 
Militarismus und die Schaffung einer Massenörmee in Wp.st
deutschland zu fördern, die mit deo r.euesten militärisc..~
technir.chen Mitteln ausgestattet ist. 

Auf Beschluß der Regierung der Deut~chen Bundesrepllblik 
und selbstverständlich mit Bmig~mg der zur NATO gehören
den Länder wird in Westdeutschland eiß(" Armee aufge~tf'llt, 
die mIch den Absichten der deutschen Militaristen stärker 
werden soll als die Armeen Großbritanniens und Franlire il'hs. 

Ja, sie ist viel!eicht jetzt schon stärker als die französische 
Armee, wenn man berücksichtigt, daß sich ein großer Teil der 
französisci1cn Armee auUerhalb der Grenzen des Landes, in 
den Kolonien befindet, wo der Befreiungskampf gegen die 
französischen Kolonialherren tobt. 

An der Spitze der im Wiederaufbau befindlichen Streitkräfte 
Westdeutschlands stehen wieder die HiUer-Generale und 
-Admirale. Der westdeutschen Armee wh·d der Erob(~rergeist 
der HiUer-Wehrmacht, der Geist der Revl;nche und dps Hasses 
gegen die Sowjetunion und die anderen friedliebenden Staaten 
anerzogen. 

Mehr n6ch, mit dem Segen der Westmäcftte, vor allem der 
Vereinigten Staaten von Ameril;:a, wird den deutschen 'Mili
taristen die Atomwaffe in die Hand gegeben. In der Deutsc'hen 
Bundesrepublik gibt es bereits amerikanische Raketen, di~ mit 
Atomsprengköpfen VErsehen werden können. 

Auch in wirtschaftlicher Hinsicht geht Westdeutsch land 
seinen westeuropäischen Verbündeten buchstäblich an die 
Gurgel. Zur Gegenüberstellung genügt der Hinwej" darauf. 
dRß beispielsweise 1957 in der Bundesrepublik 24,5 Millioner. 
Tonnen Stahl erzeugt wurden, während es in Großbritannien 
nur 22 Millionen Tonnen und in Frankreich nur etwas mehr 
als 14 Millionen Tonnen waren. 

Auch die Finanzlage Westdeutschlands ist heute günsli!~er 
als die Großbritanniens und Frankreichs. Man braucht sich 
nur einmal die Gold- und Valutareserven dies.er Ui.n6er anzu
sehen. Nach einer offiziellen Statist.ik bett ugen diese Reserven 
in Westdeutschland Ende 1957 mehr als 5,6 Mjl1iarden Dollar 
gegenüber 2,37 Milliarden in Großbritannien und 775 )lJillionen 
DoUal' in Frankreich. All diese wirtschaftlichen HilfsqueUen 
Westdeutschlands werden in den Dienst des sich erhebenden 
deutschen Imperialismus gestellt. 
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Welche der grundsätzlichen Bestimmungen des potsdamer 
Abkommens hinsichtlich der Demilitarisierung Deutschlands 
und der Verhinderung eines Wiederauflebens des Fascllismus 
wir auch betrachten mögen, wir gelangen unvermeidlich zu 
del' Schlußfolgerung, daß diese Bestimmungen, unter denen 
die Unterschriften der Vereinigten Staaten, Großbritanniens 
und Frankreichs stehen, von ihnen verletzt wurden. 

Was ist denn nun nach all dem vom Potsdamer Abkomm("n 
übriggeblieben? 

übriggeblieben ist faktisch n"ur das ein~~ Der ~lJgE:nanntc 
Viermächte-Status Berlins, mit anderen Worten eine Lag(~. wo 
oie drei Westmächte, die USA, Großbritannien und Frank
reim, die Möglichkeit haben, in Westberlin zu wirtschaften 
und diesen Teil der Stadt, der Hauptstadt der DDR, in eine 
Art Staat im Staate zu verwandeln; unter Ausnutzung dieses 
Zustandes betreiben sie von Westberlin aus eine Wühlarbeit 
gegen die Deutsche Demokratische Republik, gegen die Sowjet
union und gegen andere Teilnehmerländer des Warschauer 
Vertrages. Darüber hinaus genießen sie noch das Rt:!cht eines 
unbehinderten Verkehrs zwischen Westberlin und West
deutschland über den Luftraum, die Schienenwege, auf Auto
und Wasserstraßen der Deutschen Demokratischen Republik, 
die sie nicht einmal anerkennen wollen. 

Man fragt sich, wem diese Lage nützt, und warum die USA, 
Großbritannien und Frankreich nicht auch diesen Teil des 
Vierrnächteabkommens verletzen? Die Sache ist vollkommen 
klar; sie denken gar nicht daran, diesen Teil des Potsdamer 
Abkommens zu verletzen, sondern klammern sich im Gegen
teil auf jede Art und Weise daran, da das Abkommen über 
ßerlin für die Westmächle, und nur für sie allein von Vorteil 
ist. Die Westmächte wären natürlich nicht abgeneigt, solcr.e 
"Alliierten"-Privilegien bis ins unendliche zu verlängern, ob
gleich sie schon längst die RechtsgrundlDge beseitigt haben, 
auf der ihr Aufenthalt in BerUn beruht. 

Ist es nicht an der Zeit, dnß wir entsprechende Schluß
folgerungen daraus ziehen, daß die wichtigsten Punkte des 
Potsdamer Abkommens über die Sicherung des Friedens in 
Europa und folglich in der ganzen Welt verletzt wlll'den, daf3 
bestimmte Kräfte fortfahren, den deutschen Militarismus auf
:rupäppeln und verstärkt in die Richtung zu dirigiel'en, in die 
sie ihn vor dem zweiten . Weltkrieg dirigierten, das heiGt, 
gegen den Osten? 

Ist es nicht an der Zeit, unsere Haltung zu die!iem Teil des 
Potsdamer Abkommens zu überprüfen und darauf zu ver
zichten? 

Oftensichtlich ist die Zeit gekommen, daß die -Milchte, die 
da!'; Potsdamer Abkommen unterzeichneten, auf riie Reste des 
Besatzungsregimes in Berlin verzichten und damit die Mö,g
lichkeit ~eben, eine normale La~e in det" Hauptstadt der DDR 
7.U schaffen. Die Sowjetunion ihrerseits wird di(" Funktioner. 
in Berlin, die noch sowjetischen Organen obliegen, an die 
souvc"äne Deutsche Demokratische Republik übertn\gen. Mir 
scheint, das wäre richti~. Mögen die USA, Frankreich und 
Großbritannien selbst ihre Beziehungen mit der Deutschen 
Demokratischen Republik regeln, selbst mit ihr verhandeln, 
wenn irgend welche Berlin betreffenden Fragen sie inter
p.ssieren. 
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. Wa~ die Sowjetmacht angeht, so werden wir unsere Bünd
ntspfhchten gegenüber der DDR, das heißt jene Verpflichtun
ge:n, die sich aus dem Warschauer Vertrag ergeben und die 
w~r der Deut.~c~en Demokratischen Republik gegenüber 
wlederholt bestahgt haben, heilig erfüllen. 

Wenn ~gendwelche aggressiven Kräfte gegen die Deutsche 
D~mokrahsche Republik, ein gleichbe:rechtigtes Mitglied des 
\\arschayer Vertrages, auftreten sollten, dann werden wir das 
a!s Akbon gegen die Sowjetunion, gef:en alle Teilnehrner
l~nder des Warschauer Vertrages betrachten, Wir werden dann 
dl~ D("utsche Demokratische Republik verteidigen und das 
\~lrd die Verteidigung der grundlegenden Inter~ssen der 
Sicherheit der Sowjetunion, des gec:;amter. !iozialistischen 
Lagers und des Friedens in der ganzen Welt bedf'uten. 

Die ~Vestmächte, die seinerzeit das Potsdamer A!:lkommen 
unterzeichneten, nehmen gegenwärtig Kurs auf die Verschär
fung der internationalen Lage, auf die Förderun~ der sich 
v~stärkenden militaristischen Tendenzen der deutschen Revan
chlsten. Sie unterstützen folglich all das, was vom Pots
damer Abkommen verurteilt wurde. Schr>n lange b.ssen sie 
s!ch nicht vom Potsdamer Abkommen, sondern vom aggres
siven Nordatlantikpakt leiten. 

Ungestraft und ständig verletzen sie das Potsdamer Ab
kommen, während wir diesem Abkommen die Treue halten 
als ob sich gar nichts geändert hätte. Wir haben allen Anlaß' 
uns von den überlebten Verpflichtungen frei zu mDchen dj~ 
s~ch aus dem Potsdamer Abkommen erp,<,ben und an welche 
slC'~ ~ie Westm~chte klammern, und in bezug auf Berlin eine 
Politik zu betreIben, die den Interessen des Warsch~\Uer Ver
trages entspricht. 

Die führenden Politiker Westdeutschlands erklären al'te Be
zi.~hungen zwischen der Sowjetunion und der Bund~sre·Pllblik 
konnten nur bestehen bleiben, wenn die Sowjetunion aufhöre 
die Deutsche Demokratische Republik zu' unterstützen und 
w:enn sie darüber hinaus in einem dem Westen gene'hmen 
Smne auf die DDR einwirke. Offensichtlich wünscht man in 
Bonn keine guten Beziehungen mit der Sowjetunion, wenn 
man dort so absurde Hoffnungen hegt. Wenn die Rp..eierung 
der: Bundes:epublik . wirklich gute Beziehungen zur Sowjet
unton entwIckeln Will, dann möge sie ein für allemal die 
Hoffnung aufgeben, daß wir aufhören wÜlden die Deutsche 
Demokratische Republik zu unterstütze!l. ' 
~~e .Regierung der Volksrepublik Polen hat e ine wertvolle 

Imh<l:hve an den Tag gelegt, als sie den Vorschlag unterbrei
tete, Im Zentrum Europas eine Zone zu schaffen, in ner Atom-, 
Wasserstoff- und Raketenwa'ffell weder produ7.iert noch e'e
lag~t werden. Dieser konstruktive Vorschlag wurde von den 
Reglerung~,!n der S,?wjetunion, der Tscbechoslowakei, der 
I?el.ltsrhen Demokrabschen Republik und der anderen sozia
listischen, aber auch nichtsozialistischer Länder, die fest auf 
dem Boden des Kampfes für die Erhaltlln~ d("s Friedens 
stehen, unterstützt. Aber die herrschenden Kreise Westdellt"ch
lands hab~n den polnischen Vorschlag abgelehnt und den Weg 
der Ausr,ustung der Bundeswehr 'mit Atom- lind Raketen
waffe:~ ~mgeschl~gen. Der de~~sche Milit~.rismus bedroht ge
genwarhg den Fneden noch starker als fruher, Die deutschen 
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Militaristen beabsichtigen, die Deutsche Demokratische Repu
blik an sich zu reißen und Polen die ihm von alters her 
gehörenden Westgebiete zu nehmen; sie beanspruchen tSI'he
chos!owakisches Territorium und Territorium anderer sozia
listischer Länder, 

Aber sie spielen mit dem Feuer. Die Oder-Neiße-Grenze ist 
eine Grenze des Friedens. Jeder Angriff der deutschen Re· .. ·an
düsten auf die DDR ist als ein Angriff auf die Oder-Neiße
Grenze zu betrachten, als eine Bedrohung der Sicherheit ;,]IJ.
serer Völker. Das polnische Volk kann versichert sein, daß e!: 
im Sowjetvolk einen zuverlässigen Freund und Verbündeten 
im Kampf gegen den deutschen Militarismus und die imperia
listische Aggression hat .' . 

(Nach "Presse der Sowjetunion" Nr. 134 vom 14, 11. 1958.) 

I) Note der Regierung der UdSSR 
an die Regierung der DDR vom 27. 11. 1958 

Die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepu
bliken wendet sich an die Regierung der Deutschen Demo
kratischen Republik im Zusammenhang mit der Berliner 
Frage, durch die sowohl die Interessen der DDR als auch die 
der Sowjetunion zutiefst berührt sind. 

Die Sowjetregierung ist zu der Schlußfolgerung gelangt. daß 
die gegenwärtige Lage in Berlin, bei der ein Teil dieser 
Stadt, der faktisch von der DDR losgerissen ist, sich unte~ der 
Besetzung der USA, Großbritanniens und Franl~reichs befIndet 
und als Basis für die Wühltätigkeit gegen dIe DDR, gegen 
die Sowjetunion und die anderen sozialistischen Länder dient, 
d. h. für Handlungen benutzt wird, die - um mit den Worten 
der führenden Politiker der USA zu sprechen - mit vollem 
Recht als "indirekte Aggression" bezeichnet werden kÖfl.nen, 
nicht geduldet werden und geändert werden muß. 

Um richtig an die Berliner Frage heranzugehen, ist es natür
lich notwendig, sich der historischen Entwicklung zu erinnern, 
die sich in den Nachkriegsjahren in Deuts&.lsn::! vollzogen hat. 
Als .Ergebnis ::!ieser Ent.vicklung sind zwei gesonderte unab
hängige Staaten entstanden, die international anerkannt sind 
und bereits seit vielen Jahren auf dem Schauplatz des inter
nationalen Geschehens als selbständige souveräne Staaten auf
treten. Dies alles macht die Beibehaltung jedweder Form der 
Besetzun,e: Deutschlands durch die Siegermächte des vergan
gen!":n Krieges zu einem Anachronismus, der in der gegen
wärtigen Situation keinen Sinn und keine Berechtig;mg mehr 
hat. 

Die Beibehaltung eines solchen Besatzungsregimes in BerUn 
ist heute nicht nur absurd vom Standpunkt der p"litisc:hen 
Logik und des gesunden Menschenverstandes, sondern auch 
äußerst ungerecht dem deutschen Volk gegenüber, und vor 
allem gegenüber der Deutschen Demokratischen Republik, 
deren Hauptstadt Berlin ist. Die Sowjetregierung, die die 
souveränen Rechte des deutschen Volkes zutiefst respektiert, 
hält es nicht für möglich, irgendeine Beziehung zur weiteren 
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Beibehaltung des Besatzungsregimes in Berlin zu haben, und 
sie beabsichtigt, ihrerseits alle Maßnahmen zu seiner Liquidie
rung zu ergreifen. 

Was die USA, Großbritannien und Frankreich betrifft. so 
ist nicht zu übe:'sehen, daß sie schon längst jedes juristische 
nnd moralische Recht auf das Verbleiben in Berlin verwirkt 
haben, weil sie das Potsdamer Abkommen und andere inter
alliierte Viermächteabkomm~n :lUfs gröhste verletzt haben, 
die während des Krieges und sofort nach seiner Bf'endigurig 
abgeSchlossen worden sind, um dem deutschen Militarismus 
ein für allemal ein Ende zu bereiten und eine friedliche. demo
kratische Entwicklung Deut':>chlands zu sichern. In diesem Zll
sammenhang genügt es, nur an solche Tatsachen zu erinnern, 
wie die Einbeziehung der Deutschen Bundesrepublik in den 
aggressiven Nordatlantikpakt und die begonnene Ausrüstung 
der westdeutschen Bundeswehr mit am~rikanisclll:'n Atom
und Raketenwaffen. 

Von irgendwelchen Rechten der drei Westmächte entspre
chend den interalliierten Viermächteabkpmmen könnte nur 
dann die Rede sein, wenn die USA, Großbritannien und 
Frankreich ihre Deutschlandpolitik von Grund auf änderten 
und in übereinstimmung mit den Grundprinzipien des Pots
damer Abkommens der für den Frieden und für die Geschidce 
d~!' deutschen Volkes gefährlichen Militarisierung West
deutschlands und seiner Teilnahme an der NATO ein Ende 
setzten. Würden die Westmächte diesen Weg beschreiten, 
dann ·wäre das die wirkliche Erfüllung des Wesens der inter
alliierten Abkommen über Deutschland, Darr:it würden auch 
die praktischen Voraussetzungen für die Annäherung der bei
den deutschen Staaten auf der Grundlage der bekannten Vor
schläge der DDR über die Bildung einer deutschen Konföde
ration geschaffen, die von der Sowjetunion als der einzige 
reale Weg zur Wiederherstellung der nationalen Einheit des 
deutschen Volkes vollauf unterstützt werden. Wenn die West
mächte unter den gegenwärtigen Verhältnissen in Berlin auch 
weiterhin die Rolle von Okkupanten in Berlin beibehalten, so 
ist das nichts anderes als ein skrupelloser VeIsuch, die schon 
längst überholten Reste der von ihnen selbst gebrochenen Ab
kommen einseitig für ihre Zwecke, im Interesse des Militär
blocks der NATO, zum Scl!aden der DDR und des ganzen 
sozialistischen Lagers zu mißbrauchen. 

Unter Berücksichtigung dieser T5mstände geht die Sowjet
legierung: davon aus, daß das "Protokoll des Abkommens zwi
schen den Regierungen der Unien der SozialistisC'hen Sowjet
republiken, der Vereinigter. Staaten von Amerika un::'! des 
V~reinieten Königreiches über die Besatzungszonen Deutsf'.h
land3 und die Verwaltung Groß-Berlins" vom 12. September 
1944 und die damit verbundenen Zusatzabkommen einschließ
lic.h des Abkommens über den Kontrol1rr:ech~nismus in 
Deutschland, das von den Regierungen der UdSSR, der USA. 
Großbritanniens un~ Frankreichs am L Mai 1945 abgeschloSi
sen wurde, also dIe Abkommen, deren Gültig!{eit für die 
ersten Jahre nach der Kapitulation Hitler-Deutsr.hlands g~. 
plant war, gegenwärtig jegliche Gültigkeit verloren hilben. Die 
S?wjetregierung hat die Regierungen der USA, Großbritan
mens und Frankreichs offiziell davon in Kenntnis gesetzt. 
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Dementsprechend und ~eleitet von den Prinzipien der unbe
dingten Respektierung der Souveränität (ler Deutschen D~mo
kratischen Republik, beabsichtigt die Sowjetregierang, den 
Organen der DDR alle Funktionen zu übergeben, die auf der 
Grundlage der erwähnten interalliierten Abkommr.n sowie 
€'ntsprechend dem Abkommen zwischen der UdSSR und der 
DDR vorn 20. September 1955 vorübergehend von den ~owjeti
sehen Organen ausgeübt wurden, damit die DDR künftig in 
allen Fragen verfügt, die ihren Raum betreffen, d. h . ihre 
Souveränität zu Lande, zu Wasser und in der Luft ausübt. 
Jegliche Kontakte von Vertretern der Streitkräfte und von 
anderen offiziellen Persönlichkeiten der Sowjetunion in 
Deutsc:hland mit den entsprechenden Vertretern ,ier drei West
mächte in Fragen, die mit der Besetzung Westberlins im Zu
sammenhang stehen, werden eingestellt. Es ist außerdem vor
gesehen, diE' sowjetische Militärkommandantur in Berlin auf
zulösen und die ihr beigegebenen Wachtruppen aus der Stadt 
abzuziehen, 

Die Sowjetregierung geht dabei davon aus, daß die von ihr 
geplanten Maßnahmen zur Liquidierung des Bf:satzungs
regimes in Berlin im Laufe eines halben Jahres verwirklicht 
werden, damit die Westmächte sich entsprechend auf die Ver
änderung der Lage in Berlin vorbereiten können, 

Zur eingehenden Prüfung der Fragen, die sich aus dem 
Dat:ge!egten ergeben, wäre es nach Auffassung der Sowjf't~ 
regierung zweckmäßig, Verhandlungen zwischen Regierungs
del~gationen der UdSSR und der DDR zu führen, Falls die 
Regierung der DDR mit diesem Vorschlag einverstanden ist 
könr~te man den Termin des Verhandlungsbeginns zusät:t:!icJ; 
vereinbaren. 

Wenn die Sowjetr.egierung die Frage der Aufhebung des 
B~::;a:tzungsregimes in Westberlin stellt, weil dieses der gegen
wartigen Situation in Deutschland nicht entspricht und die 
Rechte des deutschen Volkes schmälert, so geht sie davon aus. 
daß es am richtigsten und natürlichsten wäre, dc-m west!irhen, 
gegenw~rtig unter der Besatzung der USA, Englands und 
FrankreJ(:hs stehenden Teil der Stadt mit dem östlichen. dem 
demokratischen Sektor Berlins zu vereinigen, damit die ganze 
Stadt unter der Souveränität der Deutschen Demokratischen 
R~publik steht und ihre Hauptstadt ist. Die Sowjetunion 
wurde eben diese Lösung der Frage von Herzen begrüßen. 
~en~ m~n jedoch die gegenwärtig bestehende reale Lage be
r,uck:slchbgt, so muß man zugeben, daß unter den gegenwär
tigen Bedingungen die Lösung der Frage auf diese Weise mit 
großen Schwierigkeiten verknüpft wäre. Das wird besonders 
h;:l~l', ',:,enn man den Umstand berücksichtigt. daß in den Nach
knegSlahren die politische und wirtschaftHche Entwick:Jun<>' 
der Westsektoren Berlins, die durch das Beste.hen des Besat: 
zungsregimes der Westmächte bestimmt V/urde in einer ande
ren Richtung verlief als die Entwicklung der' DDR und Ost
berlins. 

Die Lösung der Berliner Frage auf der obengenannten 
Grundlage wird auch durch die unrealistische "Haltung behin
dert, die von den Regierungen der USA Großbritanniens und 
Frankreichs nach wie vor gegenüber d~l' DDR eingenommen 
wird. 
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Unter Berücksichtigung all dieser Erwägungen und gelp.itet 
von der .Sorge, daß der Prozeß der Liquidierung ,des Besat
zungsregimes ohne irgendwelche Unbequemlichkeiten für die 
Bevölkerung Westberlins und ohne schmerzhaften Bruch der 
dort eingebürgerten Ordnung vor sich gehen soll. \vürde es 
die Sowjetregierung unter den gegenwärtigen Bedingungen 
für möglich erachten, vorzuschlagen, die Berliner Frage zu 
lösen, indem für Westberlin der Status einer entmilitarisierten 
Freien Stadt festgelegt wird, in deren Angelegenheiten sich 
kei n Staat, auch keiner der beiden deutschen StaClten, ein
mischen soll. Westberlin müßte seinerseits die Verpflichtung 
übernehmen, auf seinem Gebiet keinerlei feindliche Wühb 
tätigkeit gegen die DDR und andere Staaten zuzulassen. 

Ein solcher Status für Westberlin müßte in verpflkhtender 
Form sowohl von den vier Mächten, die nach dem Kriege 
an der Verwaltung Berlins beteiligt waren, als auch von der 
Deutschen Demokratischen Republik und der BundLv""republik 
anerkannt werden. An der Wahrung dieses Status .könnte auch 
in dieser oder jener Form die Organisation der Vereinten 
Nationen beteiligt sein. 

Indem die Sowjetregierung den Vorschlag über den Status 
einer Freien Stadt für · Westberlin darlegt - worüber sie Ge
legenheit nahm, bereits vorher die Regiemng der DDR zu 
unterrichten -, ist sie sich sehr wohl bewußt, daß die prak
tische Lösung dieser Frage einer aktiven Mitwirkung der 
Deutschen Demokratischen Republik bedarf, unter anderem 
auch hinsichtlich der Sicherung der Transportverbindungen 
Westberlins mit der Außenwelt in den verschiedenen Rich
tungen für die Wareneinfuhr und -ausfuhr und für den Per
sonenverkehr, da dies für die normale wirtschaftliche Ent
wicklung eines solchen gesellschaftlichen Organismus, wie ihI1 
das industrielle Westberlin mit seiner mehr als zwei Millionen 
zählenden Bevölkerung darstellt, notwendig ist. 

Die Sowjetunion ist ihrerseits bereit, nach Kräften dazu 
beizutragen, daß sich die Wirtschaft des unabhängigen West
berlin normal, ohne jegliche Schwierigkeiten und Störungen 
entwickelt, damit der Lebensstandard der Westher1iner Be
völkerung nicht nur nicht sinkt, sondern ständig steigt, damit 
alle Schichten der Bevölkerung ein normales, ruhig~s Leben 
in der Freien Stadt führen können. Die Sowjetunion würde 
nicht nur den neuen Status von Westberlin strengstens respek
tieren, sie könnte auch bestimmte Verpflichtur.gen ~berneh
men, um die Industrie der Stadt mit den notwendigen Auf
trägen zu versorgen, und auch auf kommerzieller a-rundlage 
regelmäßig die erforderlichen Rohstoff- und Nahrungsmittel
mengen liefern. 

Nach Auffassung der Sowjetregierung wäre eine solche Lö~ 
sung der Berliner Frage, die der realen politisrhen Lage Rech
nung trägt, ein wichtiger Schritt zur Normalisierung der Si
tuation sowohl in Berlin als auch in ganz D~utschland. In der 
Tat, die Annahme des Status einer Freien Stadt für West
berlin würde es erlauben, zumindest folgende drei Aufgaben 
zu lösen: 

a) Dem ungerechtfertigten ausländischen Besatzungsregime 
in Westberlin würde ein Ende gesetzt und somit die alte 
Hauptstadt Deutschlands den Deutschen ganz zurückgegeben. 
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b) Mit dem Mißbrauch Westberlins als Zentrum der Spi()
na%e, ,piver,sion, Hetzpropaganda und anderer Formen der 
Wllhlt~tlgkelt ·gegen die Deutsche DefllOkratis('he Republik 
und die anderen sozialistischen Länder würde ein für ällemal 
Schluß gemacht. Auch die Sowjetunion ist daran als Verbün
deter der DDR außerordentlich interessiert, zumal si~ ent
spre('hend dem Warschauer Vertrag zeitweilig bestimmte Kan
tmge?te ihrer Streitkräfte auf dem Territorium der DDR zum 
gememsamen Schutz der Sicherheit beider Staaten stationiert 
hat, 

c~ Einer der gegenwärtig gefährlichsten Herde der inter
n~,tlOnalen Spannung würde zu bestehen aufhören' damit 
wurde die Wahrscheinlichkeit, daß in Europa ein neuer 'Kriegs
~rand ausbricht, erheblich verringert. Mehr noch, die Freie 
Stadt ~~stberHn könnte zu einem Faktor werden, der die 
Normalts~~rung der Beziehungen zwiscPen bei den deutschen 
Staaten fordert, Sie könnte zu einem Zentrum der friedlichen 
fruchtbaren Kontakte zwischen Ost- und WestdeutSchland 
wE7rden, unCl das würde zur allmählichen Annäherung 'der 
bp'lden, Teile de~ ~an,des a~s der erste~. Etappe auf dem Wege 
zur ,wlederverelmgung beitragen, wolur dIe Deutsche Demo
kratische Republik aktiv eintritt, 

Bei alledem ist sich die Sowjetregierung selbstverständlich 
vOll~?mmen darüber klar, daß die Zustimmung der DDR zur 
Gev.:ahrung des Status einer unabhängigen Stadt für West
berUn, .. das, sich im Zentrum der DDR befindet, ein großes 
Zu,gestand,ms seitens der DDR im Interesse der Festigung des 
Fnedens In Deutschland und in Europa und im N~men der 
ges<lmtnationalen Interessen des ganzen deutschen Volke.:; be
deuten würde. Man braucht nicht daran zu zweifeln, daß die.;e 
edle Tat der Deutschen Demokratischen Republik von den 
deutschen Patrioten in ganz Deut.schland von der Oder bis 
z.um Rhein, von der Ostsee bis zu den Bayrischen Alpen rich
tIg verstanden und hoch eingeschätzt werden wird. 

pie Sowjetregierung hofft sehr, daß die Regierung der DDR 
die oben angeführten überlegungen über die LiquidiErung 
des ~esatzungsregimes in Berlin mit Verständnis und Sym
pa~hle aulne,hmen und ihrerseits zur Erreichung, dieses Zieles 
beItragen wlrd, das so große Bedeutung für den Frieden in 
Europa und für die nationalen Interessen des deutschen Vol
kes hat. 

W.as die Sowjetunion betrifft, so wird sie nach wie vor ihre 
Bezlehu,n~en zum deutschen Volk auf der Grundlage der 
gege!lseltlgen Achtung und der gleichberechtigten Zusammen
arh,eIt gestalten , die nichts mit einem Besatzungsregime ge
":lem hat. Das beste Beispiel dafür sind die brüderlichen Be
Ziehungen, die sich zwischen der Sowjetunion und der Deut
sc~en, Demokratischen Republik als einem gleichberechtigten 
Mitglied der Familie der sozialistischen Staaten entwirkelt 
ha~en, Beziehungen, die allen Sowjetm€nschen teuer sind 
weil sie in Ihnen die Gewähr für den Frieden und die Freund~ 
schaft des Sowjetvolkes mit dem ganzen deutschen Volk und 
?-amit eine wichtige Garantie für einen dauerhaften Frieden 
In Europa sehen. 

Die Sowjetunion schätzt es sehr hoch ein. daß die Deutsche 
Demokratische Republik in voller übereinstImmung mit den 
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Prinzipien des Potsdamer Abkommens in Ostdeutsc:hland für 
jmmer mit dem Militarismus und mit der Allmacht der Mono
pole Schluß gemacht hat, daß sie kühn den Weg der demo
kratischen Entwicklung beschritten hat und konsequent eine 
friedliche Außenpolitik betreibt. 

Die Sowjetmenschen freuen sich von ganzem Herzen über 
die Erfolge der DDR beim sozialistischen Aufbau, Sie teilen 
mit den Patrioten der Deutschen Demokratischen Repuhlik 
das Gefühl der unerschütterlichen Zuversicht und des berech
tigten Stolzes, das die bereits von den Werktätigen der DDR 
bei der Festigung ihres Volksstaates erreichten Ergebnisse 
und die vom V. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands vorgezeichnete kühne Entwicklungsperspektive 
des Landes auslösen. 

Die vor einigen Tagen durchgeführten Wahlen zur Volks
kammer und zu den Bezirkstagen der DDR haben erneut in 
überzeugender Weise gezeigt, wie die Bevölkerung der Repu
blik geschlossen zur Politik der Regierung und des demokra
tischen Blocks der Parteien steht. sie haben die Hirngespinste 
der westlichen Propaganda über die angebliche Schwäche der 
in der DDR errichteten volksdemokratischen Ordnung vollends 
über den Haufen geworfen. 

Ein überzeugender Beweis der Überlegenheit der sozialisti
schen Ordnung sind auch die großen Errungenschaften des 
Sowjetvolkes, des treuen Freundes und Verbündeten der Deut
schen Demokratischen Republik. Die UdSSR ist jetzt in eine 
außerordentlich bedeutsam~ Periode ihrer Ent ...... irk]ung einge
treten, in die Periode des umfassenden Aufbaus der kommu
nistischen Gesellschaft. Die dieser Tage vom ZK der KPdSU 
veröffentlichten Vorschläge der Kontrollziffern der Entwick
lung der Volkswirtschaft der UdSSR in den Jahren 1959 bis 
1955 zeigen anschaulich, daß di~ Sowjetunion eine noch nie 
gekannte Blüte aller ihrer materiellen und geistigen Krafte 
erreicht hat und geradezu mit SiebenmeilenschriUen der Er
richtung des Kommunismus' entgegenschreitet. 

Das unaufhaltsame Vorwärtsschreiten auf allen Gebieten 
des politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens zeich
net alle Staaten aus, die den Weg des Sozialismus beschritten 
haben, Ih'f Sieg im großen friedlichen Wettstreit mit den Lan
dern des Kapitalismus ist ein unumstößliches Gesetz, da bei 
jeder Entwicklung das Neue immer das Alte besiegt. 

Die Errungenschaften der Länder, die zur brüderliC'hen Ge
meinschaft der sozialistischen Staaten gehören, sind dif: Grund
lage der Macht des sozialistischen Lagers und die Garantie für 
den Erfolg seiner Friedenspolitik auf d2m Schauplatz des in
ternationalen Geschehens. Die Kraft des sozialistischen Lagers 
liegt in seiner unerschütterlichen Einheit. Die Sowjetunion. 
die in ihrer Außenpolitik ständig die Prinzipien ne.r fried
lichen Koexistenz und der Zusammenarbeit mit allen Staaten 
verfolgt, läßt sich in ihren Beziehungen mit den Staaten des 
sozial,stischen Lagers von den Prinzipien des proletarischen 
Jnternationalismus, der engen und uneigennützigen brüder
lichen Zusammenarbeit leiten. So und nur so gestaltet die 
Sowjetunion auch ihre Beziehungen zur Deutschen Demokra
tischen Republik. 
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p~e :Sowjetregierung wird jeden Anschlag der deutschen 
i:!thtarlsten und. Rev~nchist~n oder ihrer Verbündeten auf die 
R rent~!l u~d dIe Slche~'helt der Deutschen Demokratischen 
~~r lk ",-,te auch anderer verbündeter Länder als einen An-

V
gr. t auf die UdSSR und auf alle Teilnehmer des W~rschtluer 

er rags betrachten. 
~s braucht kein Zweifel daran zu bestehen daß falls "'=ic.'1 

~JtzköPfe fände.n',di,e aggr~.ssive Handlungen 'gege~ die DDR 
b~er a~dere SOZialistIsche L andeT, die zu einem Verteidigungs
r:-,ndnlS zusammengeschlossen sind und nach der Devise E'iner 
ur all~ ~nd aUe für einen" handeln, versuchen sollte'~ s' 
~nve.rzugl~Ch eine verniChtende Abfuhr erhalten werden I D:: 
d OWJu·streglerung ~at d~rauf in ihren Noten an die Regjeru'ngen 
er A, Großbntanniens und Frankreichs z B lin hin~ewiesen. . . ur er er Frag, 

1a Dle Abschnft d.er Note an die Regierung der USA ist als An-
D ge zur ~enntmsnahme durch die Regierung der Deutschen 

emokrahschen Republik beigefügt. 

(Nach nNeues Deutschland" Nr. 286 vom 28 . 11. 1958.) 

m) Note der Regierung der UdSSR 
an die Regierung der USA vom 27. 11. 1958 

b?ie Regierung de r Union der Sozialistischen Sowjetrepu
~l~n wend~t sich. in der akut gewordenen Frage der Lage 

r ~ an dle RegJ.erung der Vereinigten Staaten von Amerika 
als ~er der Unterze.ichne rmächte des Potsdamer Abkommens 
Dl~ Frage Ber~, .das im Zentrum der Deutschen Dema-: 

kraf~~~ Republik hegt, dessen westlicher Teil aber infolge 
aus .. an c;r ~tzung von der DDR losgetrennt wurde, 
beruhrt zutIefst lUcht nur die nationalen Interessen des deut
~en Volkes, sondern auch die Interessen aller Völker die 
7men dau.erha.ft.en Frieden in Europa herstellen wollen. iIiert 
m d.er hist0ri.sc!'en Ha uptstadt Deutschlands, berühren s ich 
un~ttelb~r ZWeI Welten, begegne t man auf Schritt und Tritt 
den Bnr:ikaden des "kalten Kr ieges". Seit vielen J a hren 
her:;;cht l!.l d~ Stadt, die in zwei Teile geteilt ist, eine Atmo
sphare ständ18ef Reibungen und SparulUngen. 
K Berlin, das Zeuge des größten Triumphes des gemeinsamen 

ampfes uns~rer Lände; gegen die faschistische Aggression 
w~r, wu~e )etz~ zu e me m gefährlichen KnotenpWlkt der 
WIderspruche z:vischeJ~ den Großmächten. den Aillierten im 
ve.rgan~.enen Krieg. Seme R~Ue i? den Beziehungen zwischen 
den Machten kann man rrut emer glimmenden Lunte am 
P}:llverfaß vergleichen. Die hier entstehenden zwischenfälle 
~onnen, selbst ~enn sie lokale Bedeutung zu haben scheinen, 
~\g~ Atmosphare der entfesselten Leidenschaften · der Ve r-

a ttgung~!1 und der gegenseitigen Befürchtunge n einen 
Brand auslosen, der schwer zu löschen sein wird 

Das ist d?-s traurige Finale , bei dem die einst~als gemein
:~che, aufem.ander ::tbg"2Stimmte Deutschlandpolitik der vier 

~chste - der UdSStt, de r USA, Großbritan..Tliens und Frank-
rel - 13 Jahre nach dem Krieg angelangt ist. 
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Um die wahre Bedeutung der Berliner Frage, vor der wir 
heute stehen, fi.chtig einzuschätzen und um die vorhandenen 
MögliChkeiten zur Normalisierung der Lage in Berlin prüfen 
zu können, ist es notwendig, sich daran zu erinnern, welche 
Wege die Deutschlandpolitik der Teilnehmerländer der Anti.
Hitler-Koalition gegangen ist. 

Es ist bekannt, daß die USA, aber auch Großbritannien und 
Frankreich, durchaus nicht von Anfang an die Notwendigkeit 
einsahen, mit der Sowjetunion zum Zwecke des Widerstandes 
gegen die Hitler-Aggression zusammenzuarbeitefl.. obwohl von 
seiten der Sowjetregierung die Bereitschaft dazu ständig zum 
Ausdruck. gebracht worden war. In den Hauptstädten der 
westmächte hatten längere Zeit entgegengesetzte Bestrebun
gen Oberhand gehabt, . die besonders in der Periode des 
Münchner Komplotts mit Hitler zutage traten. Die Regie
rungen der Westmächte, die die Hoffnung hegten, den deut
schen Militar ismus an die Hand zu nehmen und gegen . den 
Osten zu treiben, duldeten und (ördert.en die Politik der 
Erpressung Wld der Drohung, die VOn Hitler betrie ben wurde, 
60wie direkte Aggressionshandlungen seitens Hitler-Deutsch
lands und seines Verbündeten, des faschistischen I taliens, 
gegen eine Reihe friedlicher Staaten. 

Erst als das faschistische Deutschland. das die kurzsichtigen 
Pläne der Inspiratoren von München über den Haufen ge
worfen hatre, sich gegen die Westmächte wandte, als die 
Ritler-Armee ihren Marsch nach dem Westen begann, Däne
mark, Norwegen, Belgien und Holland überrannt und Frank
reich niedergeworfen hatte, blieb den Regierungen der USA 
und Großbritannien:; nichts- anderes übrig, als ihre Fehl
kalkulationen einzugestehen und den Weg der Organisierung 
des gemeinsamen Widerstandes mit der Sowjetunion gegen 
das faschistische . Deutschland, Italien und J apan zu be
schreiten. Bei einer weitsichtigeren Politik der Woestmächte 
hätte diese zusammenarbeit der Sowjetunion, der USA: Groß..
britanniens und Frankreicl1s bedeutend früher, gleich in den 
ersten J ahren nach der Machtergreifung Ritlers in Deutsch
land, hergestellt werden können. und dann hätte es kei,ne 
Besetzung Frankreichs, kein Dünkirchen, kein Pearl HarboUI 
gegcbE'n. Dann wären Millionen Menschenleben gerettet 
worden, die von den Völkern der Sowjetunion. Polens. Jugo
slawiens, Frankreicr.s, Englands, der TschE'Choslowakei. der 
USA, Griechenlands, Norwegens und anderer Länder zur 
Bändigtmg de!' Ag~Qren geopfert wurden. 

Die Schaffung der Antihitler-Koaliticn ist schon deshalb in 
der neuesten Geschichte beispiellos, weil im .aerechten Ver
teidigungsk rieg gr:;gen den gemeinsamen Feind sich Staaten 
mit verschiedener Gesellschaftsordnung zusamm~lossen. 
Die Sowjetregierung schätzt die 2iusammenarbeit der Länder, 
die sich im Kampf gegen den Faschismus herausgebildet hat 
und die erhärtet wurde durch das Blut der freiheitliebenden 
Völke r , hoch ein. Das sowjetvolk möchte das Gefühl des Ver
trauens und de r Freundschaft, von dem .sein VerhältniS zu 
den Völkern der USA. Englands, Frankreichs und anderer 
Länder der Antihitler-Koalition in den ersten J ahren des ver
gangenen Krieges durchdrunge n war, pflegen und entwickeln. 

Als die Völker den Sieg über Hitler-DeuLschland feierten, 
versammelte sich in potsdam die Konferenz der Regierungs-

69 



chefs der Sowjetunion, der USA und Großbritannirens, um 
die gemeinsame Politik gegenüber dem Nachkriegsdeutsch
land auszuarbeiten. Das Potsdamer Abkommen. dem sich 
kurz nach seiner Unterzeichnung Frankreich anschloß, war 
eine Verallgemeinerung der historischen Erfahrungen des 
Kampfes der Völker zu'r Verhütung einer Aggression des 
deutschen Militarismus. Der gesamte Inhalt dieses Ab
kommens war darauf gerichtet, Bedingungen zu schaffen, die 
die Mögliehkeit eines erneuten überfalles Deutschlands auf 
friedliebende Staaten ausschließen; er zielte darauf ah, daß die 
deutschen Militaristen außerstande ge&2tzt werden, noch 
einen Weltkrieg zu entfesseln, und daß Deutschland. ein für 
allemal von dem Wahnbild der Eroberungspolitik befreit. den 
Weg der friedlich.en Entwicklung &icher beschreiten soll. 

In Erfüllung des Willens der Völker. die ungezählte Opfer 
zur Zerschlagung der Hitler-Aggressoren gebracht haben. ver
pflichteten sich die Regierungen der vier Mächte feierlich, 
den deutschen Militarismus und Nazismus auszumerzen, für · 
immer .seine Wiedergeburt zu verhindern und alle Maß
nahmen zu ergreifen, damit Deutschland nie wieder seine 
Nachbarn oder die Aufrechterhaltung des Friedens in der 
ga.nz.e:n Welt gefährdet. Die Teilnehmer der Potsdamer Kon
ferenz erklärten ihre Entschlossenheit, jegliche faschistische 
und militaristL5ch.e Tätigkeit oder Propaganda zu unter
binden. Sie verpflichteteten sich weiter, alle demolcratischen 
politischen Parteien in Deutschland zuzulassen und zu 
fördern. 

Um die wirtschaftliche Grundlage des deutschen Militaris
mus zu verruchten, wurde beschlossen, die übermäßige Kon
zentration in der Wirtschaft Deutschlands zu beseitigen, die 
in Form von Kartellen. Syndikaten, Trusts und anderen 
monopolistischen Vereinigungen zutage trat und die Marht
übernahme des Faschismus, d.i.e Hitler-Aggr~on und ihre 
Vorbereitung !Sicherte. 

Das Potsdamer Abkommen beinhaltete wichtige Grundsätze 
dal'ül>er, daß Deutschland auch in der Besatzungsperiode als 
(..-'i.n einheitliches wirtschaftliches Ganzes zu betrachten seL 
Das Ahkommen sah weiter vor, daß deutsche zentrale Ver
waltungen geschaffen werden. Dem auf Grund der Beschlüsse 
der Potsdamer Konferenz geschaffenen Rat der Außenrnini
ster wurce die Pflicht auferlegt, die Friedensregelung für 
Deutschland vorzubfo.reit.en. 

Di<, Yf:rwirklichun,g a1\ dieser Maßnahmen sollte dem deut
sche n Volk die Möglichkeit gEben, eine grundsätzliche Um
goestaltung seines l.<:hens durchzuführen und die Schaffung 
eines einheitlidien frlE'<ilJebenden. demokratischen deutschen 
Staates zu sichern. 

Da<: waren die wichtigsten Bestimmungen des Potsdamer 
Abkommens, die eine gerechte Synthese zwischen den Inter
essen der Völker, die gegen Deutschland gekämpft haben, 
und den ureigensten lnteressen des deutschen Volkes &2tbst 
sicherten und gleichzeitig eine gute Grundlage für eine ge
meinsame Politik der vier Mächte in der Deutschlandtrage 
und folglich zur breiten und produktiven Zus'lmmenarbe.it 
zwischen ihnen in den europäischen Arigelegenheiten über
ha !lpt bildeten. 
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Die weitere Entwicklung der ,.Ereignisse vollzog sich jedoch 
keineswegs in der Richtung, wie sie in Potsdam festgelegt 
war. Die Beziehungen zwischen der UdSSR und den drei 
Westmächten veränderten sich immer mehr zum Schlechten; 
es wuchs das gegenseitige Mißtrauen, so daß sie sich jetzt 
bereits unfreundlich gestalten. 

Die Sowjetregierung hoffte aufrichtig, daß es nach der sieg
reichen Beendigung des Krieges absolut möglich sein würde, 
bei aller Unausbleiblichkeit ideologischer Meinungsverschie
denheiten die fruchtbringende Zusammenarbeit der Groß
mächte, die an der Spitze der Anti-Hitler- Koalition standen, 
auf der Grundlage nüchterner Anerkennung der im Ergebnis 
des Krieges geschaffenen Situation fortzus.etzen. 

Jedoch bekamen die Kräfte, die von Haß gegen die sozia
listischen und kommunistischen Ideen erfüllt waren, aber wäh
rend des Krieges ihre der Sowjetunion gegenüber feind
lichen Pläne zurückhielten, einen immer größeren Einfluß 
auf die Politik der Westmächte. 

1m Ergebnis dessen wurde im Westen Kurs auf die all
seitige Verschärfung des ideologischen Kampfes genommen, 
an dessen Spitze sich die aggressiven Führer, die Gegner der 
f riedlichen Koexistenz zwischen den Staaten, ste>llten. Da.:; 
Signal dazu gab den Vereinigten Staaten, aber auch anderen 
westlichen Staaten, Winston Church.ill mit seiner bekannten 
Rede in Fulton im März 1946. 

Der Konflikt zwischen den belden Ideologien selbst - der 
Kampf der Geister und Ideen - brauchte den Beziehungen 
zwischen den Staat€l\ keinen besonderen Schaden zuzufügen. 
Der Kampf auf ideologischem Gebiet ruhte niemals, und er 
wird weitergeführt, da es verschiedene Anschauungen über 
die Gesellschaftsordnung gibt. Aber bedauerlicherweise wirk
ten die Äußerungen Winston Churchills und seiner Ge
sinnungsgenos.s:oen auf den Geist anderer Staatsmänner der 
Westmächte ein, was die traurigsten Folgen mit sich brachte. 
In den sich entfesselnden ideOlogischen Kampf reihten sich 
Regierungsorgane und bewaffnete Kräfte ein. Zu welchen 
Ergebnissen das führte, ist allen bekannt: An Stelle der Ent
wicklung der Zusammenarbeit zwischen den wichtigsten 
Großmächten wurde dje Welt in sich einander gegenüber
stehende militärische Gruppierungen gespalten; es begann 
ein Wettlauf in der Produktion und Anhäufung von Atom
und Wasserstoffwaffen, mit anderen Worten. es entfalteten 
&ich die Vorbereitungen zum Kriege. 

Die Sowjetregierung bedauert zutiefst, daß die Ereign1sse 
di~ Wendung genommen haben, weil das dem Frieden 
schadet und dem natürlichen Streben der Völker zur fried
lichen Koexistenz und .ZUr freundschaftlichen Zusammen
arbeit widerspricht. r>eru,. es gab doch eine Zeit, als die 
Führer der USA und Großbritanniens, insbesondere der her
vorragende amerikanische Staatsmann Franklin D. Roosevelt, 
diese Stimmungen der Volksmassen zum Ausdruck brachten 
und die Notwendigkeit verkündeten, ein System der Be
ziehungen zwischen den Staaten zu schaffen. bei dem sich 
die Völker in Sicherheit fühlen und clie Menschen überall 
ihr ganzes Leben frei von Furcht leben könne n. 

Eine besonders krasse Wendung vollzog sich in den Be
ziehungen der USA, aber auch Englands und Frankreichs, 
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zur Sowjetunion, als diese Mächte dazu ubergingen, m 
D.....'3otJtschland eine Politik zu "verfolgen, die dem Potsdamer 
Abkommen widersprach. 

Die erste Verletzung des Potsdamer Abkommens bestand 
darin, daß die Regierungen der USA, Großbritarutien.s und 
Frankreichs sich weigerten, ihren Verpflichtungen aus dem 
Abkommen hinskhtlich der übergabe der vereinbarten Menge 
an Induslrieausrüstungen aus Westdeutschland an die So
wjetunion als teilweise Wiedergutmachung für die Zerstörun
gen und Schäden, die die Aggression Hitler-Deutschlands 
der Volkswirtschaft der UdSSR zugefügt hat, nachzukommen. 

Aber damit nicht genug. Die Regierungen der USA und 
Großbritanniens entfernten sich mit jedem Jahr weiter von 
den Prinzipien, die dem Potsdamer Abkommen zugrunde 
liegen. 

Diesen Weg beschritt auch Frankreich, das sich, obwohl es 
sich sparer dem Potsdamer Abkommen angeschlossen hatte, 
selbstverständlich nicht von seinem Teil der Verantwortung 
für die Durchiillirung dieses Abkommens frei fühlen darf. 

Indem sie mit der Wiederherstellung des kriegswirtschaft
lichen Potentials Westdeutschlands begaIU1en, belebten und 
stärkten die Westmächte jene Kräfte, die die Kriegsmaschine 
Ritlers geschmiedet hatten. Wenn die Westmächte dem Pots
damer Abkommen gefolgt wären, hätten .sie die Wieder
herstellung der Positionen der deutschen Militar isten ver
hindern müssen, hätten sie die revanch1stischen Stimmungen 
zügeln und dafür sorgen mü.ss€n, daß Deutschland keine 
Armee und keine Industrie zur Herstellung von Vernichtungs
mitteln schafft. Wie jedoch bekannt, haben die Regierungen 
der drei Mächte das nicht getan, sondern im Gegenteil die 
Aufstellung der westdeutschen Armee noch sanktioniert und 
die Bewaffnung <ter Deutschen Bundesrepublik vorangetrieben 
und somit die in Potsdam übernommenen Verpflichtungen 
über Bord geworfen. 

Mehr noch, sie haben Westdeutschland in den hinter dem 
Rücken der Sowjetunion gebildeten und, wie das allen be
kannt ist, gegen die Sowjetunion gerichteten Nordatlantik
block einbezogen und rüsten es jetzt mit Atom- und Raketen
waffen aus. 

Anscheinend haDen einlge Staatsmänner der Westmächte, 
die jetzt wieder die berüchtigte Münclmer Politik der Auf
hetzung des deutschen Militarismus gegen die Sowjetunion -
die vor kurzem noch ihr Waffenbruder war - hervorgeholt 
haben, aus den bitteren Erfahrungen des blutigen Krieges 
nichts gelernt. 

Es erhebt sich die berechtigte Frage: Können die Inspira
toren der gegenwärtigen Deutschlandpolitik der Westmächte 
garantieren, daß der von ihnen aufgepäppelte deutsche Mili
tarismus sich nicht wieder auf seine jetzigen Partner stürzt 
und daß das amerikanische, das englische und das franzö
sische Volk nicht mit ihrem Blut die Verletzung der alllierten 
Abkommen über die Entwicklung Deutschlands auf fried
liebendem und demokratischem Wege durch die Regierungen 
der drei Westmächte bezahlen müssen? .F..s wird kaum je
mand solche Garantien geben können. 

Die Politik der USA, Englands und Frankreichs gegenüber 
Westdeutschland hat dazu geführt, daß auch die Grundsätze 
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des Potsdamer Abkommens, die auf die Herstellung der Ein
heit Deutschlands als friedliebender und demokratischer 
Staat gerichtet waren. verletzt wurden. Als in Westdeutsch
land, das von den Truppen der drei Mächte besetzt war, 
auf separatem Weg ein gesonderter Staat - die Deutsche 
Bundesrepublik - geschaffen wurde, blieb Ostdeutschland, 
in dem Kräfte an die Führung gelangt waren, die ent
schlossen waren zu verhindern, daß das deutsche Volk wieder 
in eine Katastrophe gestürzt wird, nichts anderes übrig, als 
seinerseits einen selbständigen Staat zu schaffen. 

Somit entstanden in Deutschland zwei Staaten. Während in 
Westdeutschland, dessen Entwicklung von den USA, England 
und Frankreich gelenkt wurde, eine Regierung an die Macht 
kam, deren Vertreter ihren Haß gegen die Sowjetuilion nicht 
verhehlen Wld oft offen die Ähnlichke it ihrer Bestrebungen 
mit den Plänen der Hitler-Aggressoren kundtun, wurde in 
Ostdeutschland eine Regierung geschaffen, die unwiderruf
lich mit der aggressiven Vergange nheit Deutschlands ge
brochen hat. Das staatliche und gesellschaftliche Leben der 
Deutschen Demokratischen Republik wird dur.:-h eine Ver
fas<>ung geregelt, die voll und ganz den Prinzipien des Pots
damer Abkommens und den besten fortschrittlichen Traditio
nen der deutschen NatIon entspricht. In der DDR wurde für 
immer die Herrschaft der Monopole UQd Junker beseitigt, 
wurden der Nazismus ausgemerzt und eine Reihe anderer 
sozialer und ökonomischer Umgestaltungen durchgeführt, die 
die Grundlage für eine Wiedergeburt des Militarismus 
liquidierten und die Deutsche Demokratische Republik zu 
einem wichtigen Friedensfaktor in Europa gemacht haben. 
Die Regierung der DDR hat feierlich verkündet. daß sie 
strengstens die Verpflichtungen erfüllen wird, die sich für sie 
aus dem Potsdamer Abkommen ergeben. was, nebenbei be
merk!, die R~gie.-u.'r"Jg der Deutschen Bundesrepublik beharr
lich vermeidet. 

Die Einbeziehung der Deutsch~ Bundesrepublik in den 
Nordatlantikblock hat die Sowjefunion VOr die Notwendig
keit gestellt, Gegenmaßna hmen zu ergreifen, da die Ver
pflichtungen. die die Sowjetunion, die USA, Großbritannien 
und Frankreich verbanden, durch die drei Westmächte zer
fetzt wurden. die sich mit Westdeutschland und schon vorher 
mit Italien gegen die Sowjetunion zusamme nschlossen, welche 
die Hauptlast des Kampfes gegen die faS<:histischen Ö~.gres
LS?ren zu tragen hatte. Diese ges-::hlossene militärische Grup
pIerung bedrohte im gleichen Maße auch andere Länder. Eine 
solche Situation zwang die Sowjetunion, wie auch eine Reihe 
anderer europäischer Länder, die unter der Aggression des 
deutschen und italienischen Faschismus gelitten hatten, ihre 
Verteidigungsorganisation zu gründen; zu diesem Zweck 
wurd~ der Warschauer Vertrag abgeschlossen dem auch die 
DDR beitr<lt, . . ' 

Zusammenfas<>end kann man nur die eine Schlußfolgerung 
ziehen: 

Da.s Potsdamer Abkommen wurde durch die Westmächte 
gröblichst .verletzt. Es gleicht einem Baum, der, einst stark 
und fruchttragend, jetzt angeschlagen ist und d azu noch seines 
Herzstückes beraubt ist. Die hohen Ziele. um derentwillen das 
Potsdamer Abkommen seinerzeit geschJo..c::.sen wurde, sind 
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schon längst von den Westmächten fallengelassen, und ihre 
praktische Tätigkeit in Deutschland .steht im direkten Gegen
satz zu dem, was im Potsdamer Abkommen vorgesehen war. 

Es geht selbstverständl:ch nicht nur darum, daß die g~ll
&chaftliche und staatliche Ordnung der DDR und die der 
Deutschen Bundesrepublik auf ver-schiedenen Grundlagen be
ruhen. Die Sowjetregierung ist der Meinung, daß die Lösung 
der Fr-age der sozialen Ordnung beider deutscher Staaten 
eine Angelegenheit der Deutschen selbst ist. Die Sowjetunion 
ßteht auf dem Standpunkt der absolutP-n Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten des deutschen Volkes wie 
auch jedes anderen volkes. Aber die Entwicklung der DDR 
zum Sozialismus hat eine mißgünstige, zutiefst feindselige 
Haltung der Bundesregierung ihr gegenüber he rvorgerufen, 
die die volle Unterstützung und Förderung .seitens der 
NATO-Staaten, insbesondere aber seitens der USA. erfährt. 

Gedrängt von den Westmächten, entfesselt die Regierung 
der Deutschen Bundesrepublik .systematisch den .. kalten 
Krieg", während ihre Führer wiederholt erklärten, die Deut
sche Bundesrepublik werde eine Politik der Stärke, d. h. 
eine Politik des Diktats, gegenüber dem anderen deutschen 
Staat betreiben. Somit will die Regierung der Deutsch-:m 
Bundesrepublik keine friedliche Vereinigung des deutschen 
Volkes, das in zwei Staaten mit verschiedenen sozialen 
Grundlagen lebt,. sondern trägt sich mit Plänen der Liqui
dierung der DDR und der Stärkung ihres militaristischen 
Staates auf Kosten der DDR. 

Die Sowjetregierung hat volles Verständnis für den Stand
punkt der Deutschen Demokrati.schen Republik. die nicht die 
demokrat:schen und sozialen Errungenschaften der deutschen 
Werktätigen preisgeben will und nicht will, daß das Eigen
tum der Kapitalisten und Gutsbesitzer wiederhergestellt 
wird, dem Volke de r Boden, die Fabriken und Werke ge
nomme n werden und das militaristische Regime auf die DDR 
ausgedehnt wird. Die vor einigen Tagen durchgeführten 
Wahlen zur Volkskamme r und den Bezirkstagen der Deut
schen Demokratischen Republik sind ein neuer eindrucks
voller Beweis dafür, daß die Bevölkerung de r DDR einmütig 
die Politik ihrer Regierung unterstützt, die darauf gerichtet 
ist, den Frieden zu erhalten und Deutschland auf lriep
liebender und demokratischer Grundlage wieder zu vereini
gen, und daß sie entschlossen ist, ihre sozialistischen Errun
genschaften zu verteidigen. Die Sowjetunion bringt ihre volle 
Solidarität mit der DDR zum Ausdruck:, die nachdrücklich 
auf ihre begründeten Rechte besteht. 

Wenn man der Wahrheit ins Auge .sieht, ISO muß man 
sagen, daß andere Länder bei der Unterstützung der Pläne 
der Regierung der Deutschen Bundesrepublik, die auf eine 
gewaltsame Vereinigung Deutschlands abzielen, keinen 
großen Eifer zeigen. Das ist auch verständlich. da bei den 
Völkern, unter ihnen auch Frankreichs und Großbritanniens, 
die Wunden noch nicht verheilt sind, die ihnen Hitle r-
Deutschland zugefügt hat. . 

Noch längst nicht sind die Spuren des vergangenen Krieges, 
der über die Dörfer und Städte Frankreichs hinwegging, ver
wischt. Noch sind die zerstörungen, die die Bombenangriffe 
de r Hitler-Luftwaffe der Hauptstadt und vielen anderen 
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Städten ~glands ~ugefügt haben, nicht beseitigt, und Millio
n~n Englander konnen das tragi.sch-~ Schicksal Coventrys 
ru~ht vergessen. Den Völkern, die der Okkupation durch die 
H!t1er-Armee untP-rworfen waren, sind diese Gefühle ver
traut und verständlich. Sie haben Millionen Tote und zu 
Tod~ ~equälte Menschen zu beklagen, auf ihrem Boden wur
den vIele Tausende Städte zerstört und Dörfer verbralUlt. 
Niemals wird ~talingra? aus der Erinnerung der Sowjet
menschen schWUld~n, dIe Polen werden niemals Warschau, 
das ~ch~oslowa~~e Volk niemals Lidice vergo2SS€n. Auch 
amerikalllsche Famillen lernten die Trauer über den Verlust 
ihfe! Nächsten. und Verwandten kelUlen. Deutschland hat 
zweImal Weltkriege entfesselt und beide Male die Vereinigten 
S~.aaten von Amerika in den Krieg hineingezogen, deren 
Sohne gezwungen wurden, ihr Blut auf Tausende Kilometer 
v~n den amerikanischen Küsten entferntem Boden zu ver
gleßen. Die Völker, die sTeh an a11 das erinnern können 
und werden eine Vereinigung Deutschlands auf m.w.taristi
scher Grundlage nicht zulassen. 

Es gibt ein anderes Programm der Vereinigung D2utsch
lands. d~s von d~r Deutschen Demokratischen Republik ver
treten wm!.. D~ 1st das Programm der Vereinigung Deutsch
lands als friedlIebender und demokratischer Staat dilS von 
den Völkern ~ nur begrüßt werden kann. Es gibt ~ur einen 
Weg für seine Verwirklichung: Abkommen und Kontakte 
zwischen be,~den rl:eutschen Staaten, die Schaffung einer deut
schen Konföderation. Ohne die sozialen Grundfesten der 
~DR und. de:r Deutschen Bundesrepublik anzutasten. würde 
die: VenVlI'~hchung dieses Vorschla~es d ie Beipühungen der 
be.iden. Reglerungen und Parlame nte in den gemeinsamen 
Strom einer friedliebenden Politik lenken und eine allmäh
liche Annäherung und das Zusammenwachsen del' beiden 
deutschen Staaten ermöglichen. 

Die Sowjetunion wie auch andere Staaten sind an der 
Festigung des Friedens in Europa interessiert und unter
stützen die Vorschläge der Deutschen Demokratischen Re
publik zur friedlichen Vereinigung' Deutschlands. Die Regie
r~ng der UdS,~R bedauert, daß alle Anstrengungen in dieser 
RIchtung vorlaufig noch zu keinen pOSitiven Ergebni.s.st2n g.e
führt haben, da die Regierungen der USA und anderer 
NATO-Länder, hauptsächlich aber die Regierung der Deut
schen Bundesrepublik, in Wirklichkeit weder um den Ab
schluß eines Friedensvertrages noch um die Vereinigung 
Deutschlands bemüht sind. 

Somit hat die Politik der USA, Großbritanniens und Frank
re:ichs, . die auf die Militarisierung Westdeutsch lands und die 
~mbe.Zlehung ~ den Militärblock der Westmächte gerichtet 
1St, die Durchfuhrung auch jener Grundsätze des Potsdamer 
Abkommens, die die Einheit Deutschlands betre1l'en durch-
kreuzt. ' 

Praktisch wird gegenwärtig von allen a1liierten Abkommen 
über Deutschland lediglich eines durchgeführt: Das Ab
kommen über den sogenannten Viermächtestatus von Berlin. 
Gestützt auf diesen Status, wirtschaften die drei Westmächte 
in Westberlin, verwandeln es in eine Art Staat im Staate 
und betreiben von Westberlin aus Wühl~rbeit gegen die 
DDR, die Sowjetunion und die anderen Teilnehmerländer 
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des Warschauer Vertrages. Die USA, Englal"ld un<;l Frankreich 
benu.tzen völlig frei die Verbindungswege, die auf. dem 
Territorium und im Luftraum der Deutschen Demokratischen 
Republik liegen, die sie nicht ~iruna1 anerkennen wollen, 
für die Verbindung mit Westberlm. -' 

Die Regierungen der drei Mächte erheben. Anspruch auf die 
Aufrechterhaltung des längst überholten TeIls der Abkommen 
der Krie.l:!szeit, durch die die Besetzung De~tschlands geregelt 
wurde und die ihnen in der Vergangen~elt ~a.s Rech~ zum 
Aufenthalt in Berlin gaben, während gleichzeitig - WIe be
reits oben .gesagt - die Westmächte die Viermächteabkom~en. 
einschließlich des Potsdamer Abkommens, das..der konzent:,ler
teste Ausdruck der Verpflichtungen der ~achte ge~el'l:~b~r 
Deutschland ist gröblichst verletzten. DabeI wurden die ubn
gen Abkommen' der vier Mächte über die Besetzung peut~ch
lands auf die sich die Regierungen der USA, Gr.oßhntanrue":ls 
und Frankreichs zur Begründung ihrer H.echte y~ Westber!tn 
berufen durch das Potsdamer Abkommen gebllhg~ oder 1m 
Rahme~ seiner 'Weiterentwieldung abgeschlossen. Mit anderen 
Worten die drei Mächte verlangen für sich die Beibehaltung 
der Be~atzungsprivilegien, die Siell auf vierseitige Abkom .... nen 
stützen, die von ihnen selbst mit Füßen getreten wurden. 

Wenn sich die USA England und Frankreich in Berlin wirk
lich mit dem Recht ~ufhalten, das den gen~nnten internatio
nalen Abkommen, und in erster Linie dem. Pots.d!\m.er Ab
kommen entspringt, so ergibt sich hieraus für .sIe dIe Ver
pflichtung diese Abkommen einzuhalten. Wer dIese Abkom
men gröbhch verletzt, hat auch ~as R.echt auf. Be~heha1tung 
seines Besatzungsregimes in Berlin Wle auch In Jederp. an
deren Teil Deutschlands verwirkt. 

Kann man denn überhaupt die Beibehaltung des Besatzungs
regimes in Deutschland eder in irgendeinem seiner Teile m~hr 
als 13 Jahre nach Beendigung des Kri~ge::: vertreten? Eme 
jede Besetzung ist doch eine zeitlich begrer.zte E.rscl1elnung, 
was auch direkt in den vierseitigen Abl-:ommen, die Deutsch
land betreffen, vermerkt wurde. 

Es ist gut bekannt, daß das normale. Verfa~l"en zur Been
d:gun~ einer Besetzung im Abschluß emes Fnedensvertrages 
zwischen d.;:.n ehemals kriee:führenden Seiten besteht, der dem 
besiegten Lande die zur Wiederherste~~ung eines normalen 
Lebens notwendigen Bedingungen gewahrt. 

Wenn Deutschland bis jetzt noch keinen Friedensvertrag hat, 
so tragen die Schuld daran in erster Linie die Regierungen 
der USA, Englands und Frankreichs, bei dt:;nen dit; Idee der 
Vorbereitung eines solchen Vertrages anscr.eme."d OIe:nals auf 
Sympathie gestoßen ist. Es ist bekannt,. daß d~e Re~lerungt;n 
eler drei Mächte jedesmal, wenn sich dIe Sow]etre.~.erung 10 
Fra~en der VOI'bereitung eines Friedensvertrages mIt Deutsch
l::md an sie wandte, negativ reagierten. 

Gegenwärtig wenden sich die USA, Eng~<md und Frankreich, 
wie aus ihrer Note vom 30. September dIeses Jahres hervor
geht, ge~en die neuen Vorschlä~e zur friedlichen Ree:eJung mit 
Deutschland elie von der Sowjetunion und der DDR unter
breitet wurd'en, machen dabei aber keinerlei eigene Vorsc~lä(te 
in dieser Fra!!e, wie sie auch in der .p;e5.amten Nachl{fJeJZ~
periode keinerlei Vorschlüge dazu gemacht haben. An und fur 
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sich ist die letzte Note der Regierung der USA eine Wieder
holung des längst als irreal erwiesenen Standpunktes, nach 
dem sich mit der Wiederherstellung der nationalp.n Einhejt 
DeutsChlands die UdSSR, die USA, Großblitannien und Frank
reich, nicht aber die deutschen Staaten, die si('h zu vereinigen 
haben, befassen soUen. Aus der Note der Regierung der USA 
geht weiter hervor, daß sie erneut dem Bcgilln VOll Verhand
lungen mit der Sowjdunion und anderen interessierten Staa
ten zur Vorbereitung eines Friedensvertrages mit Deutschland 
ausweichen. Es entsteht ein richtiger Teufelskreis: Die Regie
rung der USA wendet sich gegen die Vorbereitung eines deut
s('hen Friedensvertrages, wobei sie sich darauf beruft, daß es 
keinen einheitlichen deutschen Staat gibt, und behindert gleich
zeitig die Wiedervereinigung Deutschlands, indem sie die ein
zig reale Möglichkeit zur Lösung dieses Problems aut dem 
Wege der Verständigung zwischen den beiden deutschen Staa
ten ablehnt. 

Nehmen die Westmächte nicht eben deshalb diese Haltung 
in der Frage der Vorbereitung eines Friedensvert.rages ein, 
weil sie ihre Privilegien in Westdeutschland und das Besat
zungsregime in Westberlin endlos ausdehnen wollen? Es 
wird jetzt immer klarer, daß es sich gerade so verhDlt. 

Die Sowjetregierung bestätigt nochmals ihre Bereitschaft, 
jederzeit an Verhandlungen zur Vorbereitung eines Friedens
vertragesl mit Deutschland teilzunehmen. Das Fehlen eines 
Friedensvertrages darf jedoch jetzt keinesfalls als Rechtferti
gung für die Versuche dienen, das Besatzungsregime in ir
gendeinem Teile Deutschlands aufrechtzuelhalten. 

Die Periode der Besetzung Deutschlands gehört Hingst der 
Vergangenheit an, und die Versuche, dem Absterben der be
sonderen Rechte ausländischer Mächte in Deutschland ent
gegenzuwirken, werden zu einem gefährlichen Anachronismus. 

Das Besatzungsregime in Deutschland war niemals Selbst
zweck. Es wurde geschailen, um den gesunden Kräften der 
deutschen Nation zu helfen. auf den Trümmern des militari
stischen DeutSchlands ihren neuen friedliebenden und demo
kratischen Staat zu errichten, 

Die Sowjetunion, die in Frieden und Freundschaft mit dem 
ganzen deutschen Volk zu leben wünscht, stellte normale 
diplomatische Beziehungen mit beiden deutschen Stauten her 
und hält sie aufrecht. Enge freundschaftliche Beziehungen ver
binden die Sowjetunion mit dur Deutschen Demokratischen 
Republik. Diese Beziehungen sind verankert in dem VertrRg, 
der am 20. September 1955 zWlscl1en der Sowjetunion und der 
Deutschen Demokratischen Republik abgesch lossen wurde. Ge
müß diesem Vertrag beruhen die Beziehungen zwis::,hen bei
den Staaten auf voller Gleichberechtigung, gegenseitiger _lo,ch
tung der Souveränität und Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten. Von diesen Prinzipien geht die Sowjetregie
rung aucil in ihren Beziehungen zum mlderen deutschen Staat 
zur Deutschen Bunde::;republik, aus. . 

Die Regierungen der USA, Großbritanniens und Frankreich~ 
haben ihrerseits bei der Unterzeichnung der Pariser Verträge 
die Beendigung des Besatzungsregimes auf dem ~erl'itorium 
der Deutschen Bundesrepublik, das sich unter ihrer Kontrolle 
und Verwaltung befand, verkündet. 
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Der Viermächtestatus von Berlin entstand seinerzeit im Zu
sammenhang damit, daß Berlin als Hauptstadt Deutschlands 
zum Sitz des Kontrollrates bestimmt wurde, der ge!==chaffen 
wurde um Deutschland in der Anfangsperiode der Besetzung 
zu ve~\Valten. 

An diesen Status hat sich die Sowjetunion bis jetzt gewis
senhaft gehalten, obwohl der Kontroltrat . bereits vor zeh:t 
Jahren aufgehört hat zu existieren und es I~ Delltschlnnd se~t 
lange!'Tl zwei Hauptstädte gibt. Was aber dIe. U:SA, GroQbn
tannien und Frankreich anbelangt, so haben Sle den Weg des 
groben Mißbrauchs ihrer Besatzungsrecht~ in ~er~in beschrit
ten indem sie den Viermächtestatus Berlms fur Ihre Zwe~e 
aus'nutzten - um der Sowjetunion, der Deutschen Demokrati
schen Republik und den anderen sozialistischen Ländern S.:ha
den zuzufügen. 

Das Abkommen über den Viermächtestatus von Berlin war 
zu einer gewissen Zeit ein auf Gleichberechti~un~ beruhender 
Vertra~ der vier Mächte, der im Namen .der f~ledhche~, den;t0-
kratischen Ziele abgeschlossen wurde, die spater als dIe ~nn
zioien von potsdam bekannt wurden. Damals entsprach dieses 
Abkommen den Erfordernissen der historischen Lage und den 
Interessen aller seiner Teilnehmer, der UdSSR, der USA. 
Großbritanniens und Frankreichs. Jetzt aber, naC'hdem die 
Westmächte damit be.e:onnen haben, Westdeutschlar.d aufz,:,-
rüsten und zu einem Werkzeug ihrer Politik zu rrachpn, dle 
gegen die Sowjetunion gerichtet ist, ist das damalige all~~erte 
Ab'<ommen über Berlin seinem inne1"<:ten Wec;en nach ub<>-;
holt ist es von drei der Teilnehmermächte verletzt worden. dle 
bee:~nnen haben, dieses Abkommen gegen d.~n v.~erten. Teil
nehmer die Sowjetunion. auszunutzen. E.s ware lacherhch zu 
erwarte'n daß unter diesen Umständen die Sowjetunion oder 
an ihrer 'Stelle irgendein anderer Staat, der sich selbst .achtet. 
so tun würde, als ob er die Veränderungen, die vor SIch ge· 
gangen sind, nicht bemerkte. 

Es ist die offensichtlich absurde Situation er.t'itanden, in der 
es den Anschein hat, als ob die Sowjetunion die !!ü~st.i~en ~e. 
din~ungen für die gegen die UdSSR und ihre Verb~ndeten 1m 
Warsch'auer Vertrag gerichtete Tätigkeit der West.rn~.r;htc se~bst 
noch unterstützt und beibehält. Es ist klar, daß dH~ Sow,et~ 
union wie auch die anderen Teilnehmerländer des Wtlrscha';1er 
Vertrages eine solche Lage nicht länger dulden können. EmE" 
weitere Aufrechterhaltung des Besatzun~slee:imes in West~ 
berlin wäre gleichbedeutend damit. eine irgendwie bevorzu!:rte 
Lage der Länder, di'e zur NATO gel'tören, am:u.erkennen, wo
für es selbstverständlich keinerlei Grundlage gIbt. 

Kanr. wirklich jemand ernsthaft glauben, rlarl die So"\ ... ·jet
union den aagressiven Kräften helfen würde, eine Wüh1tati~~ 
keit zu entfalten und um so mehr einen Angriff Cl,uf die sozia~ 
listischen Länder vorzubereiten. Jedem normfll denkend"'n 
Menschen muß klar sein, daß die Sowjetunion in Weslberlin 
nirht eine Lage beibehalten kann, die ihren bereC'htiaten In~ 
teressen. ihrer Sicherheit und d<>r Sicherheit der "nderen. so
zialistischen Länder Schaden zufüe.t. Es erScPeinl anl!ebracht. 
daran zu erinnern daß die Sowjetunion nicht .Tordanien und 
nicht Iran ist und' niemals zulassen wird, daß ihr e:eaeniiber 
Methoden des Druckes angewandt werden, um Bedingungen 
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aufzuzwingen, die für die Mächte vorteilhaft sind, die der 
gegenüberstehenden militärischen Gruppierung der NATO an
gehönm. Aber gerade das wollen die We~trr.ächte, indem sie 
versuchen, ihre Besatzerrechte in Westberlin beizubehalten, 
von der Sowjetunion erreichen. 

Kann denn die Sowjetregierung alle diese Tatsachen, die 
die ureigensten Interessen der Sicherheit der Sowjetunion, 
ihres Verbündeten. der Deutschen Demokratischen Repuhlik, 
und aller Mitgliedstaaten des Warschauer Verteidigungsver
trages berühren, außer acht lassen? Selbstverständlich nidlt. 
Die Sowjetregierung kann sich nicht mehr an den Teil der 
alliierten Abkommen über Deutschland gebunden fühlen, der 
seinen gleichberechtigten Charakter verloren hat und für die 
Aufrechterhaltung des Besatzungsregimes in Westberlin und 
zur Einmisdmng in die inneren Angelegenheiten der DDR 
ausgenutzt wird. 

In Zusammenhang damit setzt die Regierung der UdSSR die 
Regierung der USA davon in KenntnLs, daß die Sowjetunion 
das "Protokoll des Abkommens zwischen den Reg:i~rungen der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, der Vl?'l"einigten 
Staaten von Amerika und des Vereinigten Königreichs über 
die Besatzungszonen Deutschlands und die Velwaltung Groß~ 
Berlins" vom 12. September 1944 und die damit verbundenen 
Zusatzabkommen einschließlich des Abkorr,mens üt"oer den 
Kontrollmechanismus in Deutschland zwischen den Rl?'gierun
gen der UdSSR, der USA, Großbritanniens und Frankrei .... hs 
vom 1. Mai 1945. d. h. Abkommen. deren Wirksamkeit auf die 
ersten Jahre nach der Kapitulation Deutschlands berechnet 
waren, als außer Kraft gesetzt betrachtet. 

Es ist nicht schwer zu er~ennen, daß die Sowjetregierung 
mit dieser Erklärung lediglich eine bereits in d(~r Praxis be
stehende Sachlage konstatiert, die darin besteht, daß die USA, 
Großbritannien und Frankreich schon längst von der Haupt
sache abgegangen sind, die in "ten V::,rträt?;en und Abkommen. 
die in der Periode des Kriee:es gegen Hitler-Delltsrhland und 
nach sl."iner Niederlalle abp.:ec;C'h lo<: sp,..., w.:rdp.n. f:nthalten war. 
Die Sowjetregierung zieht lediglich die Schlußfolgerungen, die 
sich für die Sowjetunion unvermzidlich aus dieser Sachlage 
ergeben. 

Entsprechend dem Gesa~ten sowie ausgehend vom Pri :1Zip 
der Achtung der Souveränität der Deutschen Demokratischen 
Republik tritt die Sowjetrel5ienmg zu ,E!"ee:ebe'1er Zeit mit der 
Re'!ierun!! der DDR in Verhandlun~en über die üher["abe von 
Funktionen, die zeitweilig von den sowjetischen Organen auf 
Grund der obengenannten alliierten Ahkon··men sowie !l:emäH 
dpm Abkommen z\vischen der UdSSR und deI' DDR vom 
20. September 1955 ausgeübt wurllen, an die Deutsehe Demo
kratische Republik. 

Die beste Lösung der Frage Herlins wäre ver!.tändlkher
weise eine Lösung, die sich auf die Dl1rchführun~ des Pots
damer Abkommens über Deutschland stützt. Das h:t aber nur 
dann möglich, wenn die drei Wpstmijehtf! zu einer mit dei' 
UdSSR gemeinsamen Politik in den deutschen Ant?;elet?;enhpi~ 
ten, die dem G~ic;te unn nen Prinzinien des Potsdamer Ab
kommens entspricht, zurückkehren. Unter den gegemvärti e-en 
Bedingungen würde das den Austritt der Deutschen Bundes-
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republik aus de~ NATO bei gleichzeitigem Austrit! der Deut
schen Demokratischen Republik aus dem Warschauer Vertrag 
und die Erzielung eines Ubereinkommens bedeuten. daß es 
entsprechend den Prinzipien des Potsdamer Abkommens in 
keinem der bei~en deutsl:hen Staaten Streitkräfte geben WÜ'd 
außer denen, die zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung 
und zum Schutze der Grenzen notwendig sind. 
We~n jedoch die Regierung der Vel"einigten Staaten VOll 

Amenka rucht bereit ist, auf diese Art zur Verwirklichung der 
~rundlegenden politischen Prinzipien der alliierten Abkommen 
uber Deutschland beizutragen, dann hat sie keinerlei Grund
lagen - weder rechtliche noch moralische -, ~uf die Aufrecht
erhaltung des Viermächtestatus von Berlin zu b~steh(::n. 
~s können sich natürlich Menschen finden , die der Sowjet

umon unfreundlich gegenübersteheQ und die versuchen wer
den, den Stan.dpunkt der Sowjetregierung in der Frage des 
Besatzung.s.regunes von Berlin als Annexionsbestrebungen Ir· 
gendwelcher Art auszulegen. Selbstverständlich hat eiue soldle 
Auslegung nichts mit der Wirklichkeit gen,ein. Wie auch die 
anderen sozialistischen Staaten will die Sov'jetunion keinerlei 
Territorium erwerben. Sie 1<ißt sich in ihrer Politik knnsequent 
von dem Prinzip leiten, das der Begründer des Sowjetstaates 
Lenin, bereits in den ersten Tagen des Bestehens der Sowjet.: 
o:dnung in Rußland verkündete und das die Annexion, d. h. 
die Eroberung fremder Länder und die gewaltsame Angliede
rung fremder Völker, verurteilt. 

Die UdSSR strebt keinerlei Eroberungen an, sondern will 
nur der anomalen und gefährlichen Lav.e ein Ende bereiten 
die in Berlin infolge der Tatsache entstanden ist, daß di~ 
Westsektoren dieser Stadt weiterhin unter der Besatzung der 
USA, Großbritanniens und Frankreichs stehen. 

1?a die Westmächt~ es ablehnen, an der Vorbereitung eines 
Fne.densvertrages mIt Deutc:;chland teilzunehmen, w!\hrend die 
RegIerung der Deutschen Bundesrepublik mit Unterstützung 
derselben Mächte eine Politik betreibt, die die Vereini~ung 
Deutschlands verhindert, muß die Frage BerHns in allernüch· 
ster Zeit ihre gesonderte Lösung erfahren. Es muß so ver
i~hren werden, daß Westberlin aufhört, ein Sprungbrett rur 
eme verstärkte Spionage-. Diversions- und sonstige Wühl· 
tätigkeit gegen die sozialististhen Länder, gegen die DDR und 
die UdSSR zu sein, oder, um mit den Worten der führenden 
Politiker der USA· Regierung zu sprechen, Sprungbrett für-
eine "indirekte Aggression" gegen das Lager der sozialistisrJ1en 
Länder. 

Im Grunde genommen besteht das Interesse der USA Groß· 
britanniens und Frankreichs ,an Westberlin gerade darin, diese 
"Frontstadtll

, wie Westberlin im Westen lauthals bezeichnet 
\,:,ir~, ~l!'; Auf~~r~chgebjet für die Feindtätigkeit gegen die so· 
zialtshschen Lander auszunutzen. Nichts anderes ktinnen die 
Westmächte aus ihrem Aufenthalt in Berlin als Bec:atzer her· 
ausholen. Die Beendigung der unrechtmäßigen Besetzung 
Westberlins würde weder den Vereinigten Staaten noch Groß
britannien und Frankreich Schaden zufügen. Si~ würde dafür 
aber wesentlich die internationale Atmosphäre in Europa ver· 
bessern und die Menschen in allen Ländem beruhigen. 
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Die Hartnäckigkeit der Westmächte, die! Besetzung West
berlins beizubehalten, könnte im Gegenteil !1ur d~n ?rhluß zu
lassen daß man sich hii!r nicht nur auf eme "mdlrekte Ag
g~~ssion" gegen die DDR und die ~owjetul!ion ~p.!;c~ränkt, 
sondern daß anscheinend Pläne zu emer welt ~efahrhcheren 
Ausnutzung Westberlins vorhanden sind. 

Die Sowjetregierung wendet sich hiermit an d.te R~~ieru~g 
der USA, indem sie sich von dem Bestreben leIten ~.aß~l d~e 
internationale Lage zu entspannen, de~ "kalten Kl.leg em 
Ende zu bereiten und den Weg zur WIederherstellung guter 
Beziehungen zwischen der Sowjetunion, den. Vereinigten Staa
ten sowie auch Großbritannien und FrankreIch zu ebne.n, alles 
aus dem Wege zu räumen, was unsere Länder gegenemander 
aufbringt und entzweit, und die Zahl der Ursachen z.u ver· 
ringern die Konflikte hervorbringen. Man kann doch die Tat· 
sache nicht außer acht lassen. daß Westberlin in seiner gegen
wärtigen Lage gerade eine Quelle:. der St~eitigkeiten und Ver
dächtigungen zwischen unseren Landern l'it. • 

Es ist klar C!aß die richtigste und natürlichste . Lnsung dieser 
Frage darin 'bestünde, daß der westliche ~~il ~erlin~. der ge;
~enwärtig praktisch von der DDR losgelost 1st, :WIeder . mJt 
dem östlichen Teil vereinigt würde und daß Berhn zu eIner 
einheitlichen Stadt im Gefüge des Staates wird, au.!: dessen 
Territorium es sich befindet. 

Die Sowjetregierung, die der gegenwärtigen unreali~tischen 
Politik der USA sowie Großbritanniens und ' Frankrelchs ge· 
genüber der De~tschen Demokrati~ch.en ~epub~!k ~echnung 
trägt, kann jedoch nicht die Schwle.:lgketten fur .me West
mächte übersehen, zu einer solchen Losung der Berhn~r Frage 
beizutragen. Gleichzeitig läßt sie sich von der Sorge letten, dau 
der Prozeß der Beseitigung des Besatzungsregimes nicht 
mit einem schmerzhaften Bruch der dort eingebürgerten Ord
nung: im Leben der Bevölkerung Westberlins verknüpft wird. 

Man kann selbstverständlich nicht unberücksichtigt lassen. 
daß die politische und wirtschaftliche Entwicklung Westberlins 
in der Periode seiner Besetzung durch die Mei Westmächte in 
einer anderen Richtung verlief als die Entwicklun~ in Ost· 
berlin und in der DDR und daß daher die Lebensgewohnhei
ten in beiden Teilen Berlins gegenwärtig völlig unterschiedlich 
sind. Die Sowjetre~ierung ist der Ansicht, daß bei Beendigung 
der ausländischen Besetzung'der Bevölkerung Westberlin:-; das 
Recht gegeben werden muß, eine solche Ordnung Zl'l haben, 
die sIe sich selbst wünscht. Wenn die Bewohner We,stberlins 
eHe gegenwärti~en Lebensformen beibehalten wollen. die auf 
privatkapitalistiscbem Eigentum beruhen, so ist das ihre An
gelegenheit. Die UdSSR ihrerseits wird jede Entscheidung der 
Westberliner in dieser Beziehung respektieren. 

Auf Grund all dieser überlegungen würde es die Sowjet· 
regierung ihrerseits für möglich halten, daß die Frage West· 
berli ns gegenwärtig durch - die Umwandlung Westberlins in 
eine selbständige politische Einheit, in eine Freie Stadt, in 
deren Leben sich kein Staat, auch keiner der beiden deutschen 
Staaten einmischt, gelöst wird. Man konnte insbesnndere über
einkommen, daß das Territorium der Freie["l Stadt entmilita
risiert wird und daß es auf ihm keinerlei Streitkräfte gibt. Die 
Freie Stadt Berlin könnte ihre eigene Regierung haben und 
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selbst ihre Wirtschaft, ihre administrativen und andere Ange
legenheiten regeln. 

Die vier Mächte, die nach dem Kriege an der gemeinsamen 
Verwaltung Bertins beteiligt waren, wie auch die beiden deut
schen Staaten könnten die Verpflichtung übernehmen, den 
Status Westberlins als Freie Stadt zu achten, ähnlich wie z. n. 
das von seiten der vier Mächte in bezug auf den Status der 
Neutralität, den die Republik Österreich übernommen hat, ge
schehen ist. 

Die Sowjetregierung hätte ihrerseits keine Einwände da
gegen, daß an der Einhaltung des Status der Freien Stadt 
Westberlin auch die' Organisation der Vereinten Nationen in 
irgendeiner Form beteiligt würde. 

Offensichtlich könnte, angesichts der spezifischen Lage West
berlins, das sich aui dem Territorium der DDR befindet und 
von der Außenwelt abgeschnitten ist, die Frage eines überein
kommens mit der Deutschen Demokratischen Republik in die; 
/Ser oder jener Form entstehen, bezüglic'h ~er Garantien für 
eine ungehinderte Verbindung der Freien Stadt mit der: 
Außenwelt - sowohl in östlicher als auch in westlicher Rich
tung - zum Zwecke des freien Personenverkehrs und Güter
transports. Westberlin würde seinerseits die Verpflichtung 
übernehmen, auf seinem Territorium keine leindliche Wühl
tätigkeit gegen die DDR oder einen beliebigen anderen Staat 
zuzulassen. 

Die oben dargelegte Lösung der Frage des Status von ""est
berlin wäre ein wichtiger Schritt auf dem Wege zur Normali
slerung der Lage in Berlin, da Berlin aus einem Herd der Un
ruhe und der Spannungen zu einem Zer:trum der Kontakte 
und der Zusammenarbeit zwischen bei den Teilen Deutschlands 
im Interesse seiner friedlichen ~ Zukunft und der Einheit der 
deutschen Nation werden könnte. _ 

Die Einführung des Status einer Freien Stadt für WestberIin 
würde die Entwicklung der Wirtschaft Westberlins, d <lnk ihrer 
aHseitigen Verbindungen mit den Staaten des Ostens und des 
Westens, und .ein .angemessenes Lebensniveau für die Bevöl
kerun~ der Stadt sichern. Die Sowjetunion erklärt ihrerseits, 
daß sie in jeder Weise zur Erreichung dIeser Ziele beitragen 
wird, insbesondere durch die Erteilung von Aufträgen für In
dustriewaren in einem Umfange, der die Stabilität und das 
Gedeihen der Wirtschaft der Freien Stadt voll und gaIlz siC'her
stellt, sowie durch regelrr.äßige Lieferungen der erforderlichen 
Rohstoff- und Nahrungsmittelmengen auf kommerzieller 
Grundlage für Westberlin. Somit würde bei Beseitigung des 
Besatzungsregimes die mehl' als zwei Mill ionen zählende Re
"ölkerung Westberlins keineswegs Schaden erleiden, sondern 
im Gegenteil alle Möglichkeiten zur Hebung ihres Lebens
niveaus haben. 

Wenn die Regierung der USA, sowie die Regierullgp.n Groß
britanniens und Frankreichs ihr Einvers tändnis erklären, die 
Frage der Liquidierung des gegenwärtigen ~esatzungsl'egimes 
in Westberlin durch die Schaffung einer Freien Stadt auf sei
nem Territorium zu erörtern, wäre die Sowjetregierung bereit, 
im Namen der vier Mächte in dieser Frage mit der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik, mit der !'lic bereits 
vorbereiten'de Konsultationen vor überreichung dieser Note 
geführt hat, offiziellen Kontakt aufzunehrr.en. 

Dabei muß man selbstverständlich beachten, daß das Ein
verständnis der DDR mit der Schaffung eines solchen unab
hängigen politischen Organismus auf ihr~m Terrlt~riurr:t . w~e 
es die Freie Stadt Westberlin darstellt, elU Zugestandrus, em 
gewisses Opfer seitens der DDR für die Festigung des Frie
ciens in Europa, im Namen der nationalen Interessen des ge
samten deutschen Volkes bedeuten würde. 

Die Sowjetregierung hat ihrerseits den Beschluß gefaßt, 
Maßnahmen zur Beseitigung des Besatzungsregimes in Berlin 
durchzuführen wobei sie sich von dem Bestreben lellen läßt, 
die Lage in Berlin im Interesse des Fr~.edc:ns in Eur~pa, im 
Interesse der friedlichen und unabhangrgen EntWIcklung 
Deutschlands zu normalisieren. Sie hofft, daß die Regierung 
der USA das gebührende VelOständnis für diese Motive auf
bringen und realistisch an die Berliner Frage herangehen wird. 

Gleichzeitig ist die Sowjetregierung beleit, Verhandlungen 
mit den Regierungen der Vereinigten Staaten von Amerika 
und der anderen interessierten Staaten über die Gewährung 
des Status einer entmilitarisierten Freien Stadt für Westberlin 
aufzunehmen. Sollte dieser Vorschlag aber für die Regierung 
der USA unannehmbar sein, so verbleibt für die Verhand
lungen zwischen den ehemaligen Besatzungsmächten in der 
Berliner Frage kein Gegenstand. 

Die Sowjetregierung ist bestrebt, daß sich die notwendige 
Veränderung der Lage Berlins in einer ruhigen Atmosphäre, 
ohne Hast und unnötige Reibungen, unter größtmöglicher Be
rücksichtigung der Belange der interessierten Seiten, vollzieht. 
Es ist offensichtlich, daß eine gewisse Zeit erforderlich ist, da- ' 
mit die Mächte, die Deutschland nach der Zerschlagung der 
Hitler-Wehrmacht besetzten, über die Erklärung Westberlit'-s 
zur Freien Stadt übereinkommen, wenn natürlich die West
mächte das notwendige Interesse für diesen Vorschlag auf
bringen. Man muß auch damit rechnen, daß sich die Notwen
digkeit zu Verhandlungen zwischen den Stadtbehbrden bei der 
Teile Berlins, und auch zwischen der DDR und der Deutschen 
Bunc1esrepublik zur Regelung auftauchender Fragen, ergeben 
kann. Daher beabsichtigt die Sowjetregierung. im Verlaufe 
eines halben Jahres keine Veränderungen in der gegenwärtig 
bestehenden Ordnung der Militärtransporte der USA, GroB
britanniens und Frankreichs aus Westberlin in die Deutsche 
Bundesrepublik vorzunehmen. Sie betrachtet diese Frist als 
völlig ausreichend, um eine solide Grundlage fül"die Lösung 
der Fragen zu flnden, die mit der Veränderung der Lage Ber
lins in Verbindung stehen, und um irgend'\yelchen möglichen 
Komplikationen vorzubeugen, soweit natürlich die Regierun
gen der Westmächte solche Komplikationen nicht absichtlich 
herbeiführen werden. Im Verlaufe der genannten Frist wer
den die Seiten die Möglichkeit haben, bei der Regelung der 
Berlinfrage ihr Streben nach internationaler Entspannung 
durch die Tat unter Beweis zu stellen. 

Wenn jedoch die genannte Frist nicht ZUl Erzielung einer 
entsprechenden übereinkunft benutzt wird, so wird die So
wjetunion die vorgesehenen Maßnahmen durch Vereinbarun
gen mit der DDR verwirklichen. Dabei ist daran gedacht, daß 
die Deutsche Demokratische Republik, wie jeder andere selb
ständige Staat, voll und ganz in den Fragen verfügen muß, 
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die ihren Raum betreffen, d . h. sie mu ß. ihr.e Souverä.nität. ~u 
L ande, zu Wasser und in der Luft verwIrklichen. GleIchzeitig 
werden alle bis jetzt bestehenden Kontakte der Vertreter der 
Streitkräfte und der anderen offiziellen Persönlichkeiten der 
Sowjetunion in 'Deutschland mit den entspre.chenden V.~r
tretern der Strei tkräfte und den anderen offiZiellen Per:inn
lichkeiten der USA sowie Großbritanniens und Frankreichs in 
den Berlin betreffenden Fragen eingestellt. 

In den Hauptstädten einiger Westmächte werden Stimmen 
·laut, daß diese Mächte nicht gewillt seien, den Beschluß der 
Sowjetunion, die Funktionen zur Aufrechterhaltung des Be
satzungsstatus von Berlin niederzulegen, anzuerkennen. Wie 
kann man aber die Frage in dieser Art stellen? Wer heu te 
von einer Nichtanerkennung der von der Sowjetunion beab
sichtigten Schritte spricht, der möchte offensichtlich mit ihr 
nicht in der Sprache der Vernunft und der begründeten Argu
mente verhandeln, sondern in der Sprache der brutalen Ge
walt, und vergißt, daß Drohungen und Einschüchterungen auf 
das Sowjetvolk nicht wirken. 

Wenn hinter ' den Worten von der "Nichtanerkennung" tat
sächlich die Absicht steht, wegen Berlin zu r Gewalt zu greifen 
und die Welt in den Krieg zu ziehen, so müssen die Anhänger 
einer solchen Politik damit rechnen, daß sie eine äußerst 
schwere Verantwortung für alle Folgen vor den Völkern und 
vor der Geschichte übernehmen. Wer in Zusammenhang mit 
der Lage in Berlin mit dem Säbel rasselt, der zeigt eir. übriges 
Mal, daß er daran interessiert ist, das Besatzungslegime in 
BerUn zu aggressiven Zwecken aufrechtzuerhalten. 

Die Regierung der Sowjetunion möchte hoffen, "daß die Auf
gabe der Normalisierung deI" Lage in Berlin, diE unseren 
Staaten vom Leben selbst mit naturbedingter Notwendigkeit 
gestent wird, in jedem Falle so gelöst wird, wie dieg die 
staatsmännische Weisheit und die Interessen des Friedens 
zwischen den Völkern verlangen, ohne überflüssiges Auf
peitschen der Nerven und ohne Verschärfung dec; .. kalten 
Krieges". 

Am allerwenigsten sind bei der Lösung eines solchen Pro
blem3 wie der Berlinfrage Methoden der Erpressung und 
unbesonnene Gewaltdrohungen angebracht. Solche Melho
den können keine einzige Frage lösen helfen, sie sind ledig:
lich geeignet, die Atmosphäre bis zum gefährlichen Punkt zu 
erhitzen. Nur Wahnwitzige können die Absicht haben, um 
der Erhaltung von Besatzerprivilegien in Westberlin willen 
einen neuen Weltkrieg zu entfachen. Sollten sich tat<;ächlich 
solche WahnwitZigen finden, so würde sidl ohne Zweifel für 
~ie eine ZwangSjacke finden. 

Wenn .<; ich die Staatsmänner, die für die Politik der West
mächte die Verantwortung tragen, bei ihrem Herangehen an 
die BerUnfrage wie auch an andere internationale Probleme 
.v~n Ge.fü~l~n des H~sses ge~en den Kommunismus und gegen 
die sf)zlahstlschen Lander leIte n lassen , so wird das LU nichts 
Gutem führen. Weder die Sowjetunion noch irge ndei n anderer 
sozialistischer Staat können und woUen ihre Existenz als 
s~zialistische Staaten verleugnen. Deshalb verteidigen sie. zu 
em em unerschütterlichen brüderlichen Bündnis vereint, ent
schlossen ihre Rechte und ihre Staatc;grenzen; sie handeln 
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nach der Devise "Einer für alle und alle für einen". Jede 
Verletzung der Grenzen der Deutsc:he l! pemokratis('~en 
Republik, Polens, der Tschechos~ow.akel , JEglIche aggressive 
Handlung 'gegen irgendeinen Mltglledstaat des Warschauer 
Vertra~es wird von allen seinen Teilnehmern als Akt des 
Angriffs auf alle betrachtet und unverzüglich mit entsprechen
den Gegenmaßnahmen beantwortet. 

Die Sowjetregierung ist der Ansicht, daß es vernünftig 
wäre. die in der Welt entstandene Lage anzuerkennen und 
normale Bedingungen für die Koexistenz aller Staaten zu 
schaffen, den internationalen Handel zu entwiC'keln und die 
Beziehungen zwischen unseren Ländern auf d~: Grundlage 
der bekannten Prinzipien aufzubauen : gegenseltu!.e Achtung 
der Souveränität und der territorialen Integrität, Nichtangriff, 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten des anderen, 
Gleicr.heit und gegenseitiger Vorteil. 

Die Sowjetunion, ihr Volk und ihre Regierung stre'Q,en auf
richtig nach der Wiederherstellung gl:lt~r, von Vertrauen 
getragener Beziehungen zu den Veremlgten Staaten von 
Amerika Beziehungen, die durchaus möglich sind, wie die 
Erfah run'gen des gemeinsamen Kampfes gegen .. di~ Hitler
Augressoren beweisen und die unter den Verhaltmssen der 
Friedenszeit unseren beiden Ländern nur die Vorteile einer 
sich gegenseitig bereichernden geistil:~en und materiellen 
Zusammenarbeit unserer Völker und allen anderen Mens('hen 
die Wohltat eines ruhigen Lebens in einem dauerhaften Frie
den bringen würden. 

• 
Analoge Noten wurden a n die Regierungen Großbl'itanniens 

und Frankreichs gerichtet. 
(Nach "Neues DeutsdIland" Nr. 286 vom 28. 11. le58.) 

n) Note der Regierung der UdSSR an die 
Regierung der Bunde.republik vom 27. 11. 1958 

Die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepu
bliken wendet sich an die Regierung der Deutschen Bundes
republik in der akuten Frage der Lage Bertins und bringt 
ihr den Inhalt der Noten zur Kenntnis, die sie an die Recrie
runaen der USA Großbritanniens und Frankreichs gerichtet 
hat."'D ie Abschrift der Note an die Regierung der t.TSA wira 
in der Anlage überreicht. 

Die Deutsche Bundesrepublik hat zwar bekanntiicll kei ne 
direkte Beziehun~ zum Status von Berlin, jedoch an~esi('hts 
der Bedeutung die Berlin als historisclle Hauptstadt Deutsch
lands für das ganze deutsche Volk hat, sowie auch a.ngesiC".hts 
der bestehenden wirtschaftlichen und auderen Verbmdun~en 
zwis('h"'n dem westlichen Teil der Stadt und der Bundes
lepublik hält es die Sowjetregierung für erforderlich. der 
Bl.lndesre~ierung" im Zusammenhang mit den geplanten Maß
nahmen zur Liquidierung der Reste des Besatzun,esregimes 
in Berlin fo lgende Überlegungen zur Kenntnis zu bringen: 
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In deI" Augen des Sowjetvolkes und auch der Völker an
derer Länder ist Berlin nicht nur eine Stadt, wo unter den 
Bedingungen der widernatürlichen Spaltung und ständiger 
politischer Spannungen mehr als drei Millionen Deutsche 
leben, sondern auch eine gegenständliche Verkörperung dE>r 
Tragödie, die das deutsche Volk als Ergebnis der von Deutsch
land jahrzehntelang betriebenen Politik der Aggression und 
Kriegsabenteuer zu erleiden hatte. Eine Mahnung dflran sind 
immer noch die Ruinen des Reichstages, Trümmerhauien an 
der Stelle der früheren Reichskanzlei, die überreste der zer
störten Häuser einige Schritte von den neuerbauten Haupt ~ 
straßen entfernt, die öden Flächen und Grünanlagen, wo einst
mals Wohnviertel standen. 

Hier, in Berlin, ist vor mehr als 13 Jahren der ~chre('klichste 
und blutigste aller Kriege zu Ende gegangen, den die Mensch
heit jemals erlebte, aber in den Mauern dieser Stadt, die jetzt 
zu einem der empfindlichsten Punkte der Differenzen und ge
fährlichen Konflikte zwischen den beiden großen Mäshte
gruppierungen geworden ist, schwelt und sammelt sich erneut 
Zündstoff, der selbst im Falle von Zwischenfällen scheinbar 
lokaler Bedeutung zu entflammen druht. • 

Wie ist es zu erklären, daß die gegenwi'irtige Lage Herlins 
a1!g-emein zu Befürchtungen Anlaß gibt? Die erste und wich
tigste Ursache besteht darin, daß die Regierungen der USA, 
Englands und Frankreichs unter Ausnutzung der besonderen 
Rechte, die ihnen die interalliierten Abkommen über Deutsch
l and einräumten, den \vestlichen Teil Berlins von (ler Deut
schen Demokratischen Republik isolierten und aus Westberlin 
eine Art Staat im Staate machten. Sie rasseln jedesmal mit 
dem Säbel, wenn sich die Frage der Gesetzwidrigkeit einer 
solchen Lage erhebt, und haben Westberlin sogar die Bezeich
nung Frdntstadt verliehen. Sie wollen die Welt von vornherein 
an den Gedanken gewöhnen, daß BerUn die RoHe eines 
zweiten Sarajewo zugedacht sei, jener serbischen Stadt. wo 
bekanntlich 1914 der Funke entsprang, der das Feu'Zr des Welt
krieges entzündete. 

Die Westmächte benutzen Westberlin für eine indirekte 
Aggression, indem sie diesen Teil der Hauptstadt der Deut
schen Demol;:ratischen Republik in einen weit vorgesC!hobenen 
Stützpunkt verwandelten, von dem aus ihre Geheimdienste 
und Divel'sionsorganisationen Wühl tätigkeit gegen die DDR, 
gegen die auf dem Gebiet der DDR entsprech~,nd dem War
schauer Vertrag stationierten sowjetischen Truppen und gegen 
alle Teilnehmerländer dieses Vertrags betreiben. Hier haben 
Dutzende von Spionage- und Diversions:::entralen Unterschlupf 
gefunden, die im Dienste ausländischer Staaten stehen, und 
ihre provokatorischen Handlungen vollziehen sich faktisch bei 
offe nen Türen zwischen West- und Ostberlin, zwischen West
berlin und der DDR. 

Kann denn irgendein Staat dulden, daß von e iner Stadt aus, 
die mitten in diesem Staat gelep;en ist, fast offen eine feind
liche Tätigkeit gegen ihn entfaltet wird? Selb~t wenn man 
noch so voreingenommen ist, muß man doch zugeben, daß 
dieser Staat entgegen seinen eigenen Interessen handeln 
würde, wenn er nicht- bemüht ist. sich gegen diese Art Tätig
l{eit zu sichern. 
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Die verbrecherische Tätigkeit der zahlreichen Spionage
zentr.alen drückt dem ganzen Leben WestberUns einen upheil
vollen Stempel auf, verdirbt und demorallsiert die Jugend. 
hält die Westberliner Bevölkerung im Zustand der Furcht und 
Unsicherheit über die Zukunft. 

Die Störung der Verbindungen Westhel'lins mit den an
liegenden wirtschaftlichen Bezirken der DDR, seine Los
trennung von den natürlichen Absatzmärkten und Quellen der 
Versorgung mit Rohsteffen, Nahrungsmitteln und Brennstoffen 
haben zur Zerrüttung und zum Abfall des Wirtschaftslebens 
im westlichen Teil ' Berlins geführt, einer Stadt, die vor dem 
Kriege zu den größten Industrie- und Handelszentren der 
Welt gehörte. 

Kann ma.n es etwa als normal ansehen, daß die Industrie 
Westberlins schon seit Jahren nicht über den Vorkriegsstand 
hinauskommt, während in der DDR und in der Bll11desrepu
blik dieser Stand um mehr als das Doppelte überboten wurde? 

Kann eine solche wirtschaftliche Lage Westber.lins irgend 
jemandem von Nutzen sein? Es ist offenkundig, daß die DDR 
nicht an einer solchen Lage interessiert ist. Was die Deutsche 
Bundesr~publik betrifft, so ist Westberlir! für· sie eine große 
finanzielle Belastung, da nach den vorliegenden Mitteilungen 
für die Deckung des chronischen Defizits im Westberliner 
Haushalt seit 1950 etwa acht Milliarden Mark ' aufgewandt 
wurden, die von den westdeutschen Steuerzahlern aufgebracht 
werden mußten. Diese Ausgaben werden durch nichte; kompen
siert, wenn man natürlich von den sehr zweifelhaften "Be
quemlichkeiten" absieht, die sich aus der Stellung WestberIins 
für die Wühl- und Diversionstätigkeit gegen die DDR er
geben. 

Von welcher Seite man auch ·die Berliner Frage betrachten 
mag, sei es von der der Sicherung der Interessen des Friedens 
und der Gesundung der Beziehungen zwischen den Mächten 
oder der der Erfordernisse der selbständigen Entwicklung 
Deutschlands und der Wiederherstellung eines normalen Le
bens in der Stadt selbst, so muß man doch zugeben, daß mehr 
9-1s genug Gründe für die Aufhebung des Viermächte-Besat
zungsstatuts von Berlin vorhanden sind. 

Allerdings wären die Westmächte allem Anschein narh nicht 
abgeneigt, den Aufenthalt ihrer Garnisonen in WestberHn bis 
in alle Ewigkeit auszudehnen. Solche Ansprüche entbehren 
jedoch jeder Grundlage. Die interalliierten Abkommen, auf 
denen dieser Status beruhte und die ihm seine Berechtigung 
gaben. vor allem das \vichtigste von ihnen, das Potsdamer 
Abkommen, wurden von den Westmächten gebrochen. was 
auch die Sowjetunion gesetzmäßig von der Verpflichtung ent
bindet, sich an die nunmehr überholten Abmachungen über 
BerUn zu halten. 

Gerade den Deutschen dürfte doch die Einstellung eIer West
mächte zu diesen Abkommen besonders gut bekannt sein. Ist 
es denn nicht sehr bezeichnend, daß außer den technischer. 
Kontakten in den Fragen der Luftverbindungen zwischen 
Berlin und der Bundesrepublik das interalliierte Gefängnis 
in Spandau (Westberlin), wo die Hauptkriegsverbrecher in
haftiert sind, die einzige erhalten gebltebene und normal 
funktionierende Institution ist, in der die Vertreter der vier 
Mächte zusammenarbeiten? 
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Die Sowjetregierung hält auch die Beruf~ng~n der Regie
rungen der drei Westmächte darauf, daß slch ihr Recht .auf 
Anwesenheit in Westberlin aus dem Umstand der Kapüu
l&tion und Besetzung Deutschlands ergebe, für völlig ul1:be
gründet. Es ist schwer, angesich~s sol~er Berufungl:'n meht 
ironisch zu werden, wenn man meht die Aygen vor der Tat
sache verschließt daß in Deutschland seIt mehr als neun 
Jahren zwei selbständige Staaten existieren, die internationale 
Anel'kennung genießen. ... 

Was die Sowjetunion betrifft, so hat SIe bekanntlIch mIt der 
DDR und mit der Bundesrepublik schon langst ebensolche Be
ziehungen wie mit anderen souveränen Staaten hergestellt. 
Wenn sich die USA England und Frankreich auch weiterhin 
besondere Rechte als Besatzer vorbehalten, wie zum Beispiel 
das Recht auf Verkündung des "Ausnahmezustandes" in der 
Bundesrepublik zahlreiche Privilegien für ihre Truppen, ein
schließlich der 'Bestreitung ihres Unterhelts auf Kosten der 
Bundesrepublik, sowie schließlich das Recht auf die Verw~l
tung Westberlins durch ihre Militärkommandanten, so zeIgt 
das nur die Absicht der drei Mächte, di~ Innen- und Außen
politik der Bundesrepublik auch weiterhin ihren militärstrat~
gischen Plänen unterzuordnen, Die Besetzung deutschen Tern 
tori ums wurde von ihnen hauptsächlich dazu henutzt, um 
Westdeutschland gegen die Sowjetunion, die die Hauptlast im 
Kampf gegen Ritler-Deutschland zu tragen hatte, .aufzuhe~~en. 
In der gleichen Weise verfuhren und verfahren SIe gegenuber 
WestberHn. 

Die Sowjetregierung will hoffen, daß die Orientierung der 
Sowjetunion auf Liquidierung der Reste des Besatzungs
regimes in Deutschland und in B~rlin in ?er Bund~:srepu.blik 
Zustimmung findet, wo die pat~iottsch ges~.nn~en Kraf~~ emen 
Ausweg für ihr Streben nach emer unabhanglgen PO~lbk ~~d 
nach Erhaltung der nationalen Lebensweise suchen, dle natur
lich von den durch die drei ausländischen Mächte aufrechter
haltenen überreste der militärischen Besetzung behindert wer
den. Die überreste dieses Regimes sind schon längst zu einem 
schädlichen Ballast geworden, der die Bt'ziehungen zwischen 
vielen Staaten belastet und das deutsche Volk daran hindert, 
sid1 test auf die eigenen Füße zu stellen und einen würdi!!en 
Platz als gleichberechtigtes Mitglied in der Familie der Völker 
einzunehmen. . 

Die Sowjetregierung war niemals der Auffassung. daß das 
Potsdamer Abkommen nur bestimmte Bedingungen für 
Deutschland festlegt, Deutschland nur bestim:nte Verpflich
tungen auferlegt. Im Gegenteil, das Potsdamer A?kommen 
erlegt auch den Siegermächten ernsthafte VerpflIchtungen 
gegenüber dem deutschen Volk auf. Vas Potsdamer Ablw~
men verlangt n icht nur die Ausrottung des deutschf'n MIlI
tarismus und Nazismus und die Gewährleistung einer solchen 
Lage, daß Deutschland niemals mehr seine Nachbarn bedrohen 
odel' den Weltfrieden gefährden kann, im Potsdamer Abkom
men ist auch vorgesehen, daß die Unterzeichnermächte 
Deutschland als ein einheitliches wirtschaftliches Ganzes be· 
trachten werden, daß die Besetzung des Territoriums Oeulsch
lands durch ausländische Truppen einen zeitweiligen vorüber
gehenden Charakter haben wird und daß eine Friedensrege
l ung für Deutschland vorbereitet werden soll. Wenn diese für 
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die deutsche Nation lebenswichtigen Bestimmung~n de.s Pots
damer Abkommens nicht realisie-:t wurde.,:, so tragt dH~ Ver
antwortung dafür neben den drei Westrr.achten auch dIe Re
gierung der Deutschen Bundesrepublik .. Es war .. gerade das 
Entgegenwirken Westdeutschlands, das dle B~muhung.e~ der 
Sowjetunion, die darB:u~ gericht~t ~varen, dIe EnLwlc~ung 
Deutschlands als einheItlicher, fnedhebender d~moluabscher 
Staat zu gewährleisten und einen gerechten Friedensvertrag 
mit ihm abzuschließen, zunichte machte. 

Ohne die Unterstützung: und aktive Teilnahme Westdeutsch
lands wären solche groben Verletzungen des G~ist~s u!ld Buch
stabens von Potsdam nicht möglich gewesen, wie Sle dIe Schaf
fung eines von Ostdeutsch land abgesonce:rten Staates, der 
Beitritt der Bundesrepublik zur NATO als emer geschlossenen 
militärischen Gruppierung der Westmächte, die Wiederbele
bung der aggressiven militR.ristischen Kräfte in Westdeutsch
land, die Schaffung einet regulären Armee und die j~tzt ein
geschlagene Linie der Ausrüstung der Bundeswehr mIt Atom
und Raketenwaffen darstellen. Die Regierung der Bundes
republik t.rägt die Verantwortung für den gegen die Kommu
nistische Partei Deutschlands durchgeführten widerrechtlichen 
und gelenkten Gerichtsprozeß, dessen Urteilsspruch eine di
rekte Verletzung des Potsdamer Abkommens darstel1t. welches 
die Freiheit der Betätigung der demokratischen Parteien '!or
sieht. Bezeichnend ist, daß der Vertreter der Bundesregierung 
VOI' diesem Gericht erklärte, die Behörden der Bundesrepublik 
würden das Potsdamer Abkommen für sich nicht als bindend 
betrachten. 

Statt einer Politik der Friedensliebe und der Achtung der 
Interessen anderer Völker, wozu das Potsdam~r Abkommen 
verpflichtet, hat die Re~ierung der Bundesrepublik eine."Poli
tilc der Stärke" verkündet. Bekanntlich löst aber jede Wirkung 
eine Gegenwirkung aus. Wenn man versucht, eine Politik .. auf 
der Grundlage der Stärke zu betreiben, besonders gegenuber 
einem solchen Staat wie der Sowjetunion, dann muß :nan un
vermeidlich damit rechnen, daß sich als Antwort auch die 
Sowjetunion auf ihre Stärke, und natürlich auch auf die U.:ater
otützLlng ihrer Verbündeten i':l Wars~auer ~«:rtra~ stutzen 
\\ ird. Dabei ist doch offenkundig, daß elß(3 Pollttk, die an das 
Rerht des Starken appelliert, für die Qeutsche Bund(3srepublik 
keine reaHstische Politik ist. daß sie ledi!?lich zur Verschäc
fun~ der Beziehungen, zu Konflikten und letzten Endes zurr. 
l(rieqe führt. Die Sowjetmenschen können nicht gl~uben, daß 
die in der Bundesrepublik lebenden Deutschen dlf's wollen, 
weil dieser Weg zu einer noch schlimme!·en ~ragödi«: ..rühren 
würde als die, welche die deutsche Nabon 10 der )ungsten 
Vergangenheit erlebt hat. .. 

Das Sowjetvolk, welches im vollen Maße d~s L~ld und dte 
Schrecken des Krieges erfahren hat, kann wIe ßI.emand an
ders die ganze Schwere der üb~: Deutschland heremgebrc:c:he
nen Katastrophe und die Gefuhle der deutscllen . Fa~lhen, 
die ihre Angehörigen verloren haben, verl':tehen. Du? Wolga
steppen, die Felder der Ukrai':le, Belofl:ßlan~s, Polens und 
anderer Länder die von der Hltler-Armee helmgesuc:ht wur
den. sind von' Birkenkreuzen und .den. Grä?e.rn deutsch.er 
Soldaten übersät - ihre Zahl geht In dIe Mllhonen. Es l'3t 
schwer anzunehmen, daß die Erinnerung daran aus dem Ge-
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dächtnis der Deutschen geschwunden .ist, daß sie .den .. Krieg 
nicht verf1uchen. Bei den modernen Mttteln der Knegfuhrung 
jedoch und angesichts der Lag~. der ~undesr~publilc an. df"r 
vordersten Front der NATO wurde em von thr ausgeloster 
militärischer Konflikt das Territorium Westdeutschlands un
weigerlich in einen einzigen Kri~gssch~uplatz. verwan"deln. 
aut welchem die kriegführenden Seiten eme maxlmale Menge 
thermonuklearer Waffen zur Explosion bringen würd~n. We~n 
danach au.ch ein Teil der Menschen am Leben bheb,:!, sie 
wären doch nicht mehr lebensfähig. 

Das alles kann niemand bestreiten, der über· einen gesunden 
Verstand verfügt und der auul nur annähernd. über die mo
dernen Mittel der Massenvernichtung Bescloeid weiß. Hat sich 
denn das deutsche Volk nicht qualvoll zu der harten, aber 
berechtigten historischen Erkenntnis durchringen mü?se~, daß 
es für Deutschland nichts Gefährlicheres und WahnslOntgeres 
gibt als den Drang nach Osten, als den Osten als Objekt der 
Eroberung und Bereicherung anzusehen? In unseren Tagen 
ist der Marsch Deutschlands gen Osten gleichbedeutend mit 
einem Marsch in den Tod. Die Zukunft Deutschlands liegt 
nicht im Ruhm seiner Waffen, sondern im friedlichen Verl{ehr 
mit seinen Nachbarn, der allein freie Bahn für die allseitige 
Entfaltung der großen technischen und geistigen Talente des 
wegen seines Arbeitsfleißes beka.t;-nten deutschen. Volkes ge
währen und die wirtschaftliche Blute des Landes Stchern kann. 

Es ist noch nicht zu spät, die 'gefährliche Politik der Stär~e 
taUen"Zulassen, die von der Regierung der Bundesrepubhk 
betrieben wird, und sie durch eine Politik der F:eundschaft 
und Zusammenarbeit auf der Grundlage der Entwlc\dung de} 
Handels, der wirtschaftlichen und kulturellen Verb~ndungen 
zu ersetzen durch eine Politik, die zur Herstellung emer nor
malen Lag~ in Europa beitragen würde und den Menschen 
die Möglichkeit gäbe, sich von der st~.näigen Nervenanspan
nung Z\.l befreien, in Ruhe ihren Geschaften nachzuge.hen, ~n
besorgt um die Zukunft ihrer heranwact·senden Kll1.der zu 
sein und eine vollwertige Erholung zu haben. 

Eine solche Wende in der Politik der Rundesrepublik würde 
das entsprechende Echo bei der Sowjetunion finden. die mit 
der Bundesrepublik aufrichtig in Freundschaft zu leben 
wünscht und dem deutschen Volke nur Gutes wilL 

Eine direkte Folge des Abgehens der drei Westmächte und 
der Bundesrepublik von den Prinzipien des Potsdamer Ab· 
kommens und der Bindung der Bundesregierung an die 
NATO-Politik ist die belrübliche Tatsache, daß die Deutsch
landfrage immer noch nicht geregelt ist. Im Grun~e genom
men ist das deutsche Volk heute noch ebensowelt von der 
Wiederherstellung seiner nationalen Einheit entfernt., wie das 
in den ersten Monaten nach Beendigung des zweitE"n Welt
krieges der Fall war, und das ~~rch ,?ichts ~erechtfer.tigte 
Fehlen eines Friedensvertrages ruckt dIe ErreIchung dieses 
Zieles noch weiter in die Ferne. 

Die Sowjetunion steht aur der Seite der Kräfte des deut
!'ichen Volkes, die die Wiedervereinigung Deut..c:chlands auf 
friedlicher und demokratischer GrundlMe anstrehen. Die So
wjetregierung kann jedoch nur ihre Wünsche äußern, nicht 
abel' sich in die inneren Angelegenheiten der Deutschen ein-
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mischen oder einen Druck auf sie ausüben. Es versteht sich, 
daß sie auch anderen Mächten nicht das Recht zllgestehen 
kann, dem ~inen oder anderen der deutschen Staaten ihren 
Willen aufzuzwingen. 

Unter den Bedingungen, da zwei Deutscr.lands, zwei deut
sche Staaten mit verschiedener Gesellschaftsordnung, entstan
den sind, sieht die Sowjetregierung keinen anderen erfolg
versprechenden Weg zur Wiedervereinigung des Landes außer 
der allmählichen Annäherung der beiden deutschen Staaten 
und der Bildung gemeinsamer staatlicher Organe durch sie~ 
d. h. durch die Bildung einer deutschen Konföderation, wie 
dies von der Regierung der DDR vorgeschlagen wird. Je 
länger sich die Regierung der Bundesrepublik gegen den Vor
schlag einer Konföderation sträuben wird, desto stärker wird 
sie sich als Gegner der deutschen Einheit exponieren. Und 
daran ändert nicht das geringste, daß die für den außenpoli
tischen Kurs verantwortlichen Staatsmänner der Bundesrepu
bUk Erklärungen darüber abgeben, daß sie die Einheit fördern 
wollen, weil diese Erklärungen von den Tatsachen. von der 
wirklichen Politik der Bundesregierung über den' Haufen ge
worfen werden, die den Graben zwischen den bei den deut
schen Staaten immer mehr vertieft. 

Die Sowjetregierung hat die Note der Bundesregierung vom 
17. November dieses Jahres aufmerksam geprüft, in welcher 
die überlegungen dargelee:t sind, die sich auf die Bildung einer 
Kommission der vier Mächte zur Behandlung der Deutsch
landfra~e beziehen. Leider muß festgestellt werden, daß die 
Regierung der Bundesrepublik in bezug auf die Funktionen 
dieser Kommission nach wie vor an einer unrealistischen 
Position festhält, indem sle wiederum vorschlägt, dAß die 
Vertreter der vier Mächte die Frage der Wiedervereinigung 
Deutschlands behandeln sollen. Zugleich wird in der Note 
die Frage eines Friedensvertrages mit Deutschland in den 
Hintergrund gedrängt und zu einer zweitrangigen Frag-e degra
diert, obwohl doch die Vorbereitung eines solchen Vertrages 
eine Art Schwelle ist, nach deren Überschreiten die Regelung 
des deutschen Problems als Ganzes in Angriff genommen 
werden kann. 

Es fehlt nicht an Versuchen, die letzte Note als eine Art 
Kompromißvorschlag hinzustellen. In Wirklichkeit aber ist 
auch nicht die Spur von Bereitschaft zu erkennen, den Vor
schlägen der Regierung der DDR entgegenzukommen. die 
unter den entstandenen Verhältnissen ein praktisch durch
führbares Programm der friedlichen "Wiedervereinigung 
Deutsr.hlands darstellen. Diese Note ist ein Ausdruck immer 
der gleichen Bestrebung, sich nicht au! Verhandlungen mit der 
DDR zu orientieren, sondern darauf, sie zu verschlingen. 
Wenn man aber so an die Wiedervereinigung Deutschlands 
herangeht, dann muß man damit rechnen daß auch die 'DDR 
~icht weniger Ursl'J.che hat, die Frage d~r Liquidierung der 
m der Bundesrepublik bestehenden Zustände zu stellen. 
Selbstverständlich führt eine solche Einstellung nicht zur "hQ
sung der nationalen Aufgaben der Deutschen, sondern nur in 
eine noch tiefere Sackgasse. 

Die Sowjetregierung h~t bereits wiederholt erklärt, daß 
weder die UdSSR noch die USA oder irgendein anderer Staat 
befugt sind, das Problem der Vereinigung der DDR und der 
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Bundesrepublik zu behandeln. Es ist So.che der Deutschen in 
Ost- und Westdeutschland selbst, wann sie dazu bereit sind 
und den Wunsch haben; das ist ihre Sache, über die sie sich 
selbst verständigen müssen. 
Die Sowjetregierung hält es für erforderlich, die Aufmerk

samkeit der Regierung der Bundesrepublik nochmals auf den 
Vorschlag der DDR zu lenken, eine entsprechende Kommission 
aus Vertretern beider deutscher Staaten zu bilden. die sich 
neben der Ausarbeitung eines gesamtdeutschen Standpunktes 
in Fragen der Vorbereitung eines Friedensvertrages mit 
Deutschland auch mit den Maßnahmen beschäftigen soll, die 
zu,' Wiederherstellung der nationalen Einheit Deutschlands 
auf demokratischer und friedlicher Grundlage notwendig sind 
Die Sowjetregierung bekräftigt zugleich ihre Bereitschaft, zu 
jeder Zeit an Verhandlungen über die Verbereitung eines 
Friedensvertrages mit Deutschland teilzunehmen. 

Angesichts der Weigerung der Regierung der Bundesrepu
bUk, mit der Regierung der DDR Konlakte Zllr Schattung 
der Voraussetzungen für die Vereinigung Deutschlands aufzu
nehmen, kann niemand voraussagen, wie lange die gegen
wärtige Lage, d. h. die Spaltung in zwei Staaten, noch be
stehen bleibt. Wie soU dann aber mit Westberlin verfahren 
werden. das einen ständigen Herd der Spannungen und poten
tieller Konflikte darstellt, eine Art Eiterbeule, die den Körper 
Deutschlands und ganz Europas in Fieber hält? Offensichtlich 
muß alles getan werden, damit die Lage in dieser Stadt recht
zeitig gesund wird. 

Von dem oben Gesagten ausgehend und geleitet vom Prinzil' 
der unb~dingten Achtung der Souveränität der Deutschen 
Demokratischen Republik, wird die Sowjetregierung zu ge,ge
bener Zeit mit der Regierung der DDR in Verhandlunl5en über 
die 'Loergabe der Funktionen an die Deutsche Demokrati!1'che 
Republik treten, die auf Grund der inter&l1iierten Abkorr.rnen 
übel' Deutschland und Berlin sowie entsprechend dem Abkom
men zwischen der UdSSR und der nDR vom 20. September 
1955 vorübergehend von den sowjetischen Organen aus~eübt 
wurden. Dabei ist beabsichtigt, daß die Deutsche Demokrati
sche Republik, wie jeder andere selbständige Staat, \'011 und 
ganz in Fragen verfügen soll, die ihren Raum betreffen, d. h, 
sie soll ihre Souveränität zu Lande, zu Wasser und in der Luft 
verwirklichen. 

Außerdem spricht sich die Sowjetregierung dafür aus, daß 
Westberlin den Status einer freien und entmilitarisierten Stadt 
erhält, die ihre eie:ene Regierung und andere Organe der 
Selbstverwaltung besitzt. 

Entsprechende Vorschläge der Sowjetregierung sind in der 
Note an die Regierung der USA dargelegt, deren AbsthrUt in 
der Anlage beigefügt ist. 

Um falschen Auffassungen über die von ihr geplanten 
Schritte vorzubeugen, hält es die Sowjetregierung für zweck
mäßig, folgendes zu betonen: 

Die Sowjetregierung beabsichtigt. nicht, Westberlin in die 
DDR einzubeziehen, ebenso \vie sie auch selbst nicht nach ter
ritorialen und anderen Eroberungen strebt. Von ei"er mecha
nischen Vereinigung der beiden T~i1e der Stadt kann schon 
deshalb keine Rede sein, weil zu beiden Seiten des Branden-

92 

burger Tores zwei verschiedene Lebensweisen existieren. in 
Ostberlin die sozialistische, in Westberlin die privatkapitali
stische. Mit anderen Worten, die Sowjetunion ist nicht für den 
Bruch der eingebürgerten Ordnung, sondern dafür, daß 'Nest
berlin so existiert, wie das seine Bevölkerung wünscht. Wenn 
diese für das bestehende soziale System ist, so ist das der 
eigene WilJe der Bewohner Westberlins, und die Sowjetregie
runet wird die Freie Stadt unabhängig von ihrer staatlichen 
unde> sozialen Einrichtung respektieren. 

Die Sowjetregierung ist bereit, mit anderen Staaten zusam
men die Unabhängigkeit der Freien Stadt Westberlin durch 
ihre Unterschrift zu garantieren. An der Wahrun~ dieser Ga
rantien könnte die Organisation der Vereinten Nationen teil
nehmen. Selbstverständlich würde es sich angesichts der Insel
lage Westberlins erforderlich machen, daß in dieser ?der jener 
Form übereinkommen mit der Deutschen DemokratIschen Re
publik über die Sicherung der ungehinderten Verbindungen 
der Freien Stadt mit der Außenwelt e:etroffen werden, sowohl 
in östlicher als auch in westlicher Richtung, um den freien 
Personenverkehr sowie die Einfuhr und Ausfuhr von Waren 
zu gewährleisten. 

Westberlin müßte seinerseits die Verpflichtung übernehmen, 
naß von dort aus keinerlei feindliche Wühltätigkeit gegen den 
Staat zugelassen wird, auf dessen Territorium es mit dem 
Status einer entmilitarisierten Stadt gelegen ist. 

Die Sowjetregierung erklärt ihrerseits feierlich, daß sie ·alles 
Erforderliche tun wird, um der Freien Stadt die Bedin~ngen 
einer normalen Existenz als selbständiger Wirtschaftsorgani"s
mus zu sichern. Die Sowjetregierung sieht keinerlei Schwie
rigkeiten bei der Schaffung einer solchen Lage Hir die Freie 
Stadt, wo ihr wirtschaftliches Leben stabil ist und I'eae pul
sieren kann. Sie ist bereit, wenn erfordE"rlich, zur vollen Be
schäftil:!1trtg der Westberliner Betriebe beizutragen, <"tuf kom
merzieller Grundlage notwendige Rohstoffe und Nahrungs
mittel zu liefern. 

Es ist der Wunsch der Sowjetref!ierung, daß die Verähderung 
der Lage Westberlins und sein Übergane: zum Stf'ltus einer 
freien Stadt den Westberlinern zum Nutzen gereicht, damit 
Westberlin frei mit allen Handel treiben kann, mit wem es 
dies für vorteilhaft erachtet, damit sich Industrie und Hand
wel'k aufwärtsentwickeln und alle Voröussetzungen für die 
}<.Jrhöhung der ßeschäftigung und des Wohlstandes der Be\'öl
kerung geSchaffen werden. 

Bei der Lösung der Frage der Liquidierung der Besatzungs
verhältnisse in Berlin geht die Sowjetregierung davon aus, 
daß die von ihr geplanten Maßnahmen im Laufe eines halben 
Jahres verwirklicht werden, damit sich die drei Westmächte 
wie auch die Bundesrepublik auf die Änderun~ der Lage in 
Berlin vorbereiten können und damit sich die Veränderung in 
allen BeZiehungen schmerzlos vollzieht. Sie hält diese Frist 
für volHg ausreichend, damit die UdSSR. die USA, Großbri
tannien und Frankreich eine gesunde Gn1ndlage für die Lö
sun~ der Fra~en finden können, die die Änderung: der Lage 
Bertins betreffen, wie auch für die DUlchführun~ ,von Ver
handlungen - wenn sich eine solche Notwendi.e:keit ergeben 
sollte - zwischen den städtischen Behörden beidel' Teile Ber· 
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lins und zwischen der DDR und der Bundesrepuhlik, um die 
auftauchenden Fragen zu regeln. Im Lau'fe der genannten Frist 
werden die beteiligten Seiten die Möglichkeit haben, mit der 
Regelung der Berlinfrage durch die Tat ihren Wunsch nach 
internationaler Entspannung zu beweisen. 

Die Sowjetregierung ist der Auffassung. daß die Liquidie
rung der Reste des Besatzungsregimes in Berlin (lem Frieden 
und der Herstellung ei ner normalen Atmosphä re in Deutsch
land einen großeh Dienst erweisen wird. Sie hofft daß die 
Bundesregierung die in dieser Note an die Regier{lOgen der 
USA, Englands und Frankreichs dargelegten Beweggründe. die 
die Sowjetunion zu diesen Maßnahmen veranlaßten mit Ver-
ständnis aufnehmen wird. ' 

(Nach "Neues Deut-schland" Nr. 286 vom 28. 11. 1958.) 

0) Bericht über die Pressekonferenz 
mit N. S. Chruschtschow am 27. 11. 1958 

Am 27. 11. 1958 fand in Moskau eine internationale Presse
konferenz statt, auf der der sowjetische Ministerpräsident 
Chruschtscho,w Fragen der Vertreter der Weltpresse im Zu
sammenhang mit den Noten der Sowjetregierung über die 
Berlinfrage beantwortete. Die Fragen und Antworten auf der 
Pl'essekonferenz, die von dem sowjetischen Außenminister 
Gromyko eröffnet wurde, hatten folgenden Wortlaut: 

G rom y k 0: Gestatten Sie, die Pressekonferenz für er
öffnet zu erklären. Das Wort hat der Vorsitzende des Minister
rats der UdSSR, Nikita Sergejewitsch Chruschtschow. 

ehr u s c h t s c h 0 w : Ich habe den Außenminister der 
UdSSR gebeten, bevor der Wortlaut unserer Noten an die Re·· 
gierungen der Vereinigten Staaten von Amerika , Großbritan
niens, Franl~reichs, der Deutschen Demokratischen Republik 
\.Jnd der Deutschen Bundesrepublik zur Berliner FI'a rre zur 
Veröfl'entlichung übergeben wurde. die Korrespondenten mit 
diesen Dokumenten bekanntzumachen, damit Sie nachdem 
Sie die Noten der Sowjetregierung kennen, die Sie' interessie
renden Fragen vorbe~eiten und stellen kennen. 

Frage des Korrespondenten der ~Prawda· P. Na u m 0 \V: Warum ha i 
die SowIe/legierung besdllossen, ger ade in diesem Augenblick für die 
Besei/igung des Dilsalzungsslalus BerJJns elnzu/reten? Welches Ziel haben 
die Sdlrl/le der Sowie/regierung zur Ander ung der Lage In Wes/be f lin' 

ehr u s c h t s c h 0 w: Ich will mich bemühen auf diese 
Frag~ .zu antworten: Sie möchten wissen, warum di'e Frage der 
BeseitIgung des Besatzungsstatus Serlins entstanden und die 
Notwendigkeit der Lösung dieser Frage gerade jetzt heran
gereift ist. Dies erklärt sich damit, daß sich zwischen den 
Großmächten oder, wie man sich in der Presse gewöhnlich 
ausdrückt, zwischen Ost und West bestimmte Beziehungen 
herausgebildet haben. 

Wi': haben. viele Schrit~e unternommen, um die Spannupg in 
den IOternatlOnalen Bezlehungen zu mindern, die Vorausset
zungen zur Beseitigung dieser Spannungen und zur Herstel
lung normaler Beziehungen zwi sch~n den Ländern zu schaffen, 
die friedliche Koexistenz zu sichern und die entstehenden Mei-
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nungsverschiedenheiten auf friedlichem Wr:>ge zu lösen, ehe es 
zu Konflikten kommt. Wir haben zahlreiche Maßnahmen ge
troffen, um Wege zur Lösung dieser Auf~abe zu finden, das 
heißt zur Schaffung einer normalen. Lage 10 der ganzen, ~elt 
und vor allem in Europa, und zur Sicherung des gegenselttgen 
Einvernehmens und des FrIedens zwischen den Ländern, di~ 
gegen das faschistische Deutschland gekämpft ha~en. Und es 
ist genug Zeit seit dem Kriege vergangen - bereits mehr als 
1:l Jahre. 

Der Absch luß des Friedensvertrages mit Deutschland wird 
dadurch behindert, daß die Vertreter....der Westmächte die reale 
Wirklichkeit nicht anerkennen wollen. So erklären es die Ver
treter der Westmächte, und darauf beharrt besonders West
deutschland. Die reale Wirklichkeit ist aber, daß es jetzt zwei 
deutsche Staaten gibt: die Deutsche Bundesrepublik, die auf 
privatkapitalistischer Basis besteht, und die Deutsche Demo
kratische Republik, die auf sozialistischer Basis und in sozia
listischer Richtung wächst und sich entwickelt. 

Wollte man diesen Grund, auf den man sich im Westen häu
fig beruft, als triftig anerkennen, müßte man diese Lage ver
ewigen. Denn die Deutsche Demokratische Republik wi rd es 
kaum vermögen, Herrn Adenauer und seine Regierung dafür 
zu gewinnen, daß Westdeutschland in seiner staatlichen Tätig
keit die sozialistische Richtung einschlägt. Das wäre natürlich 
sowohl für die Deutschen der Deutschen Demokratischen Re
publik als auch für v iele Deutsche Westdeutschlands wie auch 
für die ganze fortschrittliche Menschheit wilnschenswert, '.md 
wir Kommunisten würden das sehr begrüßen. 

Doch anzunehmen, daß Herr Adenauer und die herrschenden 
Kreise Westdeutschlands damit einverstanden sein werden, 
bedeutet, sich Phantastereien hinzugeben. 

Andererseits geben sich bestimmte Kreise in Westdeutsct
land, darunter zu meinem Bedauern auch Herr Bundeskanzler 
Adenauer und andere, die aus irgendeinem Grunde zu er
reichen hoffen, daß die Deutsche Demokratische Republi k auf 
i~r sozialistisches System verzichten und das kapitalistische 
System übernehmen würde, solchen Phantastereip.D hin. Auf 
dieser Basis aber sollte , w.enn es nach ihnen ginge, die "Wie
dervereinigung" Deutschlands vor sich g~hen, das heißt. die 
monopolistischen Kreise Westdeutschlands würden die Deut
sche Demokratische Republik sich einverleiben und damit ein 
einheitliches Deutschland auf der sozialen Basis schaffen, auf 
del' Westdeutschland beruht. Und erst dann wi rd sich ihrer 
Meint1n~ nach die Möglichkeit bieten, e1nen Friedensvertrag 
abzuschließen. Sind aber solche Hoffnungen real? Natürli ch 
nicht! Sie gehören in das Reich der Phantasie, da die Werk
tätigen der Deutschen Demokratischen Republik niemals zu
gunsten der Ausbeuter und Monopolherren auf ihre sozialen 
und politischen Errungenschaften verzichten wollen. 

Wie soll es weitergehen? 
M~n muß von den realen Tatsachen ausgehen. Es besteht ein 

getC\1tes Berlin, in dem das Besatzungsregime erhalten ge
blieben ist. Der Krir:>g ist seit über 13 Jahren beendet. ich 
t laube, daß jeder normale Mensch eine solche Situation für 
a!l0mal hält. Folglich muß eine Lösung gefunden werden, die 
dlese Anomalität beseitigt, weil das Bestehen des Besatzungs-
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regimes nichts Positives bringt. Die Aufrechterhaltung dieser 
Situation ist nur für jene Seite vom Vorteil, die aggressive 
Ziele verfolgt. 

Für die Westmächte ist Berlin ein geeigneter Ort zur Durch
fÜhrung einer aggressiven Politik gegen die Deutsche Demo
kratische Republik, gegen die Sowjetunion und gegen die an
deren Länder, des sozialistischen Lagers. Infolge einer be
stimmten Politik der: Westmächte, die die Revanchestimmun_ 
gen in Westdeutschland schüren und das Wiedererstehen 
faschistischer und realdionäl"er Organisationen und Kräfte in 
Westdeutsch land fördern, ist Westberlin zu einer Al,t Krebs
geschwulst geworden. Und wenn diese nicht beseitigt wird, 
dann droht Gefahr, die zu recht unerwünschten Folgen fUhren 
kann. Und deshalb wollen wif eine dlirurgische Operation 
durchführen, das heißt d2n Besatzungsstatus Berlins liquidie
ren und Verhältnisse schaffen, die zu!" Normalisierung der 
Beziehungen zwischen den Großmächten, die früher der Anti
llitJer-Koalition angehöden, beitragen würden. WII' wollen 
eine nonnale Situation, normale Verhältnisse schaffen, unter 
den2n die Beziehungen zwischen un<;eren Länd"'rn pl,o,.,so 
werden, wie sie es während des Krieges gegen Hitler
Deutschland waren. 

Wir sind ütierzeugt, daß alle Völker, die für die Liquidie
rung des kalten Krieges, fül' die Schaffung normaler Verhält
nisse in den gegenseitigen Beziehungen zwischen den Ländern 
sind und die dafür eintreten, daß die friedliche Koexistenz 
zwischen den Ländern, unabhän~g von ihrer Gesellschafts
ordnung, gesichert ist und daß Reibungen und Konflikte zwi
schen den Ländern ausgeschlossen sind, daß alle diese Men

-schen die Vorschläge der Sowjetunion über die Lösung der 
Bertinfrage begrüßen werden. 

Dabei wissen wir sehr wohl, daß jene Kreise, ciie für dip. 
Fortsetzun~ des kalten Krieges, für die Benutzung Westberlins 
als Rerd für Zwistiekeiten zur Entfachung e ines heiß"!o Krie
ges eintreten, daß diese Kreise natürlich el'bittert sein und 
sich unseren friedensfördernden VOrschlägen widersp.tzen 'ver
den. Wir aber sind überzeugt, daß diese Menschen di .! Minder
heit in der Welt bilden, Die überwiee:ende Mehrheit der Men
schen will, daß in der ganzen W"!lt Fried~n h"!rrsf'ht, und da
her- hoffen wir aut die Unterstützung dieser Mensdlen. 

Frage des Korrespondpn/en der .Un//ed Press In/erna/fonal· G. Sc h a • 
pi r 0: LoBt sfch (Jus der No/e der Sowj('treglerung die SchluBfo1g"wng 
ziehen. daB die Sowie/union ein halbps Jahr lanq .'<"In"rle) MaBn .. hm"n 
ergeilen wird, die die gegenworllg In Berlin bestehende Ordnung {indern' 

C h ru s c h t s c h 0 W : Meiner Meinung nach ziehen Sie die 
ric!lti ge SChlußfo,l~erung, daß wir in dp.m bekanntgegebenen 
Zf?ltrFlum, das heIßt sechs Monate lang, die in Berlin bestehen
den Verhältnisse nicht umstoßen wp.rden, obp"leich wir !':ie als 
anomal betrachten. Doch auch die anomalen Verhältnisse 
möchten wir auf normalem Wege beseitigen, das heißt durch 
VerhRndlungen. Wir wollen bei der Besejti~ung der anomalen 
SituFltion keine VerSchärfung in den ßeziehunaen zwischen 
den Völkern entstehen lassen. Wir wollen durch Vereinbarung 
normale Verhältnisse schaffen, die zur Entwicklun~ einer 
freundschaftlichen Atmosohllre in den Beziehungen zwischen 
allen Staaten beitragen würden. 
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Ich sage dies natürlich mit einem Vortehalt: Wir wer~en 
während der genannnten Frist die dur~ das Besa~.ungsreg1~e 
eschaffenen Normen einhalten, soweIt a~dere Lan?er kelß~ 

~rovol,atorischen Schritte unternehmen, die den Fneden be 
drohen. .. t t 

Ich glaube, daß diese Frage damit erschopfend beantwor e 
ist. 

K re ondenten der Agenee Franee Presse· K. S a r n e k 0 : 
Frage 11~s . ~r Bs:rllß die Hauptstadt der Deu/schen Demokratischen 

Bekannt JS ird trotzdem der Vorschlag gemacht, dem wesllichen 
Repu.bJik,," WdarumS'.w,u 4;ner Frejen und entmllitarjsierten Stadt zu geben' Teil cr ns en s ..... 

C h r u s c h t s c ho w: Die Frage ist ricttig ge~tell~, Wenn 
man wirklich von den Bestimmunge~ a~sgeht, d1e Sich aus 
dem Potsdamer Abkommen 17rgeben, ,1st Jedem klar, .daß Ber
r 'ch f dem Territor~um Jenes Teils Deutschlands befindet, 
Ißt sJ a~. Deutsche Demokratische Republik geschafIen wor
~u . e:nun~e sich entwickelt. Deshalb wäre die richtigste Lösung 
d~n ~aß der westliche Teil Berlins" der jetz.t fakti.sch v,?n de;r 
Die, tsch Demokratischen Repubhk losgerIssen 1st, mit S,,:I-

eu en . 't "d Dann wäre BerUn nem östlichen Teil wiederverelßlg WIr . , _ 
eine einheitliche Stadt innerhalb des Staates, auf dessen 'ler 
ritorium es sich befindet. , s 

Seit Beendigung des Krieges und seIt dem AbS~lU~. ~~r 

Po~sdamer A?kOmmt~~~li~i~~J3inJ~~~~er~~~~~~e?~ d~r ~;ut-
Zelt wurden m yves R bUk als Ganzes, verschiedene Rlch
schen D~modkeraWJb~rchts:aftTI'~en Entwicklung und im Staatsauftungen In r 
bau eingeschlagen. ,. ' 

W n man in ihrer chemischen Zusammensetzun~ vollig 
vers~iedene Flüssigkeiten mechanisch in einem Getaß v~r-

" "t so geht dabei wie man in der Chemie sagt, etne 
elOlg , , '11 eine Lösung der gewisse Reaktion vor sich. Und \VIr wo en , ,., 
Berlinfrage auf einer solchen Grundlage, daß keme sturmische 
Reaktion ausgelöst wird. 

Wir wollen bei der Lösung dieser Fr~ge vo~ .den realen 
Verhältnissen ausgehen. Und die beste, ~le realIstischste Me
thode zur Lösung der Berlinfrage ist die .Ane~·kenl"!-ung d~r 
Tatsache, daß es zwei deutsche Staaten ,gll?t, l~t d ie Anel
kennung der unterschiedlichen Systeme, die m d1esen Staa~en 
bestehen. Darum ist es am besten, den w~sUichen ~eil ~erhns 
zu einer Freien Stadt mit eigener RegIerung, m1t e-lgenem 
sozialem und staatlichem System zu machen. 

Wir sind der Auffassung, daß sich u:nt~r den del'zeiti~en 
Verhältnissen nur durch eine solche reahsbsche ~ethode eme 
richtige Lösung der Berliner Frage finden un~ Jene Krebs: 
geschwulst, zu der Westberlin jetzt geworden 1St, schm.~rzl?o; 
beseitigen läßt. Wir wollen normale Voraussetzungen fu! d~e 
Lösung dieses Problems schaffen, um die Menschen, die In 
WestberHn leben und unterschiedliche Anschauungen und 
überzeugungen haben, nicht zu zwin~en, ge~en ihren Willen 
ein System anzunehmen, das ihnen rucht gefallt, . 

Wir zollen der Haltung der Deutschen. Dem?kl'~tischen 
Republik, deren Regierung ~~ere Vorschläge richtIg ve:
standen hat und sie unterstützt, hohe Anerkenn~ng. ~lr 
schätzen diese Haltung sehr, weil sie beweist, daß dIe Regle-
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rung der DDR großes Verständnis für die Festigung des Frie .. 
dens und die Wiedervereinigung ihres Landes hat. Die Regie
rung der DDR unterstützt diese Maßnahme in bezug auf den 
westlichen Teil Berlins im Interesse der Sicherung des Frie
dens und der Lösung der Deutschlandfrage, wobei sie hofft. 
daß dieser Schritt ein guter Präzedenzfall für die Lösung auch 
anderer strittiger Fragen sein kann. Ich glaube, daß alle Men
schen, die für die Sicherung des Friedens eintreten, diesen 
Schritt richtig verstehen und billigen werden. Dieser Schritt 
kann zum Abschluß eines Friedensvertrages mit DeutSchland 
und zur Herstellung von Kontakten zwischen den beiden 
deutschen Staaten - der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Deutschen Bundesrepublik _ beitragen. 

Frage des TASS-Korrespondenten M. Ger ass I m 0 W: In der west
liehen Presse wird behauptet, daß die von der Sowjetregierung geplanlen 
Maßnahmen %ur Beseitigung der Reste des Besat%ungsregimes in Berlin 
angeblieh zur VerSdlleehterung der wir/seha/Wehen Lage der Stadt und 
Ihrer Einwohner /ühren kannen. Gibt es irgendeinen Grund %u delartIgen 
Behauplungen1 

ehr u s c h t s c h 0 w : In unseren Vorschlägen wird meiner 
Meinung nach diese Frage beantwortet: Wir haben erklärt. daß 
die Sowjetunion durch ihre Aufträge die völlige Auslastung 
der Industriebetriebe Westberlins sichern wird. Die Sowjet
union übernimmt auch die Verpflichtung, die Einwohner West
berlins völlig mit NahrungSmitteln zu versorgen. Natürlich 
beabsichtigen wir sowohl das eine als auch das andere auf 
kommerzieller Grundlage zu tun. Die Möglichkeiten, über die 
die Sowjetunion verfügt, werden, so nehme ich an, von 
niemandem angezweifelt werden. Die Arbeiter und die Unter
nehmer Westberlins können eine für die BeVÖlkerung Berlins 
vortellhafte Tätigkeit entwickeln. 

Das wird den Lebensstandard nicht nur nicht absinken 
lassen, sondern im Gegenteil eine bessere BeSchäftigung der 
Bevölkerung ermöglichen und den Lebensstandard heben. 

Wenn also irgend jemand Zweifel hegen oder darüber 
beunrUhigt sein sollte, so ist zu sagen, daß überhaupt kein 
Grund dazu besteht. 

Frage delJ ~llJwestiJa~·Kotre/Jpondenten W. Ku d r J a w % e W: Was Ist 
von der Erklälung einiger Politikel der Deutsdlen Bundesrepublik, die 
laI die Beibehaltung der Jet%lgen Lage In Berlin ein/leIen, %u hallen1 

ehr u s c h t s c h 0 w: Mir scheint, ich habe diese Frage 
zum Teil bereits beantwortet. Die Politiker und Staatsmänner 
die auf Beibehaltung der bisherigen Situation in Berli~ 
bestehen, beharren auch auf die anomalen Verhältnisse die 
in Eowpa und in der ganzen Welt entstanden sind. Die i~ter
nationalen Beziehungen sind jetzt gespannt. Auf die Beibehal
tung der Quelle dieser Spannung bestehen, bedeutet, es nicht 
zur Beseitigung der internationalen Spannung kommen zu 
lassen, sondern sie zu verewigen. Indessen kann die Spannung 
i,~ den Beziehungen eine überspannung hervo"bringen, und 
ales kann in Anbetracht des gegenwärtigen Entwicklungs
standes der Rüstung zu recht traurigen Folgen für die Mensch
heit führen, 
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d' Quelle die die Spannung hervorbringt. 
Deshalb muß .. le orm~le Verhältnisse geschaffen werden, 

beseitigt und mussen nuhi chlafen können und über ihnen 
damit die Menschen r g s . chwebt 
nicht die Gefahr des Ausbruchs eines neuen Kneges s be~ 
in dem die Atom- und Wasserstoffwaffen zu sprechen 
ginnen würden. - hält . 

W Menschen auf Beibehaltung anomaler Ver nisse 
best:~~n, fragt man sich mit Recht, ob diese Leute normal 

sind. . Welehe Garantien gibt 
Frage des R.euler-Korreshon)~enI1n rel:/ Jt~~t'1 Wild sieh die Politik 

dJe SowJetreg',eTun
g 

i'e:'r e~::'lInae: F:age ändern wenn Wesldeutsdlland der SowJelreg erung n e , idzt I~ 
aul sein Programm der Wledelbewalnung veu e . . 

ehr u s c h t s c h 0 w : Die Erklärungen der Sow~et~egIe~ung 
und alle unsere Dokumente geben dV?l1eFr~ar~~t~t ~~~~~~ 
Hinsicht. Wir werden alles tun, um ~e ~Ie. a .. 
zuerhalten und zu unterstützen und eme Elß~sch.ung. 10 ihre 

~~~:~~ntn!:~gw~~~t~n ~~r v~~~~n~:~~~gda~i~s~Iee~;~C:~I~ 
kann. 

Wenn auch die anderen Länder eine solche Lage anerkennen 
oder sich zur Unterzeichnung eines gemein~amen DOku~e~ts 
bereit finden und, wenn nötig, es durch. emen ~eschlu .. er 
Organisation der Vereinten Nationen fiXIeren wurden, waren 
wir damit einverstanden. .. 

Sie fragen ob sich die Politik der Sowjetregierung in d7r 
Berliner Frage ändern würde, wenn We~tdeutschl~nd ~uf S~l~ 
Programm# der Wiederbewaffnung verZichtet. Nem, sle w:; 
sich nicht ändern Man muß im Auge behalten, daß Deu~.s -
land emäß de~ Potsdamer Abkommen nicht aufgerustet 
werde~ darf Deshalb kann der Verzicht westdeuts0lan~s au~ 
das Wieder~ufrüstungsprograf!lm nicht als ~ugestandn~s d au 
ein Zugeständnis betrachtet w~rden. Das smd verschle en~ 
Dinge das ist nicht gleichwertig. Wenn Westde~ts~tü~~d ~rs 
kläre~ sollte, daß es nicht rüsten w~rde,. uno a el a

r Hesatzungsregime in Berlin erhalten bl€;ll?t, 1st. die QueUe d~ 
Spannung und der Konfl.ikte nicht beseitigt; SIe besteht na 
wie vor. . d Es 

Deshalb muß diese anomale Situation beseiti~t wer e~. t 
wäre sehr vernünftig, wenn Westdeutschla;td Olcht auf~us en 
würde' es wäre noch vernünftiger, wenn die anderen Lan?er, 
d'e Streitkräfte in Ost- und Westdeutschland h~nen, lhre 
~ruppen abziehen würden, was wir wiederholt .vorgeSC,hlag~n 
haben. Die Beseitigung des Besatz;tngsregl'!les m B.erlm u, d 
die Schaffung einer Freien Stadt 1m westlichen Tell Berhns 
würden zur Lösung der Frage des Abzugs d~r TrllPpe

bl 
aus 

Deutschland und auch zur Lösung des Abrüstungspro ems 
beitragen. Sch Itt 

~t~:B~:~m~~~i~3rf~:~~~~/~~~g Hiw~ e':ü~:chae~:w/e~t.~~:::i~ siehr di: 
~~ränderUngen in der Situation in Berlin normal und ohne Sdlwielig
kellen vollziehen können1 

ehr u s c h t s c h 0 w: Wir wuns~en, daß diese Maß
nahmen ohne Schwierigkeiten durchgefuhrt werden. Wenn dIe 
Länder, an die wir uns wenden, nach Erhalt unserer Vor-
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schläge dazu sagen würden, daß sie diese Vorschläge begrüllen 
und bereit sind, falls notwendig, zur Unterzeichnung ent
sprechender Dokumente zusammenzukommen, sc wäre dies 
das Vernünftigste. Ich bin überzeugt, daß eine solche Haltung 
eUe Billigung aller Menschen finden würde, die für die Siche
rung des Weltfriedens eintreten. Wir erwarten keine Gruß
botschaften, sondern glauben fest, daß unser Vorschlag richtig 
bewertet und aufgenommen wird als ein Vorschlag, der den 
Interessen des Friedens und der Sicherheit der Völker ent
spricht. 

Die Berlinfrage hat einen komplizierten Charakter, und des
halb geben wir sechs Monate Zeit, um in dieser Zeit alles gut 
und allseitig zu überlegen, die Frage gründlich zu lösen und 
diesen Gefahrenherd zu beseitigen. 

Frage der KOlTespondenten der -ungarischen Nachrichtenagentur, der 
. Zeitung ~Nepszabadsag· und des ungarischen Rundfunks, K i s. S z abo 

und Ku I s c a r: Welche Mallnahmen beabsimtigt die Sowjetregierung 
zu ergreifen, wenn die Westmächte mit dem Status der Freien Stadt 
BcrHn rticht einverstanden sind? 

C h r u s c h t s c h 0 w: Es wäre höchst unerwünscht, wenn 
die Regierungen, die dies betrifft und an die wir uns wenden, 
mit unseren Vorschlägen nicht eiq.verstanden wären. Wenn das 
aber eintreten sollte, wird uns das nicht aufhalten. Nach Ab
lauf der Frist werden '-'{ir unsere Vorscl:läge verwirklichen, 
die in unseren Dokumenten dargelegt sind. Warum wir diesen 
Beschluß gefaßt haben, darüber will ich mich jetzt nicht aus
lassen, weil die Gründe ziemlich ausführlich in den Doku
menten der Sowjetregierung dargelegt sind. 

Frage des DPA-Kotlespondenten Nie 1 sen - S t 0 k k e b y : Wie wird 
sich die Sowjetregierung verhallen, wenn die Regierung der USA die 
Vorschläge iiber den Status BerJln als Freie Sladt nicht annimmt, ihre 
Truppen aus Ber/in nicht abziehen wilI, und nicht bereil ist, irgendwelche 
Verhandlungen mit der Regierung der DDR zu liJhren? 

ehr u s c h t s c h 0 w: Wir werden es natürlich bedauern, 
wenn die USA unseren Vorschlag nicht annehmen, Doch das 
wird uns, wie ich bereits sagte, nicht zurückhalten, unsere 
Vorschläge zu verwirklichen. Einen anderen Ausweg haben 
wir nicht. Als die Westmächte, das heißt die USA, Groß
britannien und Frankreich, die wichtigsten Bestimmungen des 
Potsdamer Abkommens über die Entmilitarisierung Deutsch
lands verletzten und die Deutsche Bundesrepublik bewaff
neten, protestierten wir dagegen. Man hat jedoch auf uns 
keine Rücksicht genommen und setzt die Wiederherstellung 
des Militarismus in Westdeutschland fort. Deshalb müssen 
wir, wenn unser Vorschlag über Westberlin nicht angenommen 
wird, so verfahren, wie die Westmächte verfuhren, oie die in 
potsdam übernommenen Verpflichtungen und andere Ver
pflichtungen, die sich aus der Zerschlagung des faschistisr.hen 
Deutschland ergeben, nicht eingehalten haben. 

Frage des Korrespondenten der brllischen Zeitung ~Dal1y Worker", 
S. R (I S S e J: Was beabsichtigt die Sowjetregierung, in Anbetracht deI 
Tatsache daß die verschiedenen Spionageorgan/sationen und RundJunk
stallone~ die in Westberlin Wühlarbeit leisten, viele Personcn beschäf
tigen, zJ tU", um diese Personen nicht arbeJtsl08 werden zu lassen? 
(GeUichter) 

C h r u s c h t s c h 0 w: Diesen Personen könnte man wahr
scheinlich nur emJ;lfehlen, umzulernen (Gelächter), das heißt 
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aufzuhören zu lügen und Spionage zu treiben und eine ,für 
die Völkf'r nützliche Arbeit zu leisten. Und falls einer von 
ihnen arbeitslos werden sollte, werde ich ihn nicht bedauern. 
(Bewegung im Saal) 

Frage des Korrespondenten der französlsmen Zeitung .. Le Monde", 
Fa tu: Herr Min'sterpräsiden/, Sie sagten. daß WestberUn zur Deulschen 
Demokrallsmen Republik gehört. Bedeutet das, doll noch Meinung der 
Sowjetregierung dieser Status Wes/berllns vorübergehend sein wird und 
dall die Sowjetre"'lerung In der n/ichsten Etappe d:e Angliederung West
bcr/ins an die Deutsche Demokratische Repub/lk vorsch.lagen wird? 

ehr u s c h t s c h 0 w: Idi habe Ihre Frage verstanden und 
beantworte sie. Nein. Wir sind nicht der Auff::tssung, daß dies 
eine vorübergehende Anerkennung oder ein zeitweiliges; Oofer 
seitens der Deutschen Demol<ratfschen Republik ist . Wir sind 
der Meinung, daß die Stellung Westberlins als Frf'if' Stadt so 
lange bestehen bleibt, wie die Einwohner der Freien Stadt 
Berlin dies selbst wollen; sie werden ihre eigene Ordnung 
schaffen, wie sie sie wünschen. 

Frage des Korrespondenten der westdeutschen Zeitung ~Die Welt-, 
H. Sc h ewe: Wenn Westberlin der Status einer Freien Stadt gegeben 
wird, wird dann ein Ire/er Korridor von Wes/deutschland aus zu dieser 
Sladt geschaHen werden, ähnlich wie er seinerzeit lür die Freie Stadt 
Danzlg geschallen wurde1 

C h ru s c h t s c h 0 w: Das sind Einzelheiten, über die ich 
jetzt schwer etwas sagen kann. Ich glaube aber. daß der 
Freien Stadt Westberlin bestimmt eine Garantie für den 
ungehinderten Verkehr sowohl in ösUicher als auch in west
licher Richtung gegeben wird. In unseren Vorschlägen ist dies 
vorgesehen, 

. Fra~e des Korrespondenten der amerikanischen Zeitung .. New Yo rk 
TImes, M. Fra n k e.1 : In der sowjetischen Note an die USA-Regierung 
heißt es, wenn die III dem Dokument dalgelegten Vorsdtläge für die 
Regierung der USA nicht annehmbar sein sollten. bleibe kein Gegenstand 
fü r Verhandlungen der ehpmat'lgen Besatzungsmächte über die Berliner 
~rage 1st das so zu verstehen, dall die Sowjetregierung an der Erörterung 
lIqendwelcher ande.ren Vorschlöge über die Ber/in/rage nicht Interessiert 
ware, falls die Regierung der USA mit den In dem sow;elischen Dokument 
dargelegten konkreten Vorschlägen nicht einverstanden sein sollle' 

C ~ r u .s c h t s c ~ 0 w : . Sehen Sie, die<; hängt davon ab, 
womit dIe USA mcht emverstanden sind. Wenn Sle die in 
unserem Dokument dargelegte Frage im ganzen ablE'hnen 
bleibt wirklich kein Gegenstand für Gespräche über di~ 
Berlinfrage. Wenn jedoch eine Präzisierung und Erörterung 
unserer Vorschläge nötig ist, so ist dies unserer Meinung nach 
durchaus zulässig und sogar notwendig. Wir stellen deshalb 
die Frage nicht ultimativ, sondern schlagen eine Frist von 
sechs Monaten zu ihrer allseitigen Prüfung und für 
Zusam~enkünfte m~t Ver.tretern der Westmächte vor, um dif!; 
Vorschlage der Sowjetregierung zu erörtern, wenn eUe West
mächtE' bereit sind, über diese Frage zu verhandeln. 

Frage des Korrespondenten d~r :Siiddeutsmen Zeilung" 5 tel n m a y r : 
Es. wurde gesagt: daß die sD.w/etlschen Berllnvorschlöge für eine längere 
~~I:/ek:~~chne t smd. Sollen sIe so lange gelten, wie zwei deutsche Staaten 

C h ru s c h t s c h 0 w: Wenn sich die beiden deutschen 
Staaten über die Wiedervereinigung einigen wird dadurch 
wahrscheinlich die Freie Stadt aufhören zu' bestehen weil 
peutschland wiedervereinigt ist und Berlin doch wohl' durch 
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den Willen des deutschen Volkes die Hauptstadt des einheit
lichen deutschen Staates werden wird. 

Korrespondent der omerlkan/!lchen Zeitung "Ncw Yo!k !",erold Tribune" 
T. La m b e r I : Is/ die sowjetische Note ab eine Kundlgung des Pots
damer Abkommens antusehen1 

ehr u s c h t s c h 0 w: Meinen Sie etwa, das potsdamer 
Abkommen wird jetzt eingehalten? (Lachen im Saal) 

La m b e r t: Manche sind dieser Ansicht .. (Heiterkeit) 
ehr u s c h t s c h 0 w: Die Regierungen der US.lo" Groß

britanniens und Frankreichs haben das Potsdamer Abkommen 
gröblichst verletzt. Sie haben seine Durchführung verhindert 
und klammern sich gleichzeitig an einen Teil dieses Ab
kommens, um irgend wie die Besetzung ~erlins zu verläng~rn. 
Andere Teilnehmer am Kriege gegen Hltler-Deut~chland slnd 
der AuIf.:tssung, daß die Westn:äch.te das ~echt, in. Berlin . zu 
hleiben, verwirkt haben, weil SIe dIe Ausfuhrung emer ReIhe 
überaus wichtiger Bestimmungen des Potsdamer Abkommens 
verhindert haben. Wie sie wissen, vertreten wir diese 
Meinung. 

(An die Korrespondenten gewandt): Haben Sie mir noc;h 
weitere Fragen zu stellen? Nein? Ich hoffe, daß es nur 
gelungen ist, die Fragen der hier anwesenden Pressevertreter 
befriedigend zu beantworten. 

Ich möchte, daß der Schritt der Sowjetregierung in der 
Berlinfrage richtig verstanden wird. Wie bereits gesag~, .zielt 
dieser Schritt darauf ab, den Spannungsherd zu beseitigen, 
die internationale Lage zu entspannen und normale Voraus
setzungen für die friedliche Koexistenz und den friedlic.'len 
Wettbewerb zu schaffen. Das ist ein interessantes GE'biet, das 
groß~n Raum für die Tätigkeit zum Wohle der Völker bietet, 
Und dieses Ziel verfolgte die Sowjetregierung, als sie ihre 
Berlinvorschläge unterbreitete. Ich rufe Sie am, uns _bei 
diesem edlen Werk zu unterstützen. 

Ich habe heute die Rede gelesen, die der Vizepräsideot der 
USA, Herr Nixon in London gehalten hat. Zunächst kann 
ich vielleicht sagen, daß ich mit dem abschließenden Teil 
seiner Rede einverstanden bin, in dem vom friedlichen Wett
bewerb die Rede ist. Das kommt selten vor. Nixon erkli\rte 
am Schluß seiner Rede in London, daß wir endli:-h ZUJTI wirt
schaftlichen Wettbewerb übergehen müßten. Er sagte: Möge 
unser Hauptziel nicht Niederlage des Kommunismus, s.on?-ern 
der Sieg des Überflusses über ?ie .. Not, ~er Gesun~bel~ uber 
die Krankheiten und der FreiheIt uber dIe Tyrannel sem. 

Ich begrüße diese Erklärung. Wenn Herr Nixon in seinen 
künftigen Reden den gleichen Ton anschlüge. würden diesem 
Beispiel bald auch andere Staatsmänner der USA, Groß
britanniens Frankreichs und Westdeutsch lands folgen, und wh' 
würden da~ begrüßen. Man kann nicht umhin, den neuen Ton 
in der Stimme des Herrn Nixon zu vermerken; der Schluß
teil seiner Rede atmet diesmal nicht der. Staub von Atom
explosionen von denen die Völker bedroht sind. Wir sind 
gegen das \Vettrüsten und gegen die Gefahr eines nE"~en Krie
ges. Wir sind für den friedlichen Wettbewerb auf WIrtschaft
lichem Gebiet. Laßt uns auf dieser Ebene miteinander wett
eifern - wer wen? 
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Herr Nixon spricht von der Bereitschaft, friedlich mitein
ander zu wetteifern, wer dem Volk einen höheren Lebens
staridard sichert, wer dem Volk die besseren Bedingungen für 
den Genuß der kulturellen Güter bietet und wer dem Volk 
mehr Freiheiten gewährt. Er erklärt sich bereit, in den Wett
kampf zu treten, wer bessere Bedingungen zur "Beseitigung 
der Tyrannei" schafft. Herr Nixon und wir haben verschiedene 
Auffassungen von Tyrannei: Das. was er für die Freiheit 
der Reichen hält, die Armen auszubeuten, betrachten wil' als 
Tyrannei. Wir verbieten die Ausbeutung, aber unsere Maß
nahmen gegen die Ausbeuter bezeichnet er als Tyrannei. Das 
sind unterschiedliche Auffassungen. 

Möge es unterschiedliche Auslegungen einiger Begriffe und 
Ausdrücke geben, wichtig ist, daß unsere Anstrengungen dem 
friedlichen Wettbewerb gelten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. Auf Wiedersehen! 
(Nach nNeues DeutsChland" Nr. 287 vom 29. 11. 1958.) 

p) Erklärung der Volkskammer 
der DCljtschen Demokratischen Republik 

vom 3. 12. 1958 
Am 27. November überreichte der Außerordentliche und Be

vollmächtigte Botschafter der UdSSR in der DDR dem Mini
sterpräsi.:Ienten der DDR eine Note der Sowjetregierung an die 
Regierung der DDR zur Bediner Frage. In dieser Note hat die 
Regierung der UdSSR darauf hingewiesen, daß sie die Regie
rung der DDR bereits vorher über ihren den Status einer 
Freien Stadt für Westberlin betreUenden Vorschlag unterrich
tet halte, ferner, daß die praktische Lösung dieser Frage :auf 
der Grumllage des Vorschlags der sowjetischen Regierung einer 
aktiven Mitwirkung der DDR bedürfe. Sie sei sich - !':o heißt 
es weiter - vollkommen darüber klar, daß die Zustimmung 
der Deutschen DE'mokratischen Republik zur Gewährung des 
Status einer unabhängigen Stadt für Westberlin, das recht
mäßig zur DDR gehört, ein großes Zugeständnis seitens der 
Deutschen Demokratischen Republik im Interesse der Festi
gung des Friedens in Deutschland und in Europa und im 
Namen der gesamtnationalen Interessen des ganzen deutschen 
Volkes bedeuten würde. 

Die Volkskammer erklärt hierzu: 
Die Westmächte, die alle wesentlichen Bestimmungen des 

Potsdamer Abkommens planmäßig und gröblichst verletzt 
haben - sie, die sich ihren als Partner der Anti-Hitler-Koali
tion feierlich übernommenen Verpflichtungen zu einer gemein
samen Deutschlandpolitile auf der Grundlage der Ausrottung 
des Militarismus und Faschismus systematisch enLzo~en haben, 
richteten sich in dem von ihnen bis heute okkupiert gehalte
nen Teil der deutschen Hauptstadt als Interventen E'in. Sie 
bauten Westbarlin - als ob es der 50. Staat der USA, Mitglied 
des britischen Commonwealth und eine zweite Algerien-Kolonie 
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Frankreichs wäre - zu einer mi'litärischen Festung und Front
stadt aus und machten es zur Basi<; ihrer psychologischen 
R:riegführung gegen die Deutsche DemokratischE' Republik, 
gegen die Sowjetunion und gegen das sozialistische Lager. Bei 
alledem fanden und finden sie die 'l:nterstützung solcher 
Partei führungen und Verwaltungsleiter Westberlins. die wie 
oie derzeitigen Regierungen der Westmächte ein Leb~nsinter
esse an der Verewigung der Spaltung hatten und haben. 
Gleichzeitig versuchen sie, die Einwohner Westberlins und 
Westdeutschlands durch ihre Erfinduns:: des Phantoms einer 
kommunistischen Gefahr, durch die Erzeugung einer anti
kommunistischen Massenpsychose auf ihren Weg einer Politik 
am Rande des Krieges zu führen. 

Die sowjetische Note stellt nun vor aller Welt klar: 
1. Es gibt keinen, auch nicht den geringsten Rechtsgrund 

für die Fortsetzung der Okkupation eines Teiles der deut-
schen Hauptstadt Berlin. . 

2. Auch Westberlin gehört rechtens zur Deutschen Demo
kratischen Republik. 

3. Die Einwohner Westberlins müssen endlich wieder in nor
malen Verhältnissen leben und arbeiten konnen. Der 
lebensgefährliche Kriegsherd im Herzen Europas muß 
beseitigt werden. 

Im Zentralpunkt der gesamten Politik der Deutschen Demo
k:atischen Republik steht ihr Bemühen um die Erhaltung und 
SIcherung des Friedens in Europa und der Welt, um den Ab
schluß eines Friedensvertrages mit Deut1>chland und um d ie 
Schaffung der Konföderation zur Annäherung der bei den deut
sche~ Staaten mit dem Ziele ihrer baldigen Wiedervereinigung 
zu emem demol~ratischen und friedliebenden unabhängigen 
Gesamtstaat. 

Um dieser hohen Ziele willen erklären wir darum un!>er 
Einverständnis damit, daß Westberlin den Status einer Freien 
Stadt erhält. Wir erklären weiter, daß wir die uns aus der 
übern~hme der bisher von sowjetischen Organen ausgeübten 
FunktlOnen erwachsenden Aufgaben gewissenhaft und im In
te~esse der gesamten Einwohnerschaft Bellins erfüllen we.tden. 
WIr wissen, daß wir damit einen von der ganzen deutschen 
Nati0!l von uns mit J:3.echt erwarteten großen weiteren Beitrag 
zur Sicherung des Frlede,:s, zur ~riedlichen Wiedervereinigung 
der Deutschen und zur mternatlOnalen Entspannung leisten 

Berlin, den 3. Dezember 1958. . 
(NaCh "Neues Deutschland" Nr. 291 vom 4. 12. 1958.) 

q) Aus der Regierungserklärung 
des Ministerpräsidenten Otto Grotewohl 

vor der Volkskammer am 8. 12. 1958 
~ie Regierun~. erb~ickt in der neuen Initiative der Sowjet

regIerung zur Losung der Deutschlandfrage einen S ... .hritt von 
großer internationaler Bedeutung. Die aufsehenerregende 
Rede des sowjetischen Ministerpräsidenten Chruschtschow zur 
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Deutschlandfrage vom 10. November 1958 eröffnet neue Per· 
speldiven für den Kampf der Friedenskräfte in ganz Deutsch
land um den Friedensvertrag und die nationale Wiederver
einigung des deutschen Volkes. 

Wir unterstreichen Punkt für Punkt die Ausführungen des 
sowjetischen MinisterpräSIdenten über das Potsdamer Abkom
men. Hätten die Westmächte, dem Beispiel der Sowjetunion 
folgend. nach den Prinzipien des potsdamer Abkommens ge
handelt, würde heute schon längst kein DeutschlandproblelYl 
mehl' existieren, wohl aber bestünde dann im Herzen Europas 
ein einheitlicher, demokratischer deutscher Staat. der nieman
den bedroht, sondern zur Sicherung des Friedens in Europa 
beiträgt. Es ist notwendig, mit aller Klarheit auf diesen Zu
sammenhang hinzuweisen, weil die Bonner Regierung und die 
Regierungen der Westmächte heute krampfhaft ·versuchen, die 
Schuld für die gegenwärtige Lage in Deutschland von sich ab-
zuwälzen. . 

Was die Frage des Status von Berlin anbetrifft, so ist die 
Sachlage völlig klar. Berlin ist ein Teil der Deutschen Demo
kratischen Republik. Niemals gab es in Deutschland eine fünfte 
Besatzungszone. Berlin blieb immer ein untrennbarer Bestand
teil der damals sowjetisch besetzten Zone Deutschlands, apch, 
nachdem die Westmächte an der gemeinsamen Besetzung Ber
lins beteiligt wurden. Ziel dieser gemeinsamen Besetzung 
Berlins war die Demokratisierung und die Verhinderung der 
Restaurierung der Kräfte des deutschen Imperialismus und 
Militarismus m Berlin. 

Nachdem feststeht, daß sich die Truppen der Westmächte 
nicht für diese Ziele eingesetzt haben und auch keine Aussicht 
für ein,e Änderung ihrer Haltung besteht, befinden sie sich z.u 
Unrecht auf dem Ter(itorium der Deutschen Demokratischen 
Republik. Dadurch, daß die Westmächte ihre Verpf1ichtun~en 
als Besatzungmächte nicht erfüllt haben, haben sie sich selbst 
jeder Rechtsgrundlage ihres Aufenthaltes in Berlin ber(iubt. 

Wenn sich die Westmächte heute an den Viermächtestatus 
klammern, so nicht etwa. um von seiner Grundlage aus die 
Prinzipien des Potsdamer Abkommens in Westberlin durch
zusetzen, sondern im Gegenteil, um den Ausbau Westberlins 
als Stützpunkt des kalten Krieges gegen die Deutsche Demo
kratische Republik und a ndere sozialistische Staaten zu sichern. 
Die Fortdauer ein~s solchen Zustandes ist für die Bevölkerung 
ganz Berlins und für die Deutsche Demokratische Republik 
unerträglich. 

Es ist vielmehr höchste Zeit. daß in ganz Berlin ein Zustand 
der Ruhe, des Friedens und der Sicherheit herbeigeführt wird. 

Es ist unter gar keinen Umständen angänl5ig, den Wahlaus
gang in Westberlin etwa als eine Entscheidung über die in 
del' sowjetischen Note zur Derlinfrage enthaltenen Vorschläge 
anzusehen. 

Wir begrüßen und unterstützen darum von ganzem Herzen 
den in der Note der Sowjetunion vom 27. November 1958 an 
die Regierung der Deutschen ·Demokratischen Republik ent
haltenen Vorschlag zur Liquidierung des Besatzungsres::imes 
in Berlin. Es entspricht vollkommen der in Deul schland ent·· 
standenen . Lage, wenn die RegieruI).g der Sowjetunion der 
Deutschen Demokratischen Republik alle Funktionen über
geben wird, die von den Organen der SowJetunion bisher aus-
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geübt wurden. Die Regierung wird damit in die Lage versetzt, 
ihre Souveränität uneingeSchränkt sowohl zu Lande, zu 
Wasser als auch in der Luft auszuüben. Es entspricht auch 
d!;'r in den vergangenen Jahren entstandenen Lage, wenn 
die sowjetische Regierung gleichzeitig alle überreste Ihrer 
Besatzun~sfunk:tionen in BerUn beseitigt. Dieses Beispiel 
sollten sich die drei Westmächte zum Vorbild nehmen. 

Selbstverständlich wäre es für die Erhaltung des Friedens 
das beste, wenn die West.sektoren Berlins mit seinem demo
kratischen Teil vereinigt wi,irden, damit die Deutsche Demo
kratische Republik: ihre Souveränität auch auf die~em Teil 
ihres Territoriums ausüben könnte'. Da wir uns aber der 
Schwierigkeiten eines solchen Schrittes wohl bewußt sind, 
haben wir in den mit der Sowjetunion geführten Verhand
lungen zugestimmt, für Westberlin den Status einer ent
militarisiert!;'n Freien Stadt festzulef5en. Auf diese Weise 
würde ein gefährliches Zentrum der Kriegsgefahr in Deutsch
land beseitigt. 

Es gibt jedoch westdeutsche Kreise, die die Anerkennun~ 
unserer legitimen Rechte auch auf die Gefahr eines Krieges 
hin abzulehnen bereit sind. Das sind ungeheuerlichp Gedan
ken, die nur dazu beitragen können, die> Lage noch weiter 
Zu verschärfen. Hysterie und Konfusion sind noch niemals 
gute Ratgeber in der Politik gewesen. Hysterie ist über
haupt keine Politik, sondern eine Krarrkheit, deren Behand
lun~ in die Hände eines Neurologen gehört. Auf gar keinen 
Fall kann man es länger zulassen, daß die Völker unter 
solchen Krankheiten zu leiden haben. 

Der Friedenswille der Völker und die Kraft der T&tsachen 
sind das beste Mittel, um diese Kräfte zur Ruhe zu bringen. 
Wir empfehlen deshalb den Herren in Bonn, sich das welt
weite Echo auf die jüngsten sowjetischen Vorschläge näher 
anzusehE>n, in dem die Forderung zu Verhandlungen an 
erster Stelle steht und in denen die Krieeshysterie der herr
schenden Kreise Westdeutsch lands überall auf entschiedene 
Ablehnung stößt. 

Wir sind für den Abzug aller fremden Truppen aus Berlin 
nicht nur, um die Lage in BprIin zu norTT:~lic;ieren. sonrlern, 
weil das Beispiel einer entmilitarisierten Freien Stadt West
berlin einen günstigen Einfluß auch auf die Entwickhmg 
in ganz Deutschland haben würde. Die friedli che Lösung 
der Berlinfrage wird dazu beitragen. das DeutschJaTJdpro
blem zu lösen. Das wäre ein zweiter großer Gewinn. für den 
der Einsatz lohnt. 

Die Regierunlj der Deutschen Demokratischen R~DUblik 
ist bereit, alie im Zusammenhane mit dem Aufenthalt aus
länrtischer Truppen in Berlin bestehenden Fraeen mit den 
jeweiligen Regierungen auf dem Vel'handlungswege zu 
klären. 

Wir sind zu diesen und zu allen Verhandluneen bereit, 
wenn sie der Entspannung und dem Frieden dienen. Im 
Namen der Regierune erkHire ich, daß es der Dellt<;,C'h"'n De
mokratischen Republik völlig fern liee:t. eine Politik der Er
pressung zu betreiben. Wir sind aber ebensoweni~ bereit, 
unsere berechtigten Ansprüche einer Politik der Erpressung 
zu opfern. (Nach "Neues Deutschland" Nr. 295 vom 9. 12. 1958.) 
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r) TASS-E~klärung zur Berlin-Frage vom 11. 12. 1958 
Es sind zwei Wochen vergangen, seit die Sowjet~egier:ung 

. N t die an die Regierungen der USA, Großbntanmens 
~~d °F~~~kreichs sowie an die Regierungen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Deu.tsc~en Bundec;repu
blik gerichtet waren, ihren Beschluß mItteIlte,. Maß~ahmen 
zur Beseitigung des ausländischen Besat~~ngsreglm~S m Ber
Hn zu ergreifen, und konkrete yor~chlage zur ~osu~g der 
Berlinfrage gemacht hat. Die Irut~atlve d.er SowJetreglerU~g 
hat die allgemeine AufmerksamkeIt auf sich. gelen.kt und ~le 
Unterstützung einer Reihe von Staaten sowIe weiter Kreise 
der öffentlichkeit in vielen Ländern gefunden. 

überall wächst in breiten Kreisen der Ö~fentlicp~eit die 
Erkenntnis, daß der gefährliche Zustand mcht WE"lter an
dauern kann, der darin besteht, ~aß ~as von de!l. Tlyppen 
der Westmächte besetzte Westberlin . dIe Atmosphall'~ tn 8u
ropa vergiftet, ernste Reibungen zWls~hen ße~ Staaten ver
ursacht und die Berliner Bevölkerung 10 standlger Spannung 
und Unruhe hält. Nüchtern denkende Me~schen In al~en 
Ländern begreifen, daß das BesatzungsregIme . Westberhns 
zu einer äußerst gefährlichen K.rebsges~\'"ulst 1m Zentru~ 
Europas geworden ist und daß sie ~ntscllle~en entfe~nt wer 
den muß~ wenn nicht der Frieden tn Europa, und mcht nur 
in Europa allein, gefährdet werden solL . 

Die Deutschen - sowohl im Osten als a~ch l~! Westen 
Deutschlands - lenken ihre Aufmerksamkeit b:l. der Be
wertung der sowjetischen Vorschläge. in erster LI.n.l.e darauf~ 
daß die Beseitigung der schon zu eIner Abs~rd!tat ge~or 
denen Okkupation Westberlins es ihnen ermoghchen wIrd, 
wieder zu Herren ihrer historischen Hauptstadt zu werde.?, 
und daß damit gleichzeitig günstigere Voraussetzungen fur 
eine friedliche Annäherung der bei den deutschen Staaten 
entstehen. 

Die Regierung eines dieser Staaten - der peu~schen DC;
mokratischen Republik - tritt entschlossen fur dl(~ Beendi
gung der ausländischen Okkupation Berlins . ein .und .hat den 
Vorschlag über die Umwandlung .. Westb~rl!ns In ~me ent: 
militarisierte Freie Stadt unterstutzt. DIe Un~'orel~ge~~m 
menhf'it durch die sich der Vorschlag ~er Sow}etumo~ uber 
die Erkiärung Westberlins zu einer FreIen Stad~ aus?'.elchnet, 
hat starke Beachtung gefunden, da jedeJ!! klar ISt, da.ß setne 
Verwirklichung niemandem Sclladen zufugen kann .. Em~ .sol
che Erklärung gäbe auch niemandem ir~endwelche elIlS€lti~en 
Vorteile wenn man natürlich die ~1Owohner Westber~ms 
ausnimr:,t, denen die Realisierung .dleses Vor~chlags mcht 
wenig Vorteile brächte. Deshalb mmmt es mcht wun<;ier, 
daß viele Organe der Westpresse der verschiedensten RIch
tungen die Wichtiglteit des s~wjetis~en Vorschlags zur "Ber
Hnfrage unterstreichen und die Regler~ngen der Westmachte 
auffordern, ernsthaft an diese Vorschlage h~ranzugehen und 
mit der Sowjetunion Verhandlungen zu begmnen. . 

Es muß jedoch festgestellt werden, daß die HaltuQg offi
zieller Vertreter einiger westlicher NA.TO-Sta~t~n zu dp.n 
Vorschlägen der UdSSR über Berlin el~e~ völh~ anderen 
Charakter hat. Dies ist aus Reden des Prasldenten der USA, 
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Ei.sephower, des ~uße~rninisters der USA, Dulles, des Außen
mm~sters Croßbrltanmens, Lloyd. sowie des westdeutschen 
Regierungschefs. des Kanzlers Adenauer ersichtlich. Im Zu
samme.~hang. mit den Erklärungen von' Staatsmnnnern der 
Westmachte Ist TASS ermächtigt, folgendes zu eI-klären. 
d Aus den Reden des _ ~räsidenten und des Außenministers 
Kec USA, des Außenmlßlsters Großbritanniens "",ie auch de~ 

anzlers der Deutsdlen Bundesrepublik kann nur ein: 
Schlußfolgerung g~zogen werden: Die Regierungen der ge
nannt~n Staaten smd nach wie vor nicht gewillt, die in Eu
rop~ Im ~usammenhang mit dem Bestehen des Bf:"satzun s
re!p'mes In Westberlin entstandene Lage nüchtern ein:u
schatzen,. Vor. die Notwendigkeit gestellt, auf die Initiative 
d~r ~.c}wJetreglerung zu reagieren, versuchen sie hOrJl immer 
dte l ~ngst nicht mehr beste~enden "Rechte" der Westmächt~ 
~u~ eme B~setzu ng ~estberlins .. zu verteidigen, und sie zeigen 

li
eme Ber~.ltschaft, dIe Vorschlage der Sowjetregierung sach-
eh zu erortern. . 

G D~b ~rklä:ungen der Vertreter der Regierungen der USA 
ro nlanOiens und der Deutschen Bundesrepublik sind 

;o~ ~ d.em Be~treben durchdrungen, die Normali sienlOg der 
lat:>e In Berh':l zu verhindern und die ausländische Beset

zung Westberhns .um jeden Preis zu verteidigen und auf
r~lchtzu~rhalten. ~IO weiterer ebenso charakteristisl'her Zug 
a ~.r d~eser Erk~arungen ist der Umstand, daß Westberlin 
~.H!1 mcht als eIne Stadt betrachtet wird, in der über zwei 
. I lOn~n Deutsche leben und arbeiten sondern faktisch a ls 
~rgef.1delne Schachfigur in dem abenteuerlichen Spiel der 
ln.~plratoren des kalten Krieges als Objekt in de K" 
planen der NATO. ' n negs-

y~Skdenct Eisenhower sagte in seiner Erklärung auf einer 
. e. on erenz vom 10. Dezember, in der er sich g d' 

sowJetischen. Vor~chläge wandte, daß d ie USA ebe~gs~ w~: 
~~c1~gi~~~bhltbnmedn. und ~ra!lkreich "die Verantwortung und 
I" f a en, Je Freiheit des westlichen Teils von Ber-
10 au rechtzuerhaIten". 

. Es ist. in . :}n.em solchen Falle am Platze zu fra en wer 
~~~ .. ~reJheJt In .. Westberlin antasten will? Es ist gbel~annt 
de ~Iet \OrSchlage der ~owjetregierung keine Verletzung 
Sr. or. este~enden sozialen Verhältnisse vorsehen Die 
o\~Jetunton sucht keine eigenen VortEile ebenso wie das 

auc ~~e DDR. nich~ tut. Sie will auch dem Presti e der 
W~stma.('hte keinerleI. Schaden zufügen. Mehr nocll d'1e So
~Jaec~eglerun~ hat dl.e Bereitwilligkeit zum Ausd~uck ge-

. t, geme10sam mit anderen Mächten Garantien für die 
~tnhc~Jtung de~ Status einer Freien Stadt und für die Nicht
ewmesmt'bSchl~ng 10 das politische und wirtSchaftliche Leben 

er inS zu geben. 

Die Beseitigu~g des. B~satzungsrcgimes wird also als ein 
~nschlfJg auf dIe FreIheit Westberlins hingestellt wo e"'en 
~le ~~~rechterha~tung dieses Regimes sowie der AUfe~thalt 
n:~nt w;~~~nten 10 Westberlin Verteidigung der Freiheit ge-

Außenminister Dulles versuchte in se'ner Rede vom 4 De
zember den Aufenthalt der amerikanischen Truppen in West-
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berlin durch Erwägungen hinsichtlich der Gewährleistung des 
Friedens sowie der "Sicherheit" der USA zu rechtfertigen.. 
Eine solche Argumentation kann selbstverständlich Olcht ernst 
genommen weiden; denn man wird kaum solch naive Men
schen finden können, die glauben würden, daß die Amerika
ner ihre Truppen im :l.entrum der Deutschen Demokratischen 
Republik hallen, um den Frieden und die Sicherheit der USA 
zu gewährleisten, die bekanntlich VOn niemandem bedroht 
werden. 1m Gegenteil, dadurch, daß die USA-Regierung ihre 
Truppen weiter in Wes{berHn beläßt und in Deutschland diese 
QueJl~ ständiger Spannung und diesen Herd von Konllikten 
und Provokauonen aufrecllterhält, gefährdet sie den Frieden 
und dadurch auch die Sicherheit ihres Landes, das kaum einen 
Nutzen vom Aufenthalt der amerIkanischen Soldaten in Berlin 
haben würde, wenn es zu einem bewaffneten Konftikt käme. 

Der britische Auße.nminister, Herr Lloyd, hat sich seiner
seits eine offensichtlich unlösbare Aufgabe gesteilt, lOdern er 
versuchte, der Herrschaft der ausländischen Okkupanten in 
Westberlin eine "reclltliche Basis" zu unterstellen. Während 
er außerstande war, die Tatsache der Verletzung des Pots
do.mer Abkommens durch die USA, GroßbrItannien und 
Frankreich abzustreiten, hat er nichtS Originelleres gefunden, 
als sieb erneut auf die "bedingungslose Kapitulation Deutsch
lands" und auf das "Besatzungsrecht" zu berufen. 

Heute, fast 14 Jahre nach Beendigung des Krieges, klingen 
diese Betrachtungen über das "Besatzungsrecht·, sonderbar, 
um nicht zu sagen unsinnig. Man darf fragen, welchen Grund 
Großbritannien zu der Ansicht hat. daß Deutschland, wo .schon 
seit etwa zehn Jahren zwei souveräne Staaten bestehen. ohne 
Okkupanten nicht auskommen kann und nach wie vor deren 
Vormundschaft bedarf. 

Wo haben diese Berufungen auf das "Besatzungsre<:ht" 
überhaupt ihre Grenzen? Wie viele Jahrzehnte möchten die 
Okkupanten noch in BerUn bleiben und sich au1 dieses soge
nann te "Rech t·· berufen? 

Der Regierung Großbritanniens kann es selbstverständlich 
nicht unbekannt sein, daß der gegenwärtige Aufenthalt der 
Truppen der USA, Großbritanniens und Frankreichs in West
berlin nichts mit der Besetzung Deutschlands gemein hat, die 
von den Siegerstaaten nach der Zerschlagung der HiUeT
Faschisten ' auf gegenseitige Vereinbarung hin für die erste 
Nachkriegsperiode mit ganz bestimmten Zielen erfolgte, Zielen, 
die im Potsdamer Abkommen genau festgelegt sind. Diese Ziele 
bestanden darin, Deutschland völlig abzurüsten und zu ent
militarisieren und für immer das Wiedererstehen deS deut
schen Militarismus und Faschismus zu verhüten. 

Wer kann leugnen, daß die Handlungsweise der drei Mächte, 
die Westberlin in ein Zentr4lm der Helzpropaganda und der 
Wühltätigkeit gegen 'die friedliebenden Länder und Caktisch 
in einen Vorposten des NATO-Militärblocks verwandelt 
haben, eine direkte Verhöhnung der erwähnten Prinzipien 
darstellt, die e inst der Viermächtebesetzung Deutschlands zu
grunde gelegt worden waren? Es ist klar, daß Berufungen 
auC .das "Besatzungsrecht" unter solchen Umständen einen 
recht ungenierten Versuch darstellen, die öffentliche Meinung 
zu verwirren, ganz davon zu schweigen, daß sie um minde
stens zehn Jahre veraltet sind. 
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Hatte seinerzeit die Viermächtebesetzung Deutschlands die 
Wiederherstellung des Friedens und die Verhütung eines 
neuen Krieges zum Ziel, so verfolgt der gegenwärtige Auf
enthalt der Truppen der USA, Großbritanniens und Frank
reichs in Westberlin ein direkt entgegengesetztes Ziel: Ijie 
VorbereItung eines Krieges, und zwar gegen ern Land. das 
der Hauptverbündete der drei genannten Mächte im Kamp! 
gegen den Hitler-fasdtistischen Aggressor war. 

Um irgend wie um die Lösung der Frage der Normalisierung 
der Lage in Berlin herumzukommen, haben die herrschenden 
Kreise der Westmächte erneut zu dem alten Mittel gegriffen, 
zu dem sie schon öfter Zuflucht nahmen, um die Lösung wlch
tiger internationaler Probleme zu vereiteln, und zwar zur 
Spekulation auf das Problem der Wiedervereinigung Deutsch
l,snds. Die vier Mächte, sagen sie, sollen nicht die Berlin
frage erörtern, sondern Verhandlungen "über die deutsche 
Situation als Ganzes" führen, wie sich Lloyd vor kurzem 
ausdrÜdcte. Dabei wird erneut die alte abgeleierte Platte über 
die "Veretnigung Deutschlands auf dem Wege fr€:ier Wahlen" 
aufgelegt, die sogar dJeJenigen einschläfert, die im allgemeinen 
die Erklärungen der bntischen Staatsmänner mit Geduld an
hören. 

Wen wollen aber die Politiker der Westmächte täuschen, 
wenn sie aus dem von der Geschichte schon längst verworfe
nen PI~nder das berüchtigte Programm von Vl:!rhandlungen 
der vier Mächte zur Frage der deutschen Wiedervereinigung 
ausgraben? Allen ist wohl bekannt, daß die s.owJetregierung, 
wie sie wiederholt und ganz klar im Laufe von vielen Jahren 
hierzu erk1<irt.e, nicht beabsichtigt, den drei Westmächten bei 
ihren Versuchen zu helfen, das deutsche Volk von der Lösung 
seiner Wichtigsten gesamtnatiOnalen Aufgabe fernzuhalten. 
Die Sowjeturuon wird an keinerlei Verhandlungen teilneh
men, dia den :t..weck ver!olgen, die Frage der WiedE"rvereini
gung Deutschlands für die Deutschen und an Stelle der Deut
schen zu entscheiden. Eine andere Sache sind die Vorberei
tung und der Abschluß eines deutschen Friedensvertrages. 
Die SowJetregierung hat die Kompetenz der vier Mächte in 
dieser Frage niemals bestritten. Die Sowjetregierung hat 
wiederholt ihre Bereitwilligkeit bekräftigt, jederzeit an Ver
handlungen teilzunehmen, die der Vorbereitung eines Frie
densvertrages mit Deutschland gewidmet sind. 

Wenn die Idee VOn Wahlen als. Methode zur Vereinigung 
des Landes audl irgendwann einmal e inen Sinn hatte, so hat 
die Forderung, Deutschland durch gesamtdeutsche Wahlen zu 
vereinigen, keinerlei reale Grundlage unter den gegenwärtigen 
Bedingungen, da Deutschland durch Verschulden der West
mächte Ul zwei Teile zerrissen ist, da im Osten und im Westen 
Deutschlands unterschiedliche Gesellschaflssysteme errkhtet 
wurden, da sich ein deutscher Staat. nämlich die DDR. aut 
dem Wege des Friedens und der ~mokratie entwickelt, wäh
rend sich der andere - die Deutsme Bundesrepublik - durch 
seine Beteiligung an der NATO gebunden hat und aktiv eine 
Politik der Militarisierung und der Vorbereitungen zu einem 
Atomkrieg betreibt. Sie ist ein leeres demagogisches Schlag
wort, bar jeden Inhalts. We r die Vereinigung Deutschlands 
wirklich wünscht, der muß zur Annäherung und gegenseitigen 
Verständigung beider deutscher Staaten beitragen. Die Ver-
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einigung Deutschlands ist eine Angelege nheit der deutschen 
Staaten selbst, und niemand hat das Recht, ihnen seinen Wil
len aufzUZWingen oder bei der Lösung dieses Problems an 
ihre Stelle zu treten. Auf diesem, und nur auf diesem Wege 
ist eine Vereinigung der deutschen Nation zu einem einheit
liche n Staat möglidl. 

In ihrer Politik einer allseitigen Vertiefung der Spaltung 
Deutschlands versuchen die herrschenden Kreise der West
mächte gleichzeitig, vertrauensselige Menschen irrezuführen, 
wobei sie behaupten, die Sowjetunion widerSEtze sich angeb
lich einer deutschen Wiedervereinigung. Doch man braucht 
sich nur den Tatsachen zuzuwenden, und die ganze Unsinnigkeit 
dieser Version wird offenbar. Die Sowjetunion war immer 
für eine friedliche und demokratische Vereinigung Deutsch
lands und. unterstützt heute vollauf das einzig reale Programm 
Zur Wiedervereinigung Deutschlands durch ein übereinkom
men zwischen beiden deutschen Staaten. Die UdSSR ist bereit, 
alles, was von !hr abhängt, zu tun, um mitzuhelfen, die Ge
gensätze zwischen der DDR und der Deutschen Bundesrepu
blik zu ü berwinden und eine allmähliche Annäherung zwi
schen ihnen herbeizuführen. Würden die Regierungen der 
USA, Großbritanniens und Frankreichs die gleiche Bereit
schaft an den Tag legen, dann wäre dies ihrerseits die beste 
Hufe für das deutsch.c Volk. bei der Lösung seiner nationalen 
Aufgabe, der Wiederherstellung der Einh-eit Deutschlands. 
Bisher aber leisten diese Mächte nicht nur keine solche Hilfe, 
.sondern Sie vertiefen im Gegenteil systematisch und tagtäglich 
die Kluft, die heide deutschen Staaten trennt. 

Die Westmächte tun alles, um, gestützt auf die antidemo
kratischen und militaristischen Zustände, unter denen die Be
völkerung Westdeutschlands schon .seit langem lebt, ganz 
Deutschland, das ganze deutsche Volk in die verderblichen 
Abenteuerpläne der NATO hineinzuziehen. Wenn für das 
Vorhandensein solcher Pläne noch irgendwelche weiteren Be
weise notwendig sind, so gibt sie die Rede des britischen 
Außenministers vom 4. Dezember im Oberfluß. Diese Erklä
rung läßt deutlich die Berechnung durchblicken. daß "das 
wiedervereinigte Deutschland de n Willen hCl ben wird, sich der 
NATO anzuschließen." Herr Lloyd gab sich sogar Betrach
tungen darüber hin, wie man die NATO-Truppen nach dem 
Anschluß ganz Deutschlands an diesen aggressiven Militär
block verw~nden soll; ob man sie dort läßt, wo s ie sich gegen
w ärtig aufhalten, das heißt auf dem Territorium Westdeutsch
lands, oder ob "man sie um 200 Meilen weiter östlich in Rich
tung Rußland bringen soll". 

1st nicht ein solches Detail bezeichnend, daß, wie der briti
sche Außenminister mitteilt, die Westmächte beabsichtigen, 
die Erörtrerung ihrer Pläne über die Wiedervereimgung 
Deutschlands nirgendwo anders als im NATO-Rat aufzuneh
men! Offensich tlich haben einige Staatsmänner im Westen 
soviel überflüssige Zeit, um sidl mit salmen VOm Leben los
gelösten phantastischen Projekten zu beschäftigen. 

In den führenden Kreisen der Sowjetunion wird es für not
wendig e rachtet, noch einmal zu betonen. daß es fÜr die Er
örterung der Frage der Wiedervereinigung Deutschlands 
keinerlei Zusammenkünfte von Vertretern der vier Mächte, 
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das heißt der UdSSR, der USA, Großbritanniens und Frank
reichs geben kann. Es gibt nur eine Basis für die Lösung der 
Deutschlandfrage - clie Anerkennung der Existenz der zwei 
deutschen Slaaten, das heißt die Anerk€IUlung der faktisch 
in Deutschland entstandenen Lage. 

Die Sowjetregierun g tritt für ein Treffen der Führer der 
~taaten ein; das aber muß eine Zusammenkunft gleichberech
tigter Partner sein mit dem Ziel aktuelle internationale Fra
gen zu e rörtern, die zur Kompetenz der KonIerenztei1nehmer 
unter Berücksichtigung der legitimen Interessen e ines jeden 
Partners gehören. Eine soJche Zusammenkunft muß der mter
nationalen Entspannung und nicht den Zielen einer weiteren 
Erhitzung der internationalen Atmosphäre, nicht den Zielen 
der Schürung des kalten Krieges dienen. 

Wer keine Minderung der Spannung will, den kanlJ selbst
verständlich die Lösung der internationalen Fragen auf dem 
Wege von Verhandlungen nicht reizen. Das trilIt auf die 
Berlinfrage zu. 

Es hat sich wohl kaum einer der Staatsmänner der NATO
Länder a.ls ein .so eifriger Gegner de r sowjetischen Vorschläge 
zur Berlinirage erwiesen wie der Regierungschef der Deut
schen Bundesrepublik, Adenauer. Scllon der Gedanke an die 
1V:!-ögli~keit e~er vereinbarten R€gelung der Berlinfrage durch 
die Machte, wie es die Interessen des Friedens in Europa und 
de r Gewährleistun g der legitimen Rechte des deutschen Vol
kes erfordern, bringt den Kanzler offensichtlich aus dem 
q.leichgewicht. Wenn es nach ihm ginge, wäre er wahrschein
li~ zu al1.~m berei t, um die Atmosphäre um die Berlinfrage 
bIS zum außerste.n zu erhitzen, damit in Deutschland die 
Flamme e ines Kriegsbrandes erneut emporzüngell. 

Der Bundeskanzler zieht die führenden Politiker der West
~ächte buchstäblich am Rockschoß und dringt ~ sie, gegen
uber der SowJetunion "absolute Festigkeit zu bewahren". 
~ ist bekannt, daß clie Deutsche Bundesrepublik absolut 

keme Rechte auf Berlin, d as H underte von Kilometern von 
ih ren Grenzen entfernt liegt"hatte und auch nicht haben kann. 
Das all~ hinderte jedoch den Chef der westdeutschen Regie
r ung mcht, am 5. Dezember zu erklären: "Berlin und die 
Bundesrepublik, die Bundesrepublik und BerUn - das ist ein 
und da.sg.elbe." Adenauer gin g noch weiter: Er genierte sich 
nicht .. die Frage einer Revision der Ostgrenzen Deutschlands 
aufzuwerfen und sich über das Vorhandensein best immter 
Wünsche" der herrschenden Kreise der Deutsch~ Bundes
r epublik diesbezüglich zu verbreiten. 

Die vorlauten Ausführungen des Chefs de r Bundesrepublik 
zu den .sowjetischen Vorschlägen über die Berlmfrage zeigen, 
daß der Kanzler, wenn er auch viele J ahre politischer Tätig
keit hinter sich hat, dennoch bei weitem n icht lernte, die 
L ehren aus den Erfahrungen der Geschichte zu zieh·:m, denen 
die Staatsmänner mehr als jemand anderes Aufmerksamkeit 
zollen müßten. Der Haß gegen den Kommunismus. der bei 
A~en.auer aul Schritt und Tritt zutage kommt, bringt ihn all
mahlich auf de n Weg, den Hitler gegangen ist. Aber der Weg 
von Abenteuern, auf den man Westdeutschland zu drängen 
versucht. ist ein hoiInungsloser Weg, der Westdeutschland 
n ur zu einem - in die Katastrophe - führt. 
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Der Bundeskanzler hat sich d en traurigen Ruhm des H aupt
inspirators des kalten Krieges in Europa e rworben. Sobald 
seitens der Sowjetunion oder anderer sozialistischer Länder 
irgendwelche konstruktiven Vorschläge gemacht werden, be
eilt er sich, als erster "nein" zu sagen. 

Das wiederholt sich jedesmal, wenn die Sowjetunion Vor
schläge zur Abrüstung, zur Vorbereitung eines deutschen 
Friede nsvertrages, zum Abschluß eines Nichtangriffspaktes 
und andere Vorschläge machte. Dies war a uch der Fall. als 
d ie Sowjetregierung den Vorschlag zur Berlinfrage unterbrei
tete. In seinen Reden zur Berlinfrag'e spricht er von "dem 
Anschlag Moskaus auf Westberlin". obgleich gut bekannt ist. 
daß die sowjetischen Vorschläge zur Lösung der Berlinfrage 
gerade die Absicht verfolgen. jegliche Möglichkeit auszuschlie
ßen, daß Westberlin in die Einflußsphäre irdendeines St:.ales 
oder irgendeines der si<:h. in Europa gegenüberstehenden 
Militärblocks gerät. 

Adenauer erklärt: Die Sowjetunion "darf anderen Völkern 
nicht drohen", obgleich gut bekannt is t. d aß dle UdSSR nie
mandem und mit nichts droht und daß alle Vorschläge der So
Wjetregierung zur Berlinfrage davon aus~ehen, diese Fnge in 
einer ruhig·::m und vernünftigen Atmosphäre unter nüchterner 
Berücksichtigung d er In teressen a lle r Seiten zu lö.gen. 

Was Adenauer am meisten beunruhigt. ist, daß die auslän
dische n Truppen w ider Erwarten Westberlin ve rlassen und es 
in die Hände de r Deu tschen geben könnten. Er zeigt um die 
veralteten Rech f..e der Okkupanten in Westberlin fast größere 
Sorge als die Okkupanten selbst. Die Situation ist wahrlich 
pAradox! Nicht zufällig s:.gt man. d aß Aden::tuer in die GE
schichte Deutschlands als der einzi~e d eutsche K anzler ein
gehen wird. der seine ganze Politik auf die Beibehaltun~ der 
ausländischen Besatzung in Deutschland lenkte. als "Besat
zungskanzler". 

O:e .westdeutsche Ret!ierung braucht kein friedliches deut
sches Berlin ; ihr kommt ein Westberlin. das von britisch
amerik~nisch-franzÖSi...c.chen Truppen besetzt ist und in e;ne 
Basis für Wühltätigkeit gegen die sozialistischen StaRten ver
w andelt wurde . vielmehr zustatten .. Indem Kanzrer Adenauer 
und die westdeutschen Kreise. di~ ~ine Poli tik unterstützen, 
die Beibehaltung de r Besetzun~ W estberlin s anstreben, trach
ten sie dan "'ch, diese B 'CIsis a ufrechtzuerha lte n. um zu passen
der Zeit eine Aggression ge,een die Qentsche Demokra tic::che 
Republik zu entfachen und e inen Bruderkrieg von D~utschen 
ge~en Deutsche zu entfes.<;oeln. Doch sie rechnen nicht d:tmit, 
das Westberliner Aufmarschfe ld mit eigenen Kräften halten 
zu können. und desh alb zie hen sie es vor, sich auf die Bajo
nette der Okkupanten zu stützen. 

Im Zusammenhl'lng mit einem .solchen Verhalten de r ~e
nmg der Deutschen Bundesrepublik zur Frage der Besatzung 
ist auch der Standpunkt zu verstehen, den sie hinsichtlich des 
Vorschlags der Sowjetunion über den Abzug de r ausländi
schen Truppen vom Territorium Deutschlands eingenommen 
hat. Die Bonner Regierung ist kategorisch gegen diesen Vor
schlag, ebenso wie auch gegen den Abschluß eines Friedens
vertrages mit Deutschland. Nach alldem zu urteilen, ist ihr 
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der Wunsch fremd, die souveränen Rechte des deutschen Vol
kes voll und ganz wiederherzustellen. Sie ist bereit, die Be
völkerung nicht nur Westberlins. sondern auch ihres eie:enen 
Landes endlos der moralischen Erniedrigung und allen Schwie
rigkeiten der Besatzung auszusetzen, um nur ja den Abzug 
der ausländischen Truppen nicht zuzulassen. 

Können etwa die Sowjet union und die DDR gleichgültig zu
sehen, wie Westberlin nicht nur in ein Zentrum der Wühl
tätigkeit gegen die Teiln_Ehmerländer des Warschauer Vertra
ges, sondern auch in einen Punkt der Truppenkonzentration 
verwandelt wird, die diesen Ländern feindlich sind, in einen 
Stützpunkt der NATO? Es ist verständlich, daß sich kein ein
ziger Staat. der für die InteressEn seiner Sicherheit Sorge 
trägt, mit einer solchen Lage abfinden wird. Diejenigen, die 
in einer solchen Lage tatenlos sein würden, könnte man mit 
voller Berechtigung als blind bezeichnen. 

Die Sowjetregierung Ist fest entschlossen, Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Aufgabe der Beseitigung der anomalen Lage 
in Berlin von ihr erfordert. Sie würde es vorziehen, die Auf
hebung des Besatzungsregimes in BerUn auf dem Wege einer 
vernünftigen Vereinbarung mit den anderen interessierten 
Mächten vorzunehmen, und gibt die Hoffnung nicht auf. daß 
dies möglich sein wird. Sollten aber die Regierungen der USA, 
Großbritanniens und Frankreichs bei der Lösung dieser Auf
gabe nicht mit der Sowjetunion zusammenarbeiten wollen. 
dann wird der Sowjetregierung nichts anderes übrigbleiben, 
als die mit der Aufrechte.rhaltung des Besatzull$!'sregimes in 
BerUn verbundenen Funktionen abzugeben und mit der Regie
rung der DDR ein entsprechendes Abkommen zu schließen. 

Gewisse Leute im Westen versuchen, zu Drohungen Zuflucht 
zu nehmen. Es werden Stimmen laut, die dazu aufrufen, Ge
walt anzuwenden und Panzer einzusetzen, um die Positionen 
der Besatzer in Westberlin zu verteidigen. Was kann man zu 
solchen Aufrufen sagen? Sie sind von allem Moglichen diktiert, 
nur nicht von gesundem Menschenverstand, 

Ist es nicht klar, daß jeder Versuch, mit Gewalt nach Berlin 
durchzustoßen, einen überfall auf die Deutsche Demokratische 
Republik und damit auch auf ihre Verbündeten im Warschauer 
Vertrag bedeuten würde? Man könnte daran erinnern. daß 
sielt die sowjetischen Truppen nicht in Ostdeutschland befinden, 
um den Westmächten den Weg nach BerUn zu weisen, 

Im Falle eines überfalls auf die DDR würde den Aggres
soren von den vereinigten Kräften der Teilnehme .. staaten des 
Warschauer Vertrages die gebührende Abfuhr erteilt werden. 
Die Sicherheit der DDR wird zuverlässig beschützt werden. 

Wenn man den Politikern folgen wollte, die ihr seelisches 
Gleichgewicht verloren haben und die heute im Zusammen
hang mit Berlin von Gewaltanwendung schreien, so hieße das, 
die Gefahr eines Krieges mit all seinen schweren Folgen für 
die Menschheit heraufzubeschwören, Wenn ein militärischer 
Konflikt entstehen würde, wäre es kaum möglich, ihn in 
irgendeinem begrenzten Rahmen zu halten. Von beiden Selten 
würden alle neuesten VernichtungsmitteJ bis zu Kern- und 
Raketenwaffen angewandt werden. Streben das etwa die
jenigen an, die dazu aulruten, Panzer gegen Berlin in Marsch 
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zu setzen? Wenn dem so ist, so stellen sie sich bewußt wahr
haft mörderische Ziele. 

Die Vorschläge der Sowjetunion auf Beseiti~u~g d~ B~ 
satzungsstatuts von Berlin geben die ~olle Möglt~kelt, ~e 
Frage WestberUn im Interesse der Fe~tll?iung d~ Friedens m 
Europa ohne irgendwelchen Schaden fur ~~gendeJße der Groß
mächte und mit offensichtJ1chem ~utzen fur das deutsch~ Volk 

u lösen. Die Sowjof:'tmenschen möchten daran glauben konnen, 
~aß die Regierungen der Westmächte eine realistische Haltung 
gegenüber diesen Vorschlägen an den Tag legen und alles 
über Bord werfen, was heute durch erre~te ~müter. ni~t 
aber durch kühle überlegung und durch eIDe nuchterne Ein
schätzung der Lage hervorgerufen wurde. 

(NaCh .. Neues Deuts<:htand" Nr. 298 vom 12. 1'2. 1958.) 
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